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Mit dem Begriff Gesundheit verbindet Jede/r eigene

Vorstellungen. Die Weltgesundheitsorganisation

(WHO) definiert Gesundheit als einen „Zustand voll-

ständigen körperlichen, geistig-seelischen und sozia-

len Wohlbefindens und nicht nur die Abwesenheit von

Krankheit und Gebrechen“. Der Gesundheitsbegriff der

WHO ist damit sehr anspruchsvoll und umfassend. Er

bietet den Vorteil, dass er nicht nur auf den körperli-

chen Zustand abstellt, sondern über das soziale Wohl-

befinden auch Lebensverhältnisse, wie Arbeit, Woh-

nung, Familie und Bildung mit einbezieht. Er verkör-

pert ein Ideal, dass es anzustreben gilt und ist daher als

Leitbild für die Gesundheitspolitik von großer Bedeu-

tung. Er geht aber weit über das hinaus, was durch gute

Umweltpolitik beeinflussbar ist. Dennoch ist die Sorge

um die Gesundheit der Menschen wesentliches Motiv

der Umweltpolitik. 

Für den Umweltschutz ist Gesundheit deshalb auch

kein neues Thema. Klassische Bereiche der Umweltpo-

litik wie die Luftreinhaltung, der Lärmschutz, die Che-

mikalienpolitik, der Strahlenschutz oder der Natur-

schutz tragen ebenso maßgeblich zum allgemeinen Ge-

sundheitsschutz bei wie die relativ neuen Themen des

Schutzes der Biodiversität und des Klimas. Umwelt-

schutz leistet enorm viel für die Gesundheit der Men-

schen. Er hat dies in der Vergangenheit getan und er

wird dies auch in Zukunft tun müssen, weil es trotz aller

Fortschritte immer noch zahlreiche ungelöste Pro-

bleme gibt. Aber wir haben es versäumt, diesen Nutzen

immer auch konsequent zu kommunizieren. 

Dies wird deutlich in aktuellen Umfrageergebnis-

sen. Etwa ein Viertel der Deutschen sieht für sich selbst

immer noch eine starke Gesundheitsbelastung durch

die schlechte Qualität der Umwelt. Die Einschätzung

für künftige Generationen fällt noch ungünstiger aus.

Laut einer Umfrage des Umweltbundesamtes aus 2006

befürchten sogar drei Viertel aller Deutschen, dass die

Gesundheit ihrer Kinder und ihrer Enkelkinder durch

Umweltfaktoren stark oder sogar sehr stark belastet

sein wird. Zu dieser schlechten Prognose tragen sicher-

lich auch die erwarteten Folgen des Klimawandels bei,

der uns im Hinblick auf den Gesundheitsschutz vor

große Herausforderungen stellen wird. 

Als Willi Brandt 1961 forderte, der Himmel über der

Ruhr müsse wieder blau werden, litten die Menschen im

Ruhrgebiet unter vielen Arten von Atemwegserkran-

kungen. In den 50er Jahren hatte sich die Lungenkrebs-

rate im Ruhrgebiet verdoppelt. Vor lauter Rauchschwa-

den aus den Schornsteinen und Kaminen, die damals

den wirtschaftlichen Aufschwung verdeutlichten, konn-

ten die Menschen im Ruhrpott die Sonne kaum noch se-

hen. Ihre Lebenserwartung war deutlich geringer als in

anderen Teilen des Landes. Inzwischen haben wir ähnli-

che Verhältnisse in China und anderen Ländern, die un-

sere industrielle Entwicklung nachzuholen versuchen.   

Heute ist der Himmel über der Ruhr und über den

anderen Ballungsräumen in Deutschland wieder blau.

Wir haben enorm viel für die Gesundheit der Menschen

erreicht. Und ganz nebenbei exportieren wir heute die

Technologien, die maßgeblich zu diesen Verbesserun-

gen geführt haben, erfolgreich in die ganze Welt. 

Aber wir sind mit dem Thema „Umwelt und Ge-

sundheit“ hier zu Hause noch lange nicht zu Ende. 
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Luftreinhaltung

Luftreinhaltung ist auch heute noch ein wichtiges

Thema. Sonst bräuchten wir zum Beispiel keine Luft-

reinhaltepläne, die uns die nicht allzu beliebten Um-

weltzonen bescheren. Die Staubbelastung ist zwar ins-

gesamt – was die Gesamtmenge betrifft – zurückge-

gangen. Deshalb ist auch der Himmel über der Ruhr

wieder blau geworden. Aber der Staub, der uns um-

gibt, ist wesentlich feiner geworden. Jede Art von Ruß-

partikel ist dabei gesundheitlich besonders bedenk-

lich. Der Staub bleibt jetzt nicht mehr nur in den

Atemwegen und in der Lunge hängen. Er verbreitet

sich im ganzen Körper und steht deshalb z. B. im Ver-

dacht zur Entstehung von Alzheimer beizutragen. Das

Helmholtz-Zentrum in München, das sich schwer-

punktmäßig mit Umwelt und Gesundheit befasst, hat

ausgerechnet, dass die Feinstaubbelastung jeden von

uns durchschnittlich zehn Monate seines Lebens kos-

tet. Das ist eine beeindruckende Zahl und verdeut-

licht, dass wir der Feinstaubthematik mehr Aufmerk-

samkeit widmen müssen. Durch die Nanotechnolo-

gie gewinnt dieses Thema noch zusätzlich an Bedeu-

tung. 

Es ließen sich noch viele Beispiele für die gesund-

heitsrelevante Umweltbelastungen nennen. Ein sol-

ches Beispiel ist der Lärm. Nach Schätzungen des Um-

weltbundesamtes können rund 4 000 Herzinfarkte im

Jahr auf den Straßenverkehrslärm zurückgeführt wer-

den. Eine andere Untersuchung des Umweltbundes-

amtes besagt, dass von nächtlichem Fluglärm Betrof-

fene häufiger den Arzt aufsuchen müssen. Ihnen wer-

den deutlich mehr Herz-Kreislauf-Medikamente so-

wie Schlaf- und Beruhigungsmittel verschrieben. Wei-

tere Studien besagen, dass Fluglärm das Risiko von

Bluthochdruck erhöhen kann. Die Lärmbelastung ist

ein nach wie vor wenig gelöstes Problem, für das es in

vielen Fällen nur individuelle Lösungen gibt: Wenn

wir es uns leisten können, wohnen wir in lärmarmen

Gegenden. Weil dies vielen nicht möglich ist, besteht

eine enge Verbindung zwischen den gesundheitlichen

Folgen des Lärms und dem sozialen Status der Betrof-

fenen.

Chemikaliensicherheit

Ein drittes Beispiel ist die Chemikaliensicherheit.

Bei zigtausenden Chemikalien ist unbekannt, wie sie

auf die menschliche Gesundheit wirken. Risiken, die

nicht bekannt sind, können auch nicht beherrscht wer-

den. Ab 2010 werden zunächst Chemikalienaltstoffe mit

hohen Produktionsvolumina ab 1 000 t pro Jahr von

dem neuen europäischen REACH-System erfasst. Jetzt

geht es darum, so genannten „besonders Besorgnis er-

regende Stoffe“ schnellstmöglich zu identifizieren und

zu prüfen, sodass wir durch Verwendungsbeschrän-

kungen oder Verbote echte Fortschritte in der Chemi-

kaliensicherheit erreichen. Dabei geht es u. a. um be-

stimmte Chemikalien, die hormonähnlich wirken und

von denen wir im Alltag in vielfältiger Form umgeben

sind. Sie stehen im Verdacht, dafür sorgen, dass immer

mehr Paare ungewollt kinderlos bleiben und bestimmte

hormonell beeinflusste Krebsarten zunehmen. 

REACH bietet derzeit noch kein Instrumentarium,

um die besonderen Eigenschaften von Nanomateria-

lien zu erfassen. Überlegungen dazu, wie dies geändert

werden kann, laufen. Derzeit ist nicht bekannt, in wel-

chen Produkten des täglichen Bedarfs (z. B. Lebensmit-

teln und Kosmetika) Nanomaterialien vorkommen. Die

nötige Markttransparenz kann nur über eine Melde-

verordnung für synthetisch hergestellten Nanomate-

rialien erreicht werden. Damit würde eine wesentliche

Voraussetzung für die Regulierung von Produkten ge-

schaffen, aus denen eine Freisetzung von Nanoparti-

keln zu befürchten ist. 

Biozide in Produkten wie Desinfektions-, Holz-

schutz-, Schädlingsbekämpfungs- und Reinigungsmit-

teln werden ebenfalls von REACH nicht erfasst, sind

aber in fast jedem Haushalt vorhanden. Die bevorste-

hende Novellierung der europäischen Biozidgesetzge-

bung soll Verbesserungen bringen. Bisher sind noch

immer etwa 25 000 Biozidprodukte ungeprüft auf dem

Markt. Dies liegt an den langsamen und aufwändigen

Zulassungsverfahren. Die zuständigen Behörden ver-

fügen aber auch nicht über die notwendigen Kapazitä-

ten, um die Verfahren zügig voranzutreiben.
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Mit Hilfe des Human-Biomonitoring können wir über-

prüfen, welche chemischen Stoffe in welchen Mengen

vom menschlichen Organismus aufgenommen werden.

Der letzte Umweltsurvey, der 2003 bis 2006 mit Kindern

im Alter von drei bis 14 Jahren durchgeführt wurde, hat

uns aktuelle Daten zur Belastung der Bevölkerung mit

bestimmten Schadstoffen geliefert. Die Umweltproben-

bank erlaubt uns, Zeitreihen für die Belastung mit die-

sen Stoffen zu erarbeiten. Beide Instrumente können aber

nur dann Daten liefern, wenn es geeignete Analyseme-

thoden für die jeweiligen Stoffe gibt. Dies ist aber längst

nicht für alle Stoffe der Fall, die im Verdacht stehen, ge-

sundheitlich nachteilige Wirkungen zu erzeugen. In Ko-

operation mit Wissenschaft und Industrie wollen wir für

– aus gesundheitlicher Sicht – prioritäre Stoffe neue Ana-

lysemethoden entwickeln lassen, um noch genauer als

bisher die Belastung der Bevölkerung mit Chemikalien

untersuchen zu können. 

Innenraumluft

Häufig unterschätzt wird die gesundheitliche Be-

deutung der Qualität der Luft in Gebäuden, in denen

wir uns durchschnittlich 80 bis 90 Prozent des Tages

aufhalten. Die gesundheitliche Thematik in Innenräu-

men ist vielfältig: Wichtige Beispiele sind die Einträge

von Chemikalien in die Raumluft, Feuchtigkeit mit

Schimmelbildung und anderen mikrobiellen Kontami-

nationen, Feinstäube und zu hohe CO2-Konzentratio-

nen. Ganz überwiegend liegen die Quellen für derartige

Belastungen im Innenraum selbst. Erfolge gibt es be-

reits. Asbest, bestimmte Holzschutzmittel und viele

chlorierte Kohlenwasserstoffe wurden dank rigorosen

Eingreifens bis hin zum Verbot als Innenraumthemen

verdrängt. Heute spielen andere Probleme eine maß-

gebliche Rolle wie Feinstäube aus unterschiedlichsten

Quellen, flüchtige und schwer flüchtige Emissionen aus

Bauprodukten und Inventar, der vermehrte Gebrauch

von allergiebildenden Duftstoffen etc. In energetisch

optimierten Gebäuden kann die erhöhte Luftdichtheit

der Gebäudehülle bestimmte Phänomene verstärken.

Deshalb müssen wir uns zukünftig noch intensiver um

die Qualität der Innenluft kümmern, auch wenn die ge-

setzlichen Regelungsmöglichkeiten wegen des Schut-

zes der Privatsphäre beschränkt sind. Im Juni 2009 wird

das Bundesumweltministerium eine internationale

Konferenz zu aktuellen Innenraumthemen durchfüh-

ren, die am 23. und 24. Juni 2009 in Berlin stattfindet. 

Umweltgerechtigkeit 

Wohnsituation und Wohnumfeld sind stark von so-

zialen Faktoren abhängig. Wie „gut“ wir wohnen, hängt

maßgeblich davon ab, wie gut wir ausgebildet sind und

welche soziale Stellung wir im Beruf einnehmen. Das

hat Auswirkungen darauf, wie gesund unsere Kinder

groß werden. Die soziale Verteilung gesundheitsrele-

vanter Umweltbelastungen, mit dem wir uns unter dem

Begriff der „Umweltgerechtigkeit“ befassen, ist in

Deutschland noch wenig untersucht. Wir alle wissen,

dass Menschen, die arm sind, häufiger erkranken und

früher sterben. Weniger bekannt ist aber, dass Men-

schen mit einem niedrigen Sozialstatus tendenziell stär-

keren Umweltbelastungen ausgesetzt sind als andere.

Dies gilt vor allem für Belastungen durch Luftschad-

stoffe und Lärm, aber auch für bestimmte chemische Be-

lastungen.  

Wir müssen unsere Kenntnisse über diese Zusam-

menhänge noch verbessern. Deshalb hat das Bundes-

umweltministerium im Oktober 2009 eine Fachtagung

zu dieser Thematik organisiert und Umweltgerechtig-

keit im November 2008 auch im Rahmen einer ge-

meinsam mit dem DGB durchgeführten Konferenz erör-

tert. Aber schon jetzt wissen wir, dass in der allgemeinen

Gesundheitsförderung, in der ökologischen Stadtge-

staltung und in nachhaltiger Mobilität große Chancen

für Maßnahmen bestehen, die die Lebensqualität und

die soziale Integration gerade der wirtschaftlich schwä-

cheren Teile unserer Bevölkerung verbessern. Es ist ein

Gebot sozialer Gerechtigkeit, hier für Verbesserungen

zu sorgen.

Öffentlichkeitsarbeit 

Wichtig ist auch, dass wir mit unserer Informations-

und Öffentlichkeitsarbeit die Bevölkerung darüber in-

formieren, wie man reale Risiken für sich selbst und die

Allgemeinheit vermeiden kann. Eine besondere He-
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rausforderung stellt es dabei dar, auch die sozial schwa-

chen Gruppen zu erreichen, die tendenziell am stärks-

ten durch Umweltfaktoren belastet sind. Im Rahmen

der Verbändeförderung unternehmen wir derzeit erste

Anstrengungen, um gerade sozial benachteiligte Grup-

pen mit Informationen zu erreichen. Im kommenden

Jahr sollen weitere Projekte folgen. 

Ausblick 

Umweltpolitik ist präventive Gesundheitspolitik.

Eine konsequente und am Vorsorgeprinzip ausgerich-

tete Umweltpolitik dient uns allen. Jede Erkrankung,

die vermieden wird, erspart nicht nur persönliches Leid,

sondern auch Geld. Wie wir alle wissen, wird unser Ge-

sundheitssystem in Zukunft nicht mehr bezahlbar sein,

wenn wir nicht mehr als bisher auf Prävention setzen. 

Um zu wissen, wo es sich mehr als woanders anzu-

setzen lohnt, müssen die durch Umweltfaktoren verur-

sachten Krankheitslasten, der so genannte Environ-

mental Burden of Disease, in Deutschland näher be-

stimmt werden. Ein erstes kleineres Forschungsvorha-

ben wurde bereits durchgeführt. Weitere Arbeiten müs-

sen folgen, um den Gesundheitsgewinn von spezifi-

schen Umweltschutzmaßnahmen besser quantifizie-

ren zu können. 

Insgesamt muss es darum gehen, 

� Umweltpolitik in den Bereichen voranzutreiben,

in denen der gesundheitliche Nutzen besonders

hoch ist ,  

� unklare Zusammenhänge zwischen Umwelt und

Gesundheit weiter aufzuklären, um den Gesund-

heitsschutz und die Risikovorsorge zu verbessern,

und 

� den gesundheitlichen Nutzen der Umweltpolitik

stärker als bisher zu kommunizieren. 

(AutorInnen: Prof. Dr. Uwe Lahl, Leiter der Abteilung „Umwelt und
Gesundheit, Immissionsschutz, Anlagensicherheit und Verkehr,
Chemikaliensicherheit“ und Brigit Wolz, Referat IG II 2 „Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz“)
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„Umweltschutz – für unsere 
Gesundheit“  

Das Motto für den Tag der Umwelt 2009 

Wir Menschen brauchen – wie alle Lebewesen – eine

Umwelt, in der wir und unsere Nachkommen gesund le-

ben können und die körperliches, seelisches, geistiges

und soziales Wohlbefinden ermöglicht. Das bedeutet,

wir brauchen reine Luft, sauberes Trinkwasser, gesunde

Lebensmittel, natürliche klimatische Bedingungen,

saubere Gewässer und eine intakte Natur, in der wir

Ausgleich und Erholung finden können. Anspruchs-

voller Umweltschutz schützt deshalb auch die Gesund-

heit und erhöht die Lebensqualität.

Der Geburtstag des internationalen
Umweltschutzes

In Erinnerung an die Eröffnung der Konferenz der

Vereinten Nationen zum Schutz der Umwelt am 5. Juni

1972 in Stockholm haben die Vereinten Nationen den 

5. Juni zum „Tag der Umwelt“ erklärt. Auch in Deutsch-

land finden deshalb seit über 30 Jahren alljährlich am 

5. Juni Aktionen und Informationsveranstaltungen

statt, die dazu anregen, über die Umwelt nachzudenken
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und die Menschen motivieren, sich umweltbewusst zu

verhalten. Seit 1980 gibt es jedes Jahr ein gemeinsames

Motto, das die durchführenden Gemeinden, Schulen,

Umweltverbände, Firmen und staatlichen Einrichtun-

gen bei ihren Aktionen berücksichtigen können. Auf

Beschluss der Umweltministerkonferenz steht der dies-

jährige „Tag der Umwelt“ unter dem Motto „Umwelt-

schutz – für unsere Gesundheit“.

Sorge um gesundheitliche 
Auswirkungen

Weil sich die Umwelt in vielerlei Hinsicht nachteilig

verändert, machen sich viele Menschen in Deutschland

Gedanken um die gesundheitlichen Auswirkungen.

Drei Viertel der deutschen Bevölkerung glauben, dass

Umweltprobleme die Gesundheit unserer Kinder und

Enkel in den nächsten Jahrzehnten belasten werden.

Viele Menschen fühlen sich schon heute von Lärm und

Luftschadstoffen belastet und vom Klimawandel per-

sönlich bedroht. Dies zeigen die repräsentativen Bevöl-

kerungsumfragen „Umweltbewusstsein in Deutsch-

land“, die im Auftrag des Bundesumweltministeriums

alle zwei Jahre durchgeführt werden. 

Schadstoffe in der Luft, in Lebensmitteln und ande-

ren Produkten, bestimmte Chemikalien, Lärm und Hit-

zeperioden – all das belastet unsere Umwelt und so auch

die menschliche Gesundheit. 

Aktivitäten des 
Bundesumweltministeriums

Das Bundesumweltministerium arbeitet gemein-

sam mit seinen nachgeordneten Behörden Umwelt-

bundesamt, Bundesamt für Strahlenschutz und Bun-

desamt für Naturschutz daran, solche Beeinträchti-

gungen rechtzeitig zu erkennen. Wir machen Vor-

schläge, wie die Belastungen zu beseitigen oder zu-

mindest zu verringern sind.

Zu den Aufgaben gehört auch, die Menschen darü-

ber zu informieren, was sie selbst tun können, um ihre
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(Foto: UBA)
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itGesundheit vor umweltbedingten Risiken zu schützen.

Unsere Broschüren und Ratgeber mit praktischen Tipps

und weiteren Informationen stehen allen Interessierten

unentgeltlich zur Verfügung. Außerdem hat der Bil-

dungsservice des Bundesumweltministeriums Bil-

dungsmaterialien für den Einsatz an Grundschulen und

weiterführenden Schulen veröffentlicht, um die Lehr-

kräfte dabei zu unterstützen, dieses wichtige Thema den

Schülerinnen und Schülern interessant, lebensnah und

fachlich richtig zu vermitteln.

(Autorin: Judith Meierrose, Umweltbundesamt, FG II 1.1 „Umwelthy-
giene und Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung“)

Wie krank macht uns unsere Umwelt?

Aktuelle Studie zu Krankheitslast am Beispiel von 
Feinstaubbelastung

Eine aktuelle Studie zeigt, in welchem Ausmaß Fein-

staub die Gesundheit der Menschen in Deutschland be-

lastet. Gesundheitsbelastungen durch verschiedene

Umwelteinflüsse können mit Hilfe von Methoden er-

fasst und verglichen werden, die von der Weltgesund-

heitsorganisation (WHO) entwickelt wurden.

Der Mensch lebt inmitten einer Umwelt, die ihn po-

sitiv und negativ beeinflussen kann. Manche dieser Um-

welteinflüsse können seine Gesundheit beeinträchti-

gen und sogar zum vorzeitigen Tode führen. Fachleute

der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit

(GRS), der Universität Bielefeld und des Umweltbun-

desamtes (UBA) werteten aktuelle Daten aus Deutsch-

land zur umweltbedingten Beeinflussung der Gesund-

heit aus. Mit dem Konzept der „umweltbedingten

Krankheitslast“ ermittelten sie die unterschiedlichen

Gesundheitsbelastungen der deutschen Bevölkerung.

Diese Belastung kann in den Verlust an Lebensjahren

umgerechnet werden. Für das aktuelle Umweltproblem

Feinstaub in der Außenluft sprechen die Zahlen eine

deutliche Sprache.

Vorzeitige Todesfälle durch 
langfristige Feinstaubbelastung

Die im Projekt durchgeführten Berechnungen be-

trachten die dem Feinstaub zuzuschreibenden vorzei-

tigen Todesfälle als Folge verschiedener Erkrankungen.

Die Gesundheitsrisiken durch die langfristige Belastung

durch Feinstaub wurden hierbei für die über 30-jähri-

gen Personen in Deutschland geschätzt. Die Fachleute

der Universität Bielefeld gehen im Falle von Lungen-

krebs von zirka 60 000 und bei Atemwegs- und Herz-

Kreislauf-Erkrankungen von nahezu 200 000 verlore-

nen Lebensjahren in der deutschen Bevölkerung aus.

Für die betroffenen Menschen bedeutet dies einen Le-

benszeitverlust von fast fünf Jahren.

Gesundheitsgewinne durch 
umweltpolitische Maßnahmen

Die Studie untersuchte auch, wie sich eine Minde-

rung der Feinstaubbelastung auf die betrachtete Krank-

heitslast auswirken würde. Dazu wurde angenommen,
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dass die mittlere Feinstaubkonzentration im Jahr 2005

einen bestimmten Wert nicht überschritten hätte. Geht

man für die Feinstaubfraktion bis 10 m Durchmesser

(PM10) von einer hypothetischen Obergrenze von 

20 g/m3 aus, ergibt sich die in unten stehender Abbil-

dung dargestellte Reduktion der Krankheitslast. Be-

züglich der Langzeitexposition durch Feinstaub hätte

sich die umweltbedingte Krankheitslast sowohl für Lun-

genkrebs als auch für die Atemwegs- und Herz-Kreis-

lauf-Erkrankungen um jeweils zirka zwölf Prozent ver-

mindert. Allein dieser prognostizierte Rückgang der

vorzeitigen Todesfälle entspricht – auf die deutsche Be-

völkerung bezogen – mehr als 31 000 gewonnenen Le-

bensjahren.

Ausblick: Vorteile für den 
gesundheitsbezogenen Umweltschutz

Das Forschungsprojekt bestätigt, dass das Konzept

der umweltbezogenen Krankheitslast die Umweltpoli-

tik insbesondere bei der Prioritätensetzung und der Ri-

sikokommunikation unterstützen kann. Dennoch ist

eine umfassende Betrachtung der umweltbedingten

Krankheitslast der Menschen in Deutschland derzeit
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Die umweltbedingte Krankheitslast
und das DALY-Konzept der WHO:

Die Summe der gesundheitlichen Beeinträchti-

gungen, die auf schädliche Umwelteinflüsse zurück-

zuführen sind, wird als umweltbedingte Krankheits-

last einer Bevölkerung bezeichnet. Üblicherweise

wird sie als Verlust von „behinderungsbereinigten Le-

bensjahren“ (engl. Disability-Adjusted Life Years,

DALY) angegeben. Die DALY berücksichtigen sowohl

den krankheitsbedingten Verlust an Lebenszeit als

auch die Lebenszeit, deren Qualität durch Erkran-

kungen eingeschränkt ist. Die verlorene Lebenszeit

wird bezogen auf die durchschnittliche Lebenser-

wartung der Bevölkerung berechnet.

Vorteile für die Umweltpolitik

� Umweltprobleme können hinsichtlich ihrer 

Gesundheitsrelevanz auf empirischer Basis 

miteinander verglichen und somit langfristig

priorisiert werden.

� Ein Vergleich unterschiedlicher Bevölkerungs-

gruppen hilft, Personen mit vergleichsweise

hohen gesundheitlichen Belastungen durch die

Umwelt zu identifizieren.

� Der Erfolg umweltpolitischer Maßnahmen kann

hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Auswirkun-

gen als Gesundheitsgewinn beziffert werden.

� Die Umrechnung der Gesundheitsrisiken in 

verlorene Lebenszeit liefert anschauliche Ergeb-

nisse für die Risiko-Kommunikation

Gesundheitsgewinne durch Umweltschutz 

Reduktion der Krankheitslast durch die Langzeitexposition gegenüber Feinstaub bei hypothetischer Einhaltung eines PM10-Jahresmittelwertes von
20 g/m (Vergleich zur Situation im Jahr 2005). 
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nur begrenzt möglich: Nicht nur die Lebenszeit kann

durch umweltbedingte Erkrankungen verkürzt werden,

auch die Lebensqualität kann spürbar eingeschränkt

werden. Diese Einschränkung der Lebensqualität kann

bisher nur sehr bedingt in die Berechnung der gesamten

Krankheitslast aufgenommen werden. Nur für wenige

Erkrankungen liegen hinreichend genaue Daten zu de-

ren Auftreten und Dauer vor. Für bestimmte Umwelt-

faktoren wird eine zuverlässige Berechnung der Krank-

heitslast auch auf absehbare Zeit nicht möglich sein. So

bestehen beispielsweise im Bereich der mehrfachen Be-

lastung durch Chemikalien derzeit noch hohe Unsi-

cherheiten hinsichtlich der Exposition der Bevölkerung

und der gesundheitlichen Wirkungen. Das Umweltbun-

desamt engagiert sich – auch auf internationaler Ebene

– für die verstärkte Nutzung und Weiterentwicklung die-

ser Methodik. 

Weiterführende Informationen sind auf den Internet-

seiten des Regionalbüros für Europa der WHO zu finden

www.euro.who.int/envhealth/data/ 20070831_1

(Autoren: André Conrad und Dirk Wintermeyer, 
Umweltbundesamt, FG II 1.3 „Gesundheitsbezogene 
Exposition, Innenraumhygiene“)
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Umweltgerechtigkeit – Umwelt, 
Gesundheit und soziale Lage

Sozial Benachteiligte leben häufiger in einer Umwelt, die
krank macht

In Deutschland sind gesundheitliche Belastungen

als Folge von Umweltproblemen ungleich verteilt. So-

zial benachteiligte Menschen leben häufiger in einer

Umwelt, die krank machen kann – beispielsweise an

stark befahrenen Straßen. Dort sind sie Lärm und Ab-

gasen ausgesetzt. Atemwegserkrankungen, Herz-Kreis-

lauf- und Schlafstörungen können die Folgen sein. Die

Ergebnisse des Kinder-Umwelt-Surveys (KUS) (2003-

2006) des Umweltbundesamtes (UBA) zeigen aber auch,

dass Kinder aus Familien mit höherem Sozialstatus mit

bestimmten Schadstoffen stärker belastet sind – z. B.

mit polychlorierten Biphenylen (PCB) und Dichlordi-

phenyldichlorethylen (DDE).

Forschungsbedarf in Deutschland 
ermittelt

Die soziale (Ungleich-)Verteilung der Umweltbelas-

tungen und deren gesundheitliche Wirkungen sind ein

Thema, das in Deutschland lange kaum Beachtung fand.

Das Bundesumweltministerium und das Umweltbun-

desamt haben daher im Herbst 2007 eine Studie geför-

Kinder-Umwelt-Survey:
Lage der Wohnung nach Sozialstatus

Quelle: Umweltbundesamt 2007: Kinder-Umwelt-Survey (KUS)
(2003-2006)
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dert, die den derzeitigen Forschungsstand in Deutsch-

land ermittelte. Diese weist in vielen Bereichen auf un-

terschiedliche Belastungen in der Bevölkerung hin,

macht aber auch auf die unzureichende Datenlage auf-

merksam. Eine Zusammenstellung ausgewählter Studien

aus Deutschland, die das Umweltbundesamt im Sommer

2009 herausgeben wird, ergänzt die Übersichtsdarstel-

lungen zum Forschungsstand in Deutschland.

Handlungsempfehlungen für die Politik

Die Befunde, die tendenziell auf eine stärkere Be-

lastung sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen

hinweisen, zeigen den politischen Handlungsbedarf.

Das Bundesumweltministerium und das Umweltbun-

desamt haben es sich zur Aufgabe gemacht, Hand-

lungsempfehlungen für die Politik zu entwickeln.

Hierzu führten das Bundesumweltministerium und

Umweltbundesamt im Oktober 2008 in Berlin die Fach-

tagung „Umweltgerechtigkeit – die soziale Verteilung

gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen“ durch. Die

Teilnehmenden aus Wissenschaft, Politik, Verwaltung

und Praxis empfahlen unter anderem bei Maßnahmen

zur Luftreinhaltung und Lärmminderung den Fokus

stärker auf besonders belastete Bevölkerungsgruppen

und Regionen zu legen. Die Ergebnisse der Fachtagung

werden in den nächsten Monaten in einem Grundsatz-

papier veröffentlicht. 
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(Foto: pixelio / neu-atzlenbacher) 

Quelle: Umweltbundesamt 2007: Kinder-Umwelt-Survey (KUS) 
(2003-2006)

geom. Mittel in g/L

Kinder-Umwelt-Survey: Summe der
PCB-Kongenere 138+153+180 im 
Blut 7- bis 14-jähriger Kinder nach
Sozialstatus 
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itAls ein weiterer wichtiger Akteur konnte der Deut-

sche Gewerkschaftsbund (DGB) gewonnen werden. Das

Bundesumweltministerium und der DGB führten im No-

vember 2008 in Berlin die gemeinsame Konferenz „So-

ziale Dimension von Umwelt und Gesundheit – Perspek-

tiven für gesunde Arbeits- und Lebenswelten“ durch. Die

Konferenz beleuchtete die Schnittstellen von Umwelt,

Gesundheit und Sozialem und gab Anstöße für neue Ini-

tiativen beim gesundheitsbezogenen Umweltschutz, die

nicht zuletzt dazu beitragen sollen, die Situation beson-

ders belasteter Bevölkerungsgruppen zu verbessern.

Aktivitäten auf kommunaler Ebene für
mehr Umweltgerechtigkeit

Bei der Entwicklung und Umsetzung von Interventi-

onsmaßnahmen ist eine enge Kooperation der Umwelt-,

Gesundheits-, Sozial- und Stadtentwicklungsressorts un-

tereinander sowie mit Fachleuten aus Wissenschaft und

Forschung und nicht zuletzt mit den Betroffenen selbst

erforderlich. Umwelt- und Gesundheitsschutz für die

Menschen geschieht vor Ort – auf kommunaler Ebene

und in den Quartieren, in denen die Menschen ihren All-

tag verbringen. Viele verschiedene gesellschaftliche Ak-

teure sind hier gefordert. Nichtregierungsorganisatio-

nen und Umweltverbände wie die Deutsche Umwelt-

hilfe e.V. und WECF (DUH) führen derzeit – gefördert

vom Bundesumweltministerium und Umweltbundes-

amt – Aktivitäten und Projekte durch. Die DUH veran-

staltete im April 2009 den Kongress „Umweltgerechtig-

keit – Handlungsmöglichkeiten für mehr soziale Ge-

rechtigkeit durch kommunalen Umweltschutz“. Der Ver-

band machte auf vielfältige Ansätze zur sozialverträgli-

chen Gestaltung des kommunalen Umweltschutzes auf-

merksam. Lärmminderungsplanung, nachhaltige Mo-

bilität sowie interkulturelle Gärten waren einige der an-

gesprochenen Strategien für mehr lokale Umweltge-

rechtigkeit. Das vom Bundesumweltministerium und

Umweltbundesamt geförderte Projekt des Vereins Wo-

men in Europe for a Common Future e.V. (WECF) entwi-

ckelt derzeit für werdende Eltern und junge Familien

aus sozial benachteiligten Stadtvierteln zielgruppen-

spezifische Beratungsangebote zur Gestaltung eines ge-

sunden Wohnumfelds für Neugeborene.

Das Bundesumweltministerium und das Umwelt-

bundesamt werden in enger Zusammenarbeit mit wei-

teren Akteuren den angestoßenen Prozess weiter voran-

treiben. Eine Strategiekonferenz ist für den Spätherbst

2009 in Planung. Ziel ist es, nachhaltigen Umwelt- und

Gesundheitsschutz für alle sozialen Bevölkerungsgrup-

pen sicherzustellen.

Weitere Informationen

Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit (APUG)

Themenseite „Umweltgerechtigkeit“

www.apug.de/ung/umweltgerechtigkeit

Umweltbundesamt (UBA) (Hrsg.): Themenausgabe

„Umweltgerechtigkeit – Umwelt, Gesundheit und so-

ziale Lage" des UmweltMedizinischen Informations-

Dienstes (UMID) (2/2008),

www.umweltbundesamt.de/umid/archiv/

umid0208.pdf 

Fachtagung „Umweltgerechtigkeit – die soziale 

Verteilung gesundheitsrelevanter Umweltbelastun-

gen“, www.uni-bielefeld.de/gesundhw/umweltge-

rechtigkeit/index.html

(Autorin: Christiane Bunge, Umweltbundesamt, FG II 1.1 „Umwelt-
hygiene und Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung“)

Soziale Ungleichheit kann zu unglei-
chen Gesundheitsbelastungen führen

Bildung, Einkommen und andere soziale Merkmale

beeinflussen die Wohnbedingungen und Lebensstile

sowie die damit verbundenen Gesundheitsrisiken der

Menschen. Sozial schlechter gestellte Bevölkerungs-

gruppen sind von Umweltproblemen vielfach stärker

betroffen und verfügen oft nicht über die notwendigen

Voraussetzungen wie Einkommen, Vermögen und Bil-

dung, um solche Belastungen zu vermeiden. Die Politik

setzt sich für das Recht jedes Menschen ein, in einer

gesunden Umwelt leben zu können.
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Umwelt-, Natur- und Klimaschutz tragen entschei-

dend zum Gesundheitsschutz der Bevölkerung bei. Um

das Bewusstsein für diesen engen Zusammenhang zu

schärfen, lädt die Weltgesundheitsorganisation (WHO)

seit 1989 die europäischen Umwelt- und Gesundheits-

ministerinnen und -minister zu Fachkonferenzen ein.

Treffen in Bonn im April 2009

Die 5. WHO-Konferenz findet 2010 in Parma (Ita-

lien) statt. Zur Vorbereitung dieser Konferenz trafen

sich vom 27. bis zum 29. April 2009 – fast 20 Jahre nach

der ersten Konferenz – rund 300 Fachleute in Bonn. Das

Vorbereitungstreffen wurde vom WHO-Regionalbüro

Europa durchgeführt. Bundesumweltministerium und

Bundesgesundheitsministerium waren gemeinsam

Gastgeber der Konferenz, an der VertreterInnen aus 53

Mitgliedstaaten der WHO-Region Europa, Nichtregie-

rungsorganisationen, der Europäischen Kommission

sowie Jugendvertreter teilnahmen.

Im Vordergrund standen gesundheitliche Auswir-

kungen des Klimawandels, die Weiterentwicklung des

Aktionsplans zur Verbesserung von Umwelt und Ge-

sundheit der Kinder in der europäischen WHO-Region

sowie Geschlechtergerechtigkeit und soziale Un-

gleichheit bei umweltbedingten Gesundheitsrisiken.

Zum Auftakt des Vorbereitungstreffens betonte der

Parlamentarische Staatssekretär im Bundesumweltmi-

nisterium Michael Müller: „Nur gemeinsam können wir

den Schutz der Menschen vor umweltbedingten Ge-

sundheitsbelastungen sicherstellen und effektive Risi-

kominderungsstrategien entwickeln."

Internationale Aktivitäten zu 
„Umwelt und Gesundheit“

Um Erkrankungen, die durch Umweltbelastungen mit

verursacht oder verstärkt werden, zu vermeiden oder in

ihrer Häufigkeit zu verringern, sind gemeinsame An-

strengungen in den Politikbereichen Umwelt und Ge-

sundheit erforderlich. Vor diesem Hintergrund verab-

schiedeten die Umwelt- und Gesundheitsministerin-

nen und -minister der WHO-Region Europa auf ihrer

Ersten Europakonferenz „Umwelt und Gesundheit“

1989 in Frankfurt am Main die „Europäische Charta Um-

welt und Gesundheit“. In dieser Charta wird bekräftigt,

dass „jeder Mensch Anspruch auf eine Umwelt hat, die

ein höchstmögliches Maß an Gesundheit und Wohler-

gehen ermöglicht“. Deutschland war Gastgeber dieser

ersten Konferenz und politischer Schrittmacher des Pro-

zesses bei dem erstmalig die beiden Politikbereiche Um-

welt und Gesundheit in einem ganzheitlichen Ansatz

eng miteinander verknüpft wurden.

Die Konferenz der Vereinigten Nationen für Um-

welt und Entwicklung (UNCED), die 1992 in Rio de

Janeiro stattfand, hat in ihrer Agenda 21 dem Schutz

und der Förderung der menschlichen Gesundheit ein ei-
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genes Kapitel gewidmet und dabei den Schutz der Ge-

sundheit vor Umwelteinflüssen eingeschlossen. Dieses

Anliegen wurde durch die weiteren WHO-Konferen-

zen aufgegriffen.

Auf der 2. WHO-Europakonferenz „Umwelt und Ge-

sundheit“ 1994 in Helsinki wurde ein „Europäischer Ak-

tionsplan Umwelt und Gesundheit“ beschlossen. Der

Aktionsplan sah vor, dass die Mitgliedstaaten Nationale

Aktionspläne aufstellen, um den Umwelt- und Gesund-

heitsschutz national weiter zu entwickeln. Ziel war es,

die klassische europäische und nationale Umweltpoli-

tik, die sich vor allem auf die Minderung einzelner

schädlicher Einflüsse konzentrierte, um Ziele im

Schnittstellenbereich von Umwelt und Gesundheit zu

ergänzen. Die interdisziplinäre Zusammenarbeit ver-

schiedener Politikbereiche ist ein wesentlicher Be-

standteil dieser Initiative.

Die Bundesregierung hat die Beschlüsse aus den

WHO-Europakonferenzen aufgenommen und umge-

setzt. Anlässlich der 3. WHO-Europakonferenz 1999 in

London wurde das deutsche Aktionsprogramm Um-

welt und Gesundheit (APUG) vorgelegt. Ein Schwer-

punkt ist der Schutz von Kindern.

Mit der 4. WHO-Europakonferenz „Umwelt und Ge-

sundheit“ der Umwelt- und GesundheitsministerInnen

im Juni 2004 in Budapest wurde – auch auf Initiative

Deutschlands – der Schwerpunkt der politischen Maß-

nahmen auf Kinder und Jugendliche als Zielgruppe ge-

legt, um damit den Gedanken der Nachhaltigkeit und

der Zukunftsorientierung zu stärken. Auf dieser Konfe-

renz mit dem Titel „Die Zukunft unseren Kindern“ ver-

abschiedeten die MinisterInnen den „Aktionsplan für

die Verbesserung von Umwelt und Gesundheit der Kin-

der in der Europäischen Region“. Dessen Ziele zur Prä-

vention und Verminderung der vordringlichsten Ein-

flussfaktoren und der damit verbundenen Erkrankun-

gen sind von den Mitgliedstaaten durch konkrete Maß-

nahmen umzusetzen. Deutschland hat sich intensiv an

den inhaltlichen Vorbereitungen der Konferenz betei-

ligt.

Die Europäische Kommission hat mit Beschluss vom

9. Juni 2004, auf Aufforderung der EU-Mitgliedstaaten
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Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesumweltministeriums, Michael Müller, bei der Eröffnung der WHO-Konferenz 
am 27. April 2009  (Foto: WHO/Christian Gapp 2009)
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und aufbauend auf der von ihr 2003

veröffentlichten „Europäischen Stra-

tegie Umwelt und Gesundheit“, einen

konkreten „Aktionsplan Umwelt und

Gesundheit 2004 – 2010“ als Beitrag

zur 4. WHO-Ministerkonferenz vor-

gelegt. Erstmalig fand damit auch auf

der Gemeinschaftsebene eine die ver-

schiedenen Politikfelder übergrei-

fende Befassung mit dem Schnittstel-

lenbereich Umwelt und Gesundheit

statt. Absicht ist es, die Zielsetzungen

in den klassischen Politikfeldern Um-

welt, Gesundheit und Forschung

durch konkrete Aktivitäten zu ergän-

zen und Synergien zu nutzen, um

Doppelarbeiten und Überschneidun-

gen zu bestehenden politischen Ini-

tiativen in der Umwelt- oder Gesund-

heitspolitik zu vermeiden.

Im Juni 2007 fand zum ersten Male in der Folge der

WHO-Ministerkonferenzen „Umwelt und Gesundheit“

eine Zwischen-Konferenz statt. Diese sollte eine Halb-

zeitbilanz zur Umsetzung der Budapester Beschlüsse, ins-

besondere des Kinderaktionsplans, ziehen sowie den

Weg für die 5. WHO-Ministerkonferenz „Umwelt und

Gesundheit“ 2010 in Parma (Italien)  bereiten. Zu dieser

Konferenz hat Deutschland den Bericht „Eine lebens-

werte Umwelt für unsere Kinder“ vorgelegt, der die Um-

setzung des Kinderaktionsplans zeigt. Der Bericht ver-

deutlicht die vielfältigen Aktivitäten zum Schutz von Kin-

dern vor umweltbedingten Gesundheitsbelastungen

und das in Deutschland erreichte hohe Schutzniveau.

Das besondere Engagement Deutschlands für das

Thema „Umwelt und Gesundheit" wird durch die Gast-

geberrolle bei der gerade in Bonn durchgeführten Vor-

bereitungskonferenz für die 5. WHO- Ministerkonfe-

renz erneut deutlich. Aus Sicht der Bundesregierung

wird es bei der Konferenz unter anderem darum gehen,

anspruchsvolle Ziele für die gesundheitliche Anpassung

an den Klimawandel zu formulieren. 

Weitere Informationen unter:

www.euro.who.int/eehc/meebnqs/20090203 1 

www.bmu.bund.de 

www.apug.de

(Autorin: Dr. Hedi Schreiber, Umweltbundesamt, 
FG II 1.1 „Umwelthygiene und Umweltmedizin, 
gesundheitliche Bewertung; APUG-Geschäftsstelle“)
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Die meisten negativen Effekte des Klimawandels

auf die menschliche Gesundheit treffen vor allem Län-

der, deren Gesundheitssysteme sich aktuell noch im

Aufbau befinden oder in denen bisher kaum oder gar

keine Gesundheitsvorsorge existiert. Darüber hinaus

werden unter den Folgen des Kli-

mawandels insbesondere

Menschen in Entwick-

lungsländern oder

w i r t s c h a f t l i c h

schwachen Re-

gionen leiden,

denen kaum

Möglichkeiten

zur Anpassung zur

Verfügung stehen.

Bei der Auftaktveranstaltung zu den Projekten im

März 2009 machte Astrid Klug, Parlamentarische Staats-

sekretärin im Bundesumweltministerium, in Anwe-

senheit der Generaldirektorin der Weltgesundheitsor-

ganisation (WHO), Margaret Chan, die Bedeutung der-

artiger Projekte für das Verständnis über die Verletz-

barkeit des Menschen durch die Gefahren des Klima-

wandels deutlich: „Am zukünftigen Wohlbefinden des

Menschen wird sich messen lassen, ob unser heutiges

Handeln Früchte trägt. Unsere Kinder und Kindeskinder

werden uns ein entschlossenes und mutiges Handeln

danken.“

Daher fördert das Bundesumweltministerium in

2009 und 2010 sieben Projekte des europäischen Re-

gionalbüros der Weltgesundheitsorganisation (WHO)

zur gesundheitlichen Anpassung an den Klimawandel

in Albanien, Kasachstan, Kirgisistan, in der Russischen

Föderation, Tadschikistan, der ehemaligen jugoslawi-

schen Republik Mazedonien und in Usbekistan.

Zielsetzungen der Projekte 

Die Ziele dieser sieben Projekte sind: 

� Der Aufbau von Kapazitäten im Gesundheitssek-

tor, um adäquat auf die Folgen des Klimawandels

reagieren zu können,

� die Bewertung von Risiken und die Entwicklung

von nationalen beziehungsweise subnationalen

Anpassungsstrategien,

� die Bereitstellung von Informationen über Ge-

sundheitsgefahren des Klimawandels und die För-

derung des Wissens- und Erfahrungsaustausches.

Beispiele für Umsetzungsmaßnahmen
in den Ländern 

So unterschiedlich die gesundheitsrelevanten Ef-

fekte der Klimaveränderung in den teilnehmenden Län-

dern sind, so unterschiedlich sind auch die Maßnah-

men im Rahmen der einzelnen Projekte.
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Albanien und Mazedonien beispielsweise leiden wie

die meisten Balkanstaaten bereits heute unter zuneh-

menden sommerlichen Hitzewellen, Dürren und Über-

schwemmungen. In diesen beiden Ländern werden im

Rahmen der Projekte unter anderem:

� die Beschäftigten im Gesundheitssektor hinsicht-

lich der Gesundheitsgefahren des Klimawandels

geschult,

� Frühwarnsysteme für Extremwetterereignisse wie

Hitze und für sich daraus entwickelnde Infektions-

krankheiten aufgebaut,

� Nationale Anpassungspläne für das Gesundheits-

wesen entwickelt und

� Informationssysteme für meteorologische Daten

und Monitoringsysteme für Luftverschmutzung

etabliert.

In Usbekistan hingegen stellen zunehmende Staub-

stürme, Dürren und der Rückgang der jährlichen Nie-

derschlagsmenge eine große Herausforderung dar. Hier

werden im Rahmen des Projektes unter anderem:

� ein Frühwarnsystem für Staubstürme eingerichtet,

� das Bewusstsein der Beschäftigten im Gesund-

heitssektor hinsichtlich der Gesundheitsgefahren

des Klimawandels gefördert,

� Nationale Anpassungspläne für das Gesundheits-

wesen entwickelt und 

� die Einflüsse von Klimaveränderungen auf 

Atemwegserkrankungen bewertet.

Informationsaustausch und 
Wissensmanagement

Eines der übergeordneten Ziele der Projekte ist ein

umfassender Informationsaustausch über die gewon-

nenen Erkenntnisse der Projektländer untereinander

und mit anderen Ländern in Südosteuropa und Zen-

tralasien, die vor vergleichbaren Herausforderungen

stehen. Das Bundesumweltministerium und andere an

den Projekten beteiligte Partner in Deutschland, wie

das Umweltbundesamt, werden die Projekte beratend

begleiten und in einen intensiven Erfahrungsaustausch

mit allen an den Projekten beteiligten Personen eintre-

ten. Somit können unter Umständen auch für Deutsch-

land Schlüsse aus den Projektergebnissen und für mög-

liche Anpassungserfordernisse gezogen werden.

(Autor: Björn Ingendahl, Referat IG II 2, „Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz“)
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In der Diskussion um die Folgen des Klimawandels

steht die Etablierung neuer Krankheitserreger und ih-

rer tierischen Überträger (Vektoren) bereits seit länge-

rer Zeit auf der Tagesordnung. Doch erst die Ausbrü-

che der durch Gnitzen übertragenen Blauzungen-

krankheit der Wiederkäuer 2006 in mehreren europäi-

schen Mitgliedstaaten und der Ausbruch von Chikun-

gunya-Fieber in Italien 2007 ließen die Verwundbar-

keit Europas durch solche Gefahren erkennen.

Im November 2008 fand deshalb in Speyer ein In-

ternationales Symposium zur Asiatischen Tigermücke

Aedes albopictus (äquivalent Stegomyia albopicta) statt.

Rund 60 ExpertInnen und RepräsentantInnen mehre-

rer europäischer Staaten und der USA trugen den neu-

esten Wissensstand zu Vorkommen, Verbreitung und

Bekämpfung der Tigermücke zusammen und disku-

tierten mögliche klimaabhängige Prognosen für die

Zukunft. 

Was macht die Tigermücke so 
gefährlich?

Aedes albopictus überträgt zahlreiche Krankheits-

erreger auf den Menschen. Besondere Bedeutung hat

die Mücke bei der Übertragung von teilweise schweren

Viruserkrankungen wie Gelb-, West-Nil-, Dengue- und

Chikungunya-Fieber. All diese Erkrankungen spielten in

der Vergangenheit in Europa nur eine untergeordnete

Rolle, in der Regel handelte es sich bei den gemeldeten

Fällen um im tropischen oder subtropischen Ausland er-

worbene Infektionen. Spätestens aber seit dem Chi-

kungunya-Ausbruch in Italien im Sommer 2007 muss

die Gefahr von in Europa selbst erfolgten Übertragun-

gen ernst genommen werden. Die Europäische Ge-

sundheitsbehörde ECDC stellte fest, dass für die Risiko-

abschätzung zukünftiger Übertragungsereignisse

Kenntnisse und Prognosen zu Vorkommen und Ver-

breitung des notwendigen tierischen Krankheitsüber-

trägers – Aedes albopictus – von entscheidender Be-

deutung sind und größerer Anstrengungen bedürfen.

Ergebnisse des Internationalen 
Symposiums in Speyer

Der Schwerpunkt der Veranstaltung lag auf der um-

fassenden Darstellung der derzeitigen Erkenntnisse

zum Vorkommen und den derzeitigen Aktivitäten zur

Bekämpfung von der Tigermücke in Europa und den

USA. Berichtet wurde aus Italien, Schweiz, Niederlande,

Frankreich, Spanien, Serbien, Polen, Tschechien, Tür-

kei, USA und Deutschland. 

Nach den ersten Nachweisen der Tigermücke in

Europa 1979 in Albanien auf Grund von Altreifenim-

porten aus den USA erfolgte zunächst eine Ausbreitung

kleinflächig entlang der Mittelmeerküste. Nach einer

zweiten Einschleppung 1990 über den Hafen Genua er-

folgte eine großflächige, aggressive Ausbreitung in Ita-

lien. Das Massenvorkommen der Tigermücke hat den

Chikungunya-Ausbruch in Italien – ausgehend von ei-

ner aus Indien zurückgekehrten Familie – erst ermög-
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licht. Von Italien aus findet ver-

stärkt in den letzten Jahren eine

massive Ausbreitung in alle

Nachbarstaaten mit entspre-

chenden für die Entwicklung der

Mücke geeigneten klimatischen

Bedingungen statt. Dies sind vor

allem Südfrankreich, Nordspa-

nien sowie der Tessin in der

Schweiz. Die Verschleppung

über Transportmittel aller Art

(Autos, Lkw, Eisenbahn, Flug-

zeug, Schiffe) wurde als Haupt-

verbreitungsweg identifiziert. In

den Ländern mit starkem Ein-

schleppungs- beziehungsweise

Ausbreitungsdruck wurden be-

reits umfassende staatliche Mo-

nitoring- und Bekämpfungspro-

gramme eingerichtet. Dies be-

trifft vor allem die Schweiz und

Frankreich. Die Kosten für diese

Maßnahmen werden von staat-

lichen, regionalen und kommu-

nalen Behörden getragen.

Seit 2005 führt die „Kommu-

nale Aktionsgemeinschaft zur

Bekämpfung der Stechmücken-

plagen e.V. – German Mosquito

Control Association (KABS)“ ein

Monitoring-Programm zum Er-

fassen des Auftretens von der Ti-

germücke in Südwestdeutsch-

land durch. Es wurden bisher nur einmal in 2007 im

Rahmen dieser systematischen Fallen-Aktion entlang

der Autobahn 5 im oberen Rheintal von der Schweizer

Grenze bis etwa Karlsruhe einige Eier der Tigermücke

gefunden. Damit ist der Nachweis erbracht, dass auf

dem Verkehrsweg auch Mücken nach Deutschland

transportiert werden. Ein staatliches flächendeckendes

Monitoring gibt es für Vektoren in Deutschland bisher

nicht. 

Was ist zu tun?

Forschungsprojekte müssen noch genauer die kli-

matischen und ökologischen Mindestanforderungen

ermitteln, die der Tigermücke eine dauerhafte Ansie-

delung in einer Region ermöglichen. Bereits jetzt ist

klar, dass in Deutschland im gesamten oberen Rheintal

solche Bedingungen bestehen. Durch zu erwartende

Klimaänderungen in den nächsten Jahren kann sich
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Asiatische Tigermücke – Aedes albopictus  (Foto: KABS; Björn Pluskota) 
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das potenzielle Verbreitungsgebiet dramatisch aus-

weiten. Prognosemodelle für die regionale klimatische

Entwicklung können hier wichtige Werkzeuge in der

Ermittlung von Risikogebieten sein. 

Neben staatlichen Monitoring-Programmen wer-

den zur Beobachtung potenzieller Ausbreitungsgebiete

in anderen Ländern (Schweiz, Italien, Frankreich, USA)

bereits gezielte Aufklärungskampagnen in der Öffent-

lichkeit durchgeführt. So werden beispielsweise in Ita-

lien schon Schulkinder über Aussehen und mögliche

Brutstellen der Mücken sowie die Vermeidung der An-

siedlung durch Abdeckung oder Leerung solcher Brut-

stätten informiert. Die Öffentlichkeit wird gezielt auf-

gefordert, verdächtige Mückenfunde an zuständige

Stellen zur Bestimmung abzugeben. Man erhofft sich so,

bereits frühzeitig Massenentwicklungen entgegentre-

ten zu können. 

Mückenbekämpfung: Schnittstelle zwi-
schen Umwelt- und Gesundheitsschutz

In den Vorträgen aus den bereits von der Tigermü-

cke besiedelten Staaten wurde deutlich, dass sowohl

von den Experten als auch von den zuständigen staatli-

chen Stellen die Notwendigkeit einer massiven Be-

kämpfung zur Eindämmung oder sogar zur Ausrottung

dieser Mückenart gesehen wird. Dabei werden nicht

nur Bekämpfungsmaßnahmen in den Brutgebieten ge-

gen die Larven durchgeführt, sondern im Bedarfsfall

auch Insektizide (Pyrethroide) im Freiland gegen die

adulten Mücken ausgebracht. In Italien laufen bereits

regional Versuche mit der Freisetzung steriler Mü-

ckenmännchen zur Eindämmung der Population. Ob

drastische Reduzierungen der Mückenzahlen mit dieser

Methode zu erreichen sind, ist fraglich.

Die Asiatische Tigermücke ist damit ein Problem,

das genau die Schnittstelle zwischen Umwelt-, Klima-

und Gesundheitsschutz trifft. Weitere Aktivitäten zur

Erforschung und Bekämpfung dieser Mücke sollten un-

bedingt in enger fachlicher Kooperation zwischen Um-

welt- und Gesundheitsressort erfolgen. 

Weitere Informationen:

Der Abstract-Band zur Tagung wird in Kürze vom 

Bundesumweltministerium Referat  IG II 2 zur 

Verfügung gestellt.

(AutorInnen: Dr. Jutta Klasen, Umweltbundesamt, FG IV 1.4 
„Gesundheitsschädlinge und ihre Bekämpfung“ und Priv. Doz. 
Dr. Norbert Becker, Wiss. Direktor der GFS/KABS, Executive 
Director of the European Mosquito Control Association)

429

6 
/ 

20
09

UMWELT

Sc
hw

er
pu

nk
tt

he
m

a:
 U

m
w

el
t 

un
d 

Ge
su

nd
he

it

Steckbrief der Asiatischen 
Tigermücke Aedes albopictus 

Ursprung: Südostasien

Name: Aedes albopictus (Skuse), seit 2008 Anerken-

nung der früheren Untergattung Stegomyia als 

Gattung neben Aedes. Deshalb wird auch der Name

Stegomyia albopicta verwendet.

Aussehen: 4-6 mm große, an Körper und Beinen 

auffällig schwarz-weiß gestreifte Mücke.

Biologie: Eiablage und Larvenentwicklung in klei-

nen Wasserreservoiren wie in Astlöchern, Baum -

stümpfen, Blumenschalen, Vasen, offen lagernden

Autoreifen, leeren Dosen, Gullys u.a. 

Larvenentwicklung: unterhalb von 11°C nicht 

möglich. Je wärmer desto schneller, bei 25 °C in 

5-10 Tagen. 

Limitierende Faktoren für Brutgebiete: mittlere

Temperatur im kältesten Monat nicht unter – 3 °C +

mittlere Temperatur der drei wärmsten Monate

nicht unter 18 °C +; mindestens 500 mm Regen pro

Jahr.

Stechaktivität: aggressiver Tagstecher ohne spezifi-

schen Wirt; saugt an Menschen und Tieren ein-

schließlich Reptilien und Amphibien.

Verbreitung: Verschleppung weltweit insbesondere

durch den weltweiten Handel mit gebrauchten 

Autoreifen und Pflanzen in stehendem Wasser, aber

auch durch Tourismus
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Macht der Klimawandel uns krank? Diese Befürch-

tung ist naheliegend, aber welche gesundheitlichen

Gefährdungen auf Grund des gewandelten Klimas be-

stehen tatsächlich und wie können wir uns schützen?

Es ist zum Beispiel zu erwarten, dass vektorassozi-

ierte Infektionserkrankungen, bei denen die Krank-

heitserreger durch Zecken oder Insekten übertragen

werden, zukünftig verstärkt auftreten. Auch trinkwas-

ser- und lebensmittelassoziierte Infektionskrankheiten

wie Typhus oder andere Salmonellosen können durch

den Klimawandel begünstigt werden. Zu den bedeu-

tendsten gesundheitlichen Auswirkungen des Klima-

wandels zählen aber auch nicht-infektiöse Krankhei-

ten, die durch Hitze und klimabeeinflusste Luftverun-

reinigungen (wie z. B. Ozon) verursacht oder begünstigt

werden. Zudem wird eine zunehmende Gesundheits-

belastung durch luftgetragene Allergene, wie z. B. Pol-

len, erwartet. 

Wärme liebende Organismen: Ausbrei-
tung führt zu Gesundheitsproblemen

Am Beispiel der Raupe des Eichenprozessionsspin-

ners und der neu in Deutschland auftretenden Pflanze

Ambrosie zeigt sich, wie problematisch die Bekämp-

fung einer Art ist, wenn sich diese erst einmal ungehin-

dert verbreitet. Diese beiden Arten sind auch daher von

besonderer Bedeutung, weil sie bevorzugt im Lebens-

raum des Menschen siedeln. Die Bedeutung innerstäd-

tischer Grünanlagen wird im Rahmen einer klimaan-

gepassten Stadtplanung zunehmen, die Ausbreitung

humanpathogener Schädlinge sollte darum gezielt

überwacht werden.

Ambrosie

Besondere Bedeutung hat im Kontext Klimawandel

und Pollenallergien in den vergangenen Jahren auch in

Deutschland die Beifuß-Ambrosie (Beifußblättriges

Traubenkraut) erlangt. Diese breitet sich zunehmend

in Deutschland aus, da sie immer günstigere Lebens-

bedingungen vorfindet. Durch die Verbreitung der Am-

brosie verlängert sich die Pollenflugzeit, da diese zu

den Spätblühern zählt (Blütezeit Juli bis Ende Oktober).

Die Pollen der Ambrosie sind hochallergen, bereits ge-

ringe Konzentrationen in der Luft können allergische

Reaktionen der Atemwege verursachen. Die Pflanze

kann auch Kontaktallergien, wie z. B. Kontaktdermati-

tis, auslösen, zudem weisen die Pollen der Ambrosie
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Ambrosia artemisiifolia – besonderes Merkmal sind die behaar-
ten Stängel (Foto: Julius-Kühn-Institut / Dr. Uwe Starfinger) 
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eine Reihe von Kreuzreaktionen mit Nahrungsmitteln

auf. Mit dem „Aktionsprogramm Ambrosia“ soll eine

weitere Verbreitung der Pflanze verhindert werden.

Dazu sollen bundesweit die Bestände der Pflanze er-

fasst werden.

Eichenprozessionsspinner

Eine weitere, bislang wenig diskutierte Gesund-

heitsgefährdung geht von Wärme liebenden Insekten

aus. Die Raupen des Eichenprozessionsspinners, eines

Nachtfalters, entwickeln ab dem dritten Larvenstadium

sogenannte „Brennhaare“. Diese enthalten ein Eiweiß-

gift, das Reizerscheinungen auf der Haut und an den

Schleimhäuten an Augen und Atemwegen hervorru-

fen kann. Darüber hinaus können Reaktionen bis hin

zum allergischen Asthma oder anaphylaktischen

Schock ausgelöst werden. Ähnlich wie bei der Ambrosie

werden durch Kontakt mit den Brennhaaren des Ei-

chenprozessionsspinners nicht nur mechanische Rei-

zungen an Haut, Augen und Atemwegen ausgelöst,

sondern auch „echte“ allergische Reaktionen. Der Ei-

chenprozessionsspinner siedelt bevorzugt an freiste-

henden, gut besonnten Eichen, z.B. an Waldrändern,

in Parks, Schwimmbädern und anderen Freizeitein-

richtungen. Häufig sind auch Schulen und Kindergär-

ten betroffen, auf deren Gelände Eichen stehen. Die Ge-

fahr, mit den Härchen in Kontakt zu kommen, besteht

ganzjährig, da die Wirkung der Härchen mehrere Jahre

anhalten kann. Zudem können sich die Haare in der

Umgebung (im Laub, im Unterholz) anreichern und die

Gespinste stellen feste Gebilde dar, die lange bestehen

bleiben können. Die im Laub und Unterholz angerei-

cherten Härchen können durch Aufwirbelungen wie-

der massenweise freigesetzt werden. Zur systemati-

schen Überwachung des Eichenprozessionsspinners

gibt es derzeit noch keine einheitliche bundesweite Re-

gelung, jedoch wird das Auftreten des Eichenprozessi-

onsspinners in den meisten Bundesländern durch die

Forstbehörden überwacht. Vereinzelt besteht bereits

eine Meldepflicht auf regionaler und kommunaler

Ebene.

Bei Monitoring auch an Allergien 
denken

Bislang wird bundesweit ein Nagetiermonitoring

betrieben, für Zecken und Mücken gibt es einzelne An-
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sätze auf der Ebene der Bundesländer. Weiterhin wer-

den mit der Ozonüberwachung und -prognose des Um-

weltbundesamtes und der Länder und mit dem bun-

desweiten solaren UV-Monitoring wichtige gesund-

heitsbezogene Umweltüberwachungssysteme betrie-

ben. Der „Aktionsplan gegen Allergien“ der Bundesre-

gierung soll dazu beitragen, Allergien in Deutschland

zu bekämpfen. In diesem Rahmen soll ein bundesweites

Allergiemonitoring etabliert werden, um das Allergie-

geschehen in Deutschland zu erfassen. Das Umwelt-

bundesamt erarbeitet derzeit ein Konzept, um neue Ge-

sundheitsgefahren, insbesondere auch Allergien durch

die Verbreitung Wärme liebender allergener Pflanzen

und Insekten rechtzeitig zu erkennen und die Gesund-

heit der Bevölkerung rechtzeitig zu schützen – bevor

ein größerer Schaden entstanden ist.

Forschungsbericht zur Überwachung
von Gesundheitsrisiken durch den 
Klimawandel 

Bei Systemen zur frühzeitigen Erkennung neuer Ge-

sundheitsrisiken durch Wärme liebende Pflanzen und

Insekten müssen nicht nur die jeweiligen Arten über-

wacht werden, sondern auch Gesundheitsdaten erho-

ben werden. Erst auf dieser Basis können rechtzeitig

Gegenmaßnahmen, z. B. eine effektive Bekämpfung der

Schädlinge und geeignete Präventionsmaßnahmen

zum Gesundheitsschutz der Bevölkerung, eingeleitet

werden. Daher erarbeitet das Umweltbundesamt der-

zeit einen Bericht zur Überwachung von möglichen Ge-

sundheitsrisiken. 

(Autorin: Carolin Sperk, Umweltbundesamt, FG II 1.1 „Umwelthy-
giene und Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung“)
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Der Blaue Engel setzt Maßstäbe im
Gesundheits- und Klimaschutz

Blauer Engel ermöglicht bessere Verbraucherorientierung
zum Schutz der Gesundheit 

Das Umweltzeichen Blauer Engel ist Deutschlands

ältestes Umweltzeichen und nunmehr seit mehr als drei

Jahrzehnten für VerbraucherInnen ein verlässlicher

Wegweiser beim Einkauf. Produkte mit dem Blauen En-

gel sind umweltverträglicher und gesundheitsscho-

nender als vergleichbare Waren oder Dienstleistungen.

Der Blaue Engel auf dem Produkt garantiert: Es ist im

Hinblick auf Umwelt und Gesundheit ein Spitzenpro-

dukt.

Der neue Schwerpunkt 
Gesundheitsschutz

Um VerbraucherInnen bei der Auswahl umwelt-

freundlicher und gesunder Waren und Dienstleistun-

gen zu unterstützen, wird das Umweltzeichen Blauer

Engel seit kurzem vier Schwerpunktthemen zugeord-

net. Neben „Gesundheit“ sind das die Schutzziele

„Klima“, „Wasser“ und „Ressourcen“. Für jedes Schutz-

ziel wurde ein eigenes Logo entwickelt. 
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Mit der zusätzlichen Einordnung des Blauen Engels

in diese vier Schutzziele ist es für Hersteller und Händ-

ler jetzt noch einfacher, die Umweltvorteile ihrer Pro-

dukte gegenüber den VerbraucherInnen zu kommuni-

zieren.

In bisher 80 Produktgruppen haben mehr als 950

Unternehmen für 10 000 Produkte Zeichennutzungs-

verträge für den Blauen Engel abgeschlossen. Etwa 

80 Prozent der Bevölkerung kennen das Umweltzei-

chen, das im letzten Jahr sein 30jähriges Jubiläum fei-

erte. 

Von den 80 Produktgruppen sind bisher 23 dem

Schwerpunktthema „Produktbezogener Gesundheits-

schutz“ zugeordnet (siehe Tabelle 1 auf S. 434)

Nicht nur im Schwerpunkt „ Produktbezogener Ge-

sundheitsschutz“, auch im Schwerpunkt „Klimaschutz“

weitet der Blaue Engel sein Produktportfolio aus. In der

Sitzung der Jury Umweltzeichen am 28./29. April 2009

in Berlin sind die ersten neuen Vergabegrundlagen für

den Blauen Engel für klimafreundliche, energieeffi-

ziente Produkte verabschiedet worden. Der Blaue Engel

kann nun für energieeffiziente und umweltfreundliche

Espressomaschinen, Wasserkocher, Kühl- und Gefrier-

geräte, Waschmaschinen, tragbare Kleincomputer (so

genannte Netbooks), Gasherde und gasbeheizte Koch-

stellen, automatische (Master-Slave-) Steckdosenleisten

sowie Wärmedämmverbundsysteme vergeben werden.

Verbraucher können damit in Zukunft am Blauen Engel

mit der neuen Unterschrift „schützt das Klima“ im Logo

leicht und zuverlässig klimarelevante Spitzenprodukte

mit besonders geringem Energieverbrauch erkennen.

Wichtigstes Kriterium in allen Vergabegrundlagen

ist ein deutlich geringerer Energieverbrauch im Ver-

gleich zu herkömmlichen Produkten. Darüber hinaus

müssen die auszuzeichnenden Geräte auch bei anderen

umweltbezogenen Eigenschaften hohe Anforderungen

erfüllen. So verfügen z. B. auszuzeichnende Espresso-

maschinen über eine (möglichst kurze) Abschaltauto-

matik, Kunststoffbestandteile dürfen keine kritischen

Stoffe enthalten, und es gelten strenge Grenzwerte für

die Freisetzung von Nickel und Blei nach dem Entkal-

ken. Mit dem neuen Umweltzeichen für Waschmaschi-

nen sollen Geräte gekennzeichnet werden, die neben ei-

nem geringen Energieverbrauch auch möglichst we-

nig Wasser bei den verschiedenen Waschtemperatu-

ren verbrauchen. Ferner muss die Wäsche bei einer

Temperatur von 20 Grad behandelt werden können.

Das spart Energie und bringt mit den entsprechenden

Waschmitteln ein gleich gutes Waschergebnis. Für die
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it Tabelle 1: Produktgruppen „Produktbezogener Gesundheitsschutz“

Produktgruppe Vergabegrundlage Zeichenumschrift

Schadstoffarme Lacke RAL-UZ 12a weil schadstoffarm

Lärmarme Altglas-Container für lärmempfindliche Bereiche RAL-UZ 21 weil lärmarm

Lärmarme Baumaschinen RAL-UZ 53 weil lärmarm

Lärmarme Komposthäcksler RAL-UZ 54 weil lärmarm

Abwehr und Bekämpfung von Schädlingen in Innenräumen ohne
giftige Wirkung

RAL-UZ 34 weil ohne giftige Wirkstoffe

Emissionsarme Produkte aus Holz und Holzwerkstoffen RAL-UZ 38 weil emissionsarm

Emissionsarme Wandfarben RAL-UZ 102 weil emissionsarm

Emissionsarme Holzwerkstoffplatten RAL-UZ 76 weil emissionsarm

Emissionsarme Bodenbelagsklebstoffe und andere Verlege-
werkstoffe

RAL-UZ 113 weil emissionsarm

Emissionsarme Polstermöbel RAL-UZ 117 weil emissionsarm

Matratzen RAL-UZ 119 weil emissionsarm

Elastische Fußbodenbeläge RAL-UZ 120 weil emissionsarm

Emissionsarme Dichtstoffe für den Innenraum RAL-UZ 123 weil emissionsarm

Emissionsarme textile Bodenbeläge RAL-UZ 128 weil emissionsarm

Thermische Verfahren (Heißluftverfahren) zur Bekämpfung
holzzerstörender Insekten

RAL-UZ 57 weil schadstoffarme Schädlingsbekämpfung

Lärmarme und schadstoffarme Kommunalfahrzeuge und 
Omnibusse

RAL-UZ 59 weil lärmarm und schadstoffarm

Lärmarme und schadstoffarme Gartengeräte RAL-UZ 129 weil lärmarm und schadstoffarm

Nassreinigungsdienstleistung RAL-UZ 104 weil nassgereinigt

Mobiltelefone RAL-UZ 106 weil strahlungsarm

Babyüberwachungsgeräte RAL-UZ 125 weil strahlungsarm

Lösemittelarme Bitumenanstriche und -kleber RAL-UZ 115 weil lösemittelarm

Kohlendioxidreinigungsdienstleistung RAL-UZ 126 weil lösemittelarm gereinigt

Holzspielzeuge RAL-UZ 130 weil schadstoff- und emissionsarm
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VerbraucherInnen reduzieren sie damit auch die Be-

triebskosten für Strom, Wasser und Abwasser deutlich.

Neben den oben genannten neuen Umweltzeichen

sind von den bestehenden 80 Produktgruppen bisher 28

dem Schwerpunktthema „Klimaschutz“ zugeordnet

(Tabelle 2; Seite 436).

Innerhalb von drei Jahren werden für bis zu 100

neue Produktgruppen Vergabegrundlagen entwickelt,

damit der Blaue Engel für möglichst viele klimarele-

vante und energieeffiziente Produkte vergeben wer-

den kann. 

Über die Schwerpunkte „Wasser“ und „Ressourcen“

wird in einer der folgenden Ausgaben der UMWELT be-

richtet werden.

Informationen zu den Vergabegrundlagen und den

Umweltzeichenprodukten sowie den Lizenznehmern

sind im Internet-Portal des Blauen Engel erhältlich:

www.blauer-engel.de/de/produkte_marken/ 433

uebersicht_vergabegrundlagen.php

(Autoren: Dr. Ulf Jaeckel und Peter T. Blickwedel, 
Referat ZG III 5 „Produktbezogener Umweltschutz, Normung“ /
Dr. Jörn-Uwe Thurner, Umweltbundesamt, FG III 1.3)
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it Tabelle 2: Produktgruppen „Klimaschutz“

Produktgruppe Vergabegrundlage Zeichenumschrift

1
Solarbetriebene Produkte und mechanische Uhren
und Taschenlampen

RAL-UZ 47 weil ohne Batterie / weil solarbetrieben

2
Emissionsarme und energiesparende 
Gas-Brennwertgeräte

RAL-UZ 61 weil emissionsarm und energiesparend 

3 Sonnenkollektoren RAL-UZ 73 weil hoher Wirkungsgrad

4 Computer RAL-UZ 78
weil energiesparend und recyclinggerecht / weil
energiesparend und geräuscharm / weil recy-
clinggerecht und ergonomisch 

5 Elektronische Vorschaltgeräte für Leuchtstofflampen RAL-UZ 81 weil energiesparend 

6 Energiesparende Warmluft-Händetrockner RAL-UZ 87 weil energiesparend

7 Trinkwassersprudler RAL-UZ 103 weil energiesparend

8 Energiesparende Warmwasserspeicher RAL-UZ 124 weil energiesparend

9 Lärmarme und kraftstoffsparende Reifen RAL-UZ 89 weil lärmarm und kraftstoffsparend

10 Car Sharing RAL-UZ 100 weil umweltschonende Verkehrsdienstleistung

11 Klein-BHKW-Module für gasförmige Brennstoffe RAL-UZ 108 weil energieeffizient

12 Klein-BHKW-Module für flüssige Brennstoffe RAL-UZ 109 weil energieeffizient

13 Holzpelletöfen RAL-UZ 111 weil emissionsarm und energieeffizient

14 Holzpelletheizkessel RAL-UZ 112 weil emissionsarm und energieeffizient

15 Photovoltaische Produkte RAL-UZ 116 weil solarbetrieben und schadstoffarm

16
Energiesparende Wärmepumpen nach dem Absorpti-
onsprinzip, dem Adsorptionsprinzip oder mit ver-
brennungsmotorisch angetriebenen Verdichtern

RAL-UZ 118 weil energiesparend und klimafreundlich 

17
Energiesparende Wärmepumpen mit elektrisch 
angetriebenen Verdichtern

RAL-UZ 121 weil energiesparend und klimafreundlich

18 Bürogeräte mit Druckfunktion RAL-UZ 122 weil energieeffizient und emissionsarm

19 Beamer RAL-UZ 127 weil energiesparend und lärmarm

20 Digitale Schnurlostelefone RAL-ZU 131 weil energieeffizient und strahlungsarm

21 Wasserkocher RAL-UZ 133 weil energiesparend

22 Master-Slave-Steckdosenleisten RAL-UZ 134 weil energiesparend

23 tragbare Kleincomputer (Netbooks) RAL-UZ 135 weil energieeffizient

24 Espressomaschinen RAL-UZ 136 weil energieeffizient

25 Waschmaschinen RAL-UZ 137 weil energieeffizient

26 Kühl- und Gefriergeräte RAL-UZ 138 weil energieeffizient

27
Gasherd und Gasbeheizte Kochstellen für den 
Hausgebrauch

RAL-UZ 139 weil energieeffizient

28 Wärmedämmverbundsysteme RAL-UZ 140
weil umweltgerechter Wärmeschutz für 
Wärmedämmverbundsysteme 
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Zahlreiche emissionsmindernde Maßnahmen, die

auf der Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes sowie von Richtlinien und Verordnungen der Euro-

päischen Union durchgesetzt wurden, haben dazu bei-

getragen, dass unsere Luft sauberer geworden ist. Das

bestätigen die langjährigen Messungen der Konzen-

trationen an den bundesweit rund 400 Messstellen des

Bundes und der Länder. Vor allem an verkehrsreichen

Straßen treten jedoch weiterhin lokale Überschreitun-

gen besonders der Tagesmittelwerte von Feinstaub

(PM10) auf. Hierzu tragen nicht nur die Fahrzeuge selbst

durch den Partikelausstoß aus dem Auspuff oder durch

Reifenabrieb bei, sondern – infolge der Fahrbewegung

– auch durch die Aufwirbelung des Straßenstaubes. 

Positive Wirkung der Umweltzone

Da der Kfz-Verkehr zur Belastung der Luft mit Fein-

staub in Innenstädten besonders stark beiträgt, haben

zahlreiche deutsche Städte Umweltzonen mit dem Ziel

eingerichtet, die Luftqualität in diesen Zonen zu verbes-

sern und die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen. 

Ein Jahr nach der Einführung von Umweltzonen

zeigt sich, dass der damit verbundene Aufwand schon

jetzt durchaus lohnt. So ist die Feinstaubbelastung im

Jahr 2008 in Berlin um drei Prozent zurückgegangen, in

Stuttgart ist ein Rückgang in ähnlicher Größenordnung

zu beobachten. Deutlich sauberer wird die Luft, wenn

nur noch Autos mit grüner Plakette, die der strengen

Abgasnorm Euro 4 und besser entsprechen, in die Um-

weltzonen fahren dürfen.  Das wird nach Berechnungen
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Umweltzonen helfen gesundheitliche Belastungen durch
Feinstaub zu senken

EU-weit gültige Grenzwerte für 
Feinstaub

Seit Januar 2005 gelten für Feinstaub (PM10) EU-

weit Grenzwerte, die auch in der 22. Bundes-Immissi-

onsschutzverordnung festgelegt sind. So darf der Jah-

resmittelwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter

(g/m³) Außenluft nicht überschritten werden. Au-

ßerdem darf der PM10-Tagesmittelwert nicht öfter als

35-mal über 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft lie-

gen. 

PM10-Jahresmittel der drei Stationsklassen städtisch Verkehr, 
städtisch Hintergund und ländlich Hintergrund

g/m3

Quelle: Umweltbundesamt
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des Umweltbundesamtes in Berlin etwa dazu führen,

dass die Feinstaubbelastung um etwa zehn Prozent zu-

rückgehen wird. Der Grenzwert wird an 20 Tagen we-

niger als bisher überschritten.

Ab 2010 gelten zusätzlich bindend Grenzwerte für

Stickstoffdioxid. Der dazu geltende Jahresmittelwert

von 40 g pro Kubikmeter wird an vielen verkehrsbe-

lasteten Orten in Deutschland noch deutlich über-

schritten. Die jetzigen Regelungen führen in Umwelt-

zonen zwar zu einer Verbesserung, dieses wird aber

nicht ausreichen. Eine deutliche Entlastung wird die

Einführung von Autos der Schadstoffklassen Euro 5 und

Euro 6 bringen, die deutlich weniger Stickstoffoxide

ausstoßen.

Umweltzonen, so zeigt sich, sind eine von vielen

Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität in

Deutschland. Sie sind ein wichtiger Mosaikstein, der

hilft, das Recht eines jeden auf saubere Luft und ein ge-

sundes Leben zu sichern.

Weitere Informationen

Das Umweltbundesamt informiert in Zusammenar-

beit mit den Ländern stundenaktuell und deutsch-

landweit im Internet über die Belastung der Luft mit

Schadstoffen: www.env-it.de/umweltbundesamt/

luftdaten/index.html

Über bestehende und geplante Umweltzonen infor-

miert das Umweltbundesamt auf der Seite:

gis.uba.de/website/umweltzonen/start.htm

Weitere Informationen des Umweltbundesamtes zum

Thema Luft und Luftreinhaltung:

www.umweltbundesamt.de/luft/index.htm. 

(Autoren: Dr. Hans-Joachim Hummel, Umweltbundesamt, FG II 4.1
„Grundsatzfragen der Luftreinhaltung“ und Dr. Wolfgang Straff,
Umweltbundesamt, FG II 1.1 „Umwelthygiene und Umweltmedizin,
gesundheitliche Bewertung“)
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Gesundheitliche Wirkungen von 
Feinstaub

Welche gesundheitlichen Wirkungen Feinstaub

hat, hängt neben der Konzentration in der Atemluft

maßgeblich von seiner Größe, seiner chemischen Zu-

sammensetzung sowie seiner Oberfläche und Struk-

tur ab. Je kleiner die Staubteilchen sind, desto tiefer

können sie in die Atemwege und den Organismus vor-

dringen. An die Oberfläche der Staubteilchen kön-

nen sich Schadstoffe wie Schwermetalle anlagern. Sie

verstärken die gesundheitsschädlichen Wirkungen

des Staubes.

� Vor allem im Hinblick auf Atemwegs- und Herz-

Kreislauferkrankungen stellt Feinstaub ein ge-

sundheitliches Risiko dar. Besonders gefährdet

sind Kleinkinder, Menschen mit geschwächter

Immunabwehr, ältere Menschen, Asthmatiker

und Menschen mit bestehenden Atemwegser-

krankungen und Herz-Kreislaufproblemen. 

Außerdem steht Feinstaub im Verdacht, krebser-

zeugend zu sein. 

� Forschungen legen nahe, dass Feinstaubbelas-

tungen die Entstehung von bestimmten Erkran-

kungen begünstigen. Diskutiert werden zum

Beispiel Zusammenhänge mit der Häufigkeit

von Mittelohrentzündungen bei Kleinkindern,

Allergien und der Alzheimer-Krankheit. 

� Aus epidemiologischen Studien konnte abgelei-

tet werden, dass die durchschnittliche Lebenser-

wartung aller Deutschen wegen der Feinstaub-

belastung abhängig von der Konzentration

sinkt. Demnach ist pro zehn g/m³ PM 10 mit

einer durchschnittlichen Verkürzung der Le-

benserwartung der gesamten Bevölkerung um

knapp sechs Monate zu rechnen, pro zehn g/m³
PM 2,5 um etwa acht Monate.
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Die Menschen halten sich in Mitteleuropa 80 bis 90

Prozent des Tages in Innenräumen auf – zu Hause, am

Arbeitsplatz, in der Schule, in Bussen, Bahnen oder dem

eigenen Kraftfahrzeug. Auch Kinder verweilen auf

Grund der veränderten Freizeitgewohnheiten wie TV-

Konsum und PC-Spielen oft in umschlossenen Räumen.

Das zeigt deutlich, wie wichtig es für das Wohlbefin-

den und die Gesundheit ist, eine Innenraumluft zu

schaffen, die frei ist von gesundheitsbeeinträchtigen-

den Stoffen jeglicher Art oder belästigenden Gerüchen.

Bundesumweltministerium (BMU) und Umweltbun-

desamt (UBA) nehmen das Thema seit Jahren sehr ernst.

Die Empfehlungen des Umweltbundesamtes zur Vor-

beugung und Minimierung von Innenraumschadstof-

fen, bei der Erarbeitung von Innenraumrichtwerten so-

wie bei der experimentellen Erfassung und Beschrei-

bung von Innenraumbelastungssituationen waren und

sind oft federführend und wegweisend. 

Die Qualität der Luft in Kinderzimmern

Das Umweltbundesamt hat in dem vom Bundesum-

weltministerium geförderten Kinder-Umwelt-Survey

2003-2006 (KUS) die Luft in den Räumen, in denen sich

drei- bis 14-jährige Kinder im Allgemeinen am längsten

aufhalten, untersucht. In fast fünf Prozent der Kinder-

zimmer traten für flüchtige organische Verbindungen

(VOC) Überscheitungen des Richtwertes I von einzelnen

Substanzen oder Substanzgruppen in der Raumluft auf.

In den restlichen 95 Prozent der Kinderzimmer lagen in

vier Prozent die VOC-Konzentrationen in der Summe zwi-

schen einem und drei mg/m3, was vom Umweltbundes-

amt als hygienisch auffällig bewertet wird. Ein erhöhter

Lüftungsbedarf bestand auf Grund der Summe der VOC-

Konzentrationen in 39 Prozent der Räume. In 57 Prozent

war die Innenraumluftqualität als hygienisch unbe-

denklich zu werten, d. h. die Konzentrationen lagen un-

ter 0,3 mg/m3. VOC-Summen von weniger als 0,3 mg/m3

im Innenraum sind vom Umweltbundesamt (UBA) als

„Zielwert“ und hygienischer Vorsorgebereich eingestuft.

Die Ergebnisse des KUS liefern darüber hinaus Hinweise,

dass das Risiko für Reizungen der Augen, Nase oder Kehle

höher als normal ist, wenn im Kinderzimmer die Summe

an VOC über 0,3 mg/m3 lag. 
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Was wir tun müssen, um auch in Zukunft „gesund“ 
zu wohnen

Öffentlichkeitsarbeit des Bundes-
umweltministeriums und 
Umweltbundesamtes zu Innenräumen

Die vom Umweltbundesamt herausgegebenen

Broschüren zu Innenraumproblemen wie die Leitfä-

den zur Schimmelprävention und -sanierung aus den

Jahren 2005 und 2007 oder aktuell der Leitfaden für

die Innenraumhygiene in Schulen (2009) erfahren in

der Bevölkerung sehr große Aufmerksamkeit und sind

die mit Abstand am meisten abgefragten Broschüren

des Umweltbundesamtes. Den hohen Stellenwert,

den die Innenraumhygiene auch politisch besitzt, un-

terstreicht das Bundesumweltministerium mit einer

„Innenraumkonferenz“, die im Juni 2009 stattfindet

und bei der zu aktuellen Fragen der Innenraumhy-

giene Stellung genommen wird. Eine erste interna-

tionale Konferenz gab es bereits 2007. Das Umwelt-

bundesamt führt schon seit Jahren die sehr erfolgrei-

chen „WaBoLu-Innenraumtage“ durch, die als Fort-

bildungsveranstaltung für den öffentlichen Gesund-

heitsdienst konzipiert wurden und auf denen in je-

dem Jahr aktuelle Fragen der Innenraumhygiene dis-

kutiert werden.
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Was sind die Hauptprobleme in 
Innenräumen?

Durch Quellen im Innenraum gelangt eine Reihe von

Schadstoffen in die Raumluft. Bauprodukte können

flüchtige und schwer flüchtige organische Verbindun-

gen (Volatile Organic Compounds = VOC und Semi Vo-

latile Organic Compounds = SVOC) emittieren. Auch aus

Einrichtungsgegenständen, durch Kosmetika und Rei-

nigungsmittel gelangen solche Stoffe in die Raumluft.

Manche dieser Stoffe können in höheren Konzentratio-

nen zu Reizwirkungen und anderen unspezifischen Be-

schwerden führen. SVOC, zu denen unter anderem Pes-

tizide, polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe

(PAK) aus Verbrennungsprozessen, Weichmacher oder

Flammschutzmittelwirkstoffe gehören, besitzen zum

Teil sehr komplexe Wirkungen, die über Reizerschei-

nungen, endokrine Wirkungen bis hin zu krebserzeu-

genden Wirkungen wie bei PAK reichen können. 

Die Bundesregierung bemüht sich seit langem die

Emissionen aus Bauprodukten zu begrenzen. Im Aus-

schuss zur gesundheitlichen Bewertung von Baupro-

dukten (AgBB), dessen Geschäftsstelle im Umweltbun-

desamt angesiedelt ist, werden seit 1997 Prüfvorgaben

für Bauprodukte erarbeitet. Das Deutsche Institut für

Bautechnik (eine gemeinsame Einrichtung des Bundes

und der Länder) führt diese sukzessive in die Zulassung

von innenraumrelevanten Bauprodukten ein. Güte-

auszeichnungen wie der „Blaue Engel“ sollen darüber

hinaus VerbraucherInnen helfen, umweltverträgliche

und schadstoffarme Produkte für ihre Räume zu wäh-

len.

Ein weiteres aktuelles Problem in Innenräumen ist

der Feinstaub. Untersuchungen der letzten Jahre ha-

ben gezeigt, dass Feinstaubkonzentrationen nicht nur

im Außenbereich, sondern auch in Innenräumen die

für die Außenluft geltenden EU-Grenzwerte oft über-

schreiten. Im Innenbereich sind die Feinstaubgrenz-

werte der Außenluft allerdings nur bedingt übertrag-

bar, da die Staubzusammensetzung hier oft eine an-

dere ist. Neben den Bemühungen, auch bei Staub emit-

tierenden Geräten (vgl. dazu den Beitrag zu Partikel-

emissionen aus Laserdruckern auf S. 442 ff.) Emissions-

begrenzungen einzuführen, sind Lüften und Reinigen

Maßnahmen, um die Staubeinträge zu verringern. Lüf-

ten ist selbst an stark befahrenen Straßen notwendig,

weil der Schadstoffabtransport beim Lüften aus der

Wohnung den möglichen Schadstoffeintrag in die

Wohnung auch an Hauptstraßen in aller Regel deut-

lich übersteigt.

Unterbleiben Lüftungsmaßnahmen und weist das

Gebäude Feuchteschäden auf, kommt es zu einem wei-

teren sehr wichtigen Innenraumproblem: Schimmel-

befall. Zum Beispiel war in einer Studie der Universität

Jena jede vierte bis fünfte Wohnung betroffen (siehe

dazu auch den Beitrag auf S. 448 ff.) – neue wie alte Ge-

bäude gleichermaßen. Feuchteprävention ist wichtig.
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Sonderfall Schule

Ein Stoff gewinnt heute besonders in Schulen wie-

der an Bedeutung – das Kohlendioxid. Schon Max von

Pettenkofer erkannte die „Kohlensäure“ vor mehr als

150 Jahren als wichtigen Gradmesser für schlechte

Luft in Schulen. Heute stellt sich die Situation oft wie

folgt dar: Eine hohe Zahl an Schülerinnen und Schü-

lern auf begrenztem Raum, unzureichendes Lüften

während der Pausen und nicht zuletzt bei Neubau

und Sanierung der Einsatz immer dichter schließen-

der Fenster und Türen begünstigen die Kohlendi-

oxidanreicherungen in der Raumluft während des

Unterrichts. Konzentrationsschwäche und Müdigkeit

von Schülern und Lehrern sind die Folge. Auch die

Feinstaubkonzentrationen sind in Schulen oft höher

als außen und in sonstigen Innenräumen. Hier hilft

nur regelmäßiges Lüften und Reinigen. Das Umwelt-

bundesamt hat dies zum Anlass genommen, im An-

fang 2009 erschienenen Schulleitfaden auf die In-

nenraumproblematik in Schulen aufmerksam zu ma-

chen und Lösungswege zur Beseitigung der Probleme

aufzuzeigen. 
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Das Umweltbundesamt weist in seinen Schimmelpilz-

leitfäden auf diesen Umstand hin und gibt Empfehlun-

gen zur sachgerechten Sanierung bei Schimmelbefall. 

Energieeffizientes Bauen und gute
Raumluft in Einklang bringen!

Ein neues übergreifendes Innenraumproblem tut

sich seit einigen Jahren auf. Durch die verschärften An-

forderungen an die Energieeffizienz von Gebäuden bei

der Neuerrichtung und bei der Sanierung bestehender

Gebäude wird die Gebäudehülle luftdicht gemacht, um

unnötige Wärmeverluste während der Heizperiode

über Fugenundichtigkeiten oder ähnliches zu vermei-

den. Dies ist energetisch gewollt und notwendig. Der

Vollwärmeschutz an den Fassaden unterbindet zudem

bauphysikalische Mängel. Die dadurch erreichte er-

höhte Oberflächentemperatur der Außenwände zur

Raumseite hin verhindert Tauwasseranfall und damit

die Gefahr kondenswasserbedingter Schimmelpilz-

schäden. Die Kehrseite ist jedoch, dass sich der Luft-

wechsel in energiebedarfsarmen Gebäuden zum Teil

deutlich verringert und sich im Innenraum freigesetzte

chemische Stoffe und Feuchtigkeit über die Maße an-

reichern können. Dem kann nur entgegengewirkt wer-

den durch verstärktes aktives Lüften (Stoßlüften, also

kurzzeitiges weites Öffnen aller Fenster, ist hier das Mit-

tel der Wahl – Kippstellung

bringt wenig Lüftung, aber

hohe Energieverluste) und

den Einsatz emissionsarmer

Bauprodukte und sonstiger

emissionsarmer Materialien

im Innenraum. In Einzelfäl-

len, in denen die freie Lüftung

über Fenster nicht ausreicht,

kann auch der Einsatz von lüf-

tungstechnischen Einrichtun-

gen erforderlich sein – etwa in

energetisch sanierten Schul-

gebäuden.

Was bleibt zu tun?

Eine gesundheitsverträgliche Innenraumumge-

bung ist für die menschliche Gesundheit von hoher Be-

deutung. Die Erfolge der Innenraumpolitik in den ver-

gangenen Jahren haben dazu geführt, dass vormals

wichtige Stoffe wie Pentachlorphenol, polychlorierte

Biphenyle oder Asbest – von Altlastenfällen abgesehen

– heute keine Rolle mehr spielen. Einige Stoffe ver-

schwinden, andere kommen neu hinzu, etwa im Löse-

mittelbereich, als Weichmacherersatzstoffe etc., oder

nehmen in ihren Konzentrationen in Innenräumen zu

wie die Terpene, die beispielsweise Bestandteil im Harz

von Hölzern oder in Möbelpolituren sind. Auch das Fein-

staubproblem in Innenräumen ist bei weitem noch

nicht gelöst, besonders hinsichtlich der gesundheitli-

chen Bewertung der Stäube. Übermäßige Kohlendixid-

anreicherungen sind besonders in Schulen oft ein Pro-

blem. Auch Schimmelbefall ist weiterhin ein wichtiges

Thema, leider auch in modernen Gebäuden, die bau-

physikalisch intakt sind. Es bleibt somit noch viel für

die Forschung und Politik zu tun, um über Aufklärung

und, wo notwendig, über gesetzliche Maßnahmen zur

Begrenzung von Schadstoffemissionen, eine „gesunde“

Innenraumluft auch in Zukunft zu sichern. 

Weitere Informationen: 

Umweltbundesamt: www.umweltbun-

desamt.de/gesundheit/innenraumhy-

giene/index.htm

Umwelt-Surveys, speziell Kinder-Um-

welt-Survey: www.uba.de/gesund-

heit/survey/kinder.htm

(AutorInnen: Dr. Heinz-Jörn Moriske und Chris-
tine Däumling, Umweltbundesamt, FG II 1.3 
„Gesundheitsbezogene Exposition, Innenraum-
hygiene“, und Christine Schulz, FG II 1.2 „Toxi-
kologie, gesundheitsbezogene Umweltbobach-
tung“)
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Drucker sind heute aus dem Büroalltag und von zu

Hause nicht mehr wegzudenken. Nahezu jeder Com-

puterbesitzer benutzt auch einen dazugehörigen Dru-

cker, der oft direkt neben dem PC platziert ist. In größe-

ren Büroeinheiten finden sich zudem Etagendrucker,

die mehrere PCs versorgen. Am Markt sind im Wesent-

lichen nur noch Tintenstrahl- und Laserdrucker erhält-

lich. Der Anteil sonstiger Druckgeräte und -techniken ist

hingegen gering. 

Nachdem das Umweltbundesamt (UBA) und andere

Forschungsinstitutionen in ersten Untersuchungen

2006 herausfanden, dass beim Betrieb von Laserdru-

ckern neben feinen Partikeln bis 10 Mikrometer Durch-

messer, kurz PM10 oder Feinstaub) genannt, auch ultra-

feine Partikel (bis etwa 100 Nanometer Korngröße, kurz

UFP oder Ultrafeinstaub genannt) emittiert werden, hat

die Diskussion um die gesundheitliche Wirkung der

Partikelemissionen an Bedeutung zugenommen.

So sieht die Interessengemeinschaft Tonergeschä-

digter in den neu entdeckten Emissionen einen weite-

ren Beleg für die Gesundheitsrisiken, die beim Gebrauch

von Bürodruckern entstehen. Die Industrie argumen-

tiert dagegen, dass diese Emissionen massenmäßig im

wörtlichen Sinne gar nicht „ins Gewicht“ fallen. Zudem

sei nicht bekannt, wie die Partikel überhaupt zusam-

mengesetzt seien und ob daraus ein Gesundheitsrisiko

resultiere. Außerdem wurde kritisiert, dass die meisten

Druckermessungen unter Prüfkammerbedingungen

durchgeführt wurden. 

Partikelfreisetzung bei 
Druckergebrauch im Praxisalltag

Um einschätzen zu können, wie sich die Nutzung

eines bestimmten Druckertyps auf die Luftbelastung

eines Innenraums mit Partikeln unter praxisnahen Be-

dingungen etwa im Büro auswirkt und wie groß dabei
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Prüfkammertests

Untersuchungen der Emissionen aus Druckern

werden wie bei vielen anderen Geräten und Produk-

ten in einer Prüfkammer durchgeführt. Dabei wer-

den die Drucker unter standardisierten Bedingungen

(Luftwechsel, Temperatur, Luftfeuchte) in einer ab-

geschlossenen Kammer (typischerweise 1 m3 Raum-

inhalt) auf ihre Emissionen hin untersucht. Dadurch

gelingt es, standardisierte und reproduzierbare Ver-

suchsbedingungen herzustellen. Vergleichsmessun-

gen an verschiedenen Druckern werden so überhaupt

erst möglich. Der Nachteil: Die in der Prüfkammer ge-

messenen Partikelkonzentrationen müssen nicht de-

nen entsprechen, die der Drucker unter realen Be-

dingungen im großen Büroraum freigibt. Realraum-

messungen (Messungen im Praxisalltag) sind daher

immer zur Ergänzung von Prüfkammertests notwen-

dig, will man eine allgemein verbindliche Risikoab-

schätzung der Emissionen und Immissionen machen.
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die raumbedingten Unterschiede sind, wurde in acht

Büroräumen im Dienstgebäude Dessau des Umwelt-

bundesamtes die Belastung der Raumluft mit feinen

und ultrafeinen Staubpartikeln beim Betrieb bauglei-

cher Schwarz-Weiß-Laserdrucker pilotartig untersucht.

Während der Messungen wurde in den unterschied-

lich großen Büroräumen normal gearbeitet. Die Mitar-

beiterInnen konnten ihre Räume ohne Einschränkun-

gen betreten und verlassen. Die Messung der Partikel in

der Luft erfolgte vor, während und nach einem ein-

heitlichen Druckprozess. Wegen ihrer gesundheitli-

chen Bedeutung wurden Partikel mit einem Durch-

messer größer 10 Nanometer (= 0,00001 Millimeter) bis

etwa 1 Mikrometer (= 0,001 Millimeter) in der Raumluft

erfasst. Aus früheren Studien weiß man, dass vor allem

in diesem Korngrößenbereich Partikel beim Drucken

emittiert werden.

Ergebnisse

In allen untersuchten Büros stieg die Partikelanzahl

in der Raumluft während des Druckens an. In den meis-

ten Fällen war die Partikelanzahl nach dem Drucken

höher als vor dem Drucken (siehe Grafik). Die Nutzung

der Laserdrucker führte also allgemein zu einer Zu-

nahme der Anzahl kleiner Partikel (gemessen wurden

10 bis 1 000 Nanometer) in der Innenraumluft. Die Zu-

satzkonzentrationen an Partikeln in der Raumluft

durch den Druckerbetrieb waren allerdings recht un-

terschiedlich. So kann die Verwendung desselben Dru-

ckertyps unter denselben Druckbedingungen zu un-

terschiedlichen Partikelbelastungen in der Raumluft

führen. Hierfür spielen Raumbedingungen, Arbeits-

vorgänge sowie individuelle Emissionseigenschaften

der einzelnen Drucker eine Rolle. Ein Drucker, der in
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Gemessene Partikelanzahl pro cm3 Raumluft in acht Büroräumen im UBA-Dienstgebäude Dessau. Partikelgrößenzählung von 10 Nanometer bis
1 Mikrometer bei normaler Büronutzung. Zur besseren Vergleichbarkeit wurde das Niveau der Grundbelastung jedes Raums für alle Graphen
rechnerisch vereinheitlicht. Druckbeginn ist jeweils in der 10., Druckende in der 12. Minute des Messzyklus;  (Grafik: UBA)
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einem Büro zu einer Erhöhung der Partikelanzahl in

der Raumluft beiträgt, muss dies nicht zwangsläufig in

einem anderen Büroraum ebenso tun. 

Sind Nachrüstfilter eine Lösung?

Als eine Maßnahme zur Verringerung der Emissio-

nen aus Druckern wird das Anbringen von Filtern, die

ähnlich wie beim Pkw die freigesetzten Partikel fest-

halten sollen, diskutiert. Einzelne Filterhersteller bie-

ten Nachrüstfilter an, die an vorhandene Drucker am

Luftauslass aufgeklebt werden, um die Partikelemis-

sionen zu verringern. Das Umweltbundesamt hat die

Wirksamkeit dieser Nachrüstfilter geprüft. Dazu wur-

den am Markt gängige Tisch-Laserdrucker von ver-

schiedenen Herstellern ausgewählt und unter Prüf-

kammerbedingungen getestet. Es zeigte sich erneut,

dass der Betrieb von Laserdruckern zu einer Freisetzung

feiner und ultrafeiner Partikel führen kann. In Abhän-

gigkeit von der Partikelgröße erwiesen sich die Filter

als unterschiedlich wirksam. Einige Filtermaterialien

können feine und ultrafeine Partikel über einen wei-

ten Korngrößenbereich zurückhalten. Andere Filter

bleiben dagegen weitgehend wirkungslos. Allerdings

sind viele Laserdruckertypen auf Grund ihrer Luftfüh-

rung nicht für die Ausrüstung mit wirksamen Nach-

rüstfiltern geeignet. Nur ein gezieltes Zusammenspiel

von Abluftführung in den Filter und hohem Rückhal-

tevermögen des Filtermaterials kann zu einer grund-

sätzlich hohen Wirksamkeit von Nachrüstfiltern füh-

ren.

Was bleibt zu tun? 

Aus den Untersuchungsergebnissen lässt sich un-

mittelbar keine Aussage zum Gesundheitsrisiko ablei-

ten, da zum einen die Zusammensetzung der sehr fei-

nen Partikel bisher nicht bekannt ist. Man weiß ledig-

lich, dass es keine vom Toner stammenden Partikel sind.

Zum anderen müssen bei der Bewertung einer mögli-

chen gesundheitlichen Beeinträchtigung durch Dru-

ckerpartikel in der Innenraumluft immer die jeweili-

gen Raum- und Nutzungsbedingungen berücksichtigt

werden. Auch die Anzahl der freigesetzten Partikel al-

lein ist derzeit schwer einzuordnen. Parallel durchge-

führte Messungen in der Außenluft vor den untersuch-

ten Büros während der Druckermessungen zeigten in

einigen Fällen ähnlich hohe oder höhere Partikelan-

zahlkonzentrationen draußen wie drinnen. 

Neue Erkenntnisse über die genaue Zusammenset-

zung der beim Druckbetrieb emittierten Partikel soll

ein vor kurzem begonnenes Forschungsvorhaben des

Bundes (Ufoplan-Vorhaben) bringen. Ziel ist es dabei

auch, die Prüfvorgaben für den „Blauen Engel“ bei Bü-

rodruckgeräten im Hinblick auf die Emissionen ultra-

feiner Partikel zu erweitern und anzupassen. Bis dahin

gilt das Vorsorgeprinzip, wonach das technisch Mögli-

che erreicht werden sollte, um die Gesundheitsgefahren

beim Gebrauch von Bürodruckgeräten zu minimieren.

Hier ist die Industrie gefordert. 

(AutorInnen: Dr. Jan Fiedler, Dr. Marcia Giacomini, Dr. Heinz-Jörn
Moriske, Umweltbundesamt, FG II 1.3 „Gesundheitsbezogene Ex-
position, Innenraumhygiene“ und Dr. Jörn-Uwe Thurner, Umwelt-
bundesamt, FG III 1.3 „Umweltkennzeichnung, Umweltdeklaration,
Umweltfreundliche Beschaffung“)
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Was können NutzerInnen tun?

Größere Bürodruckgeräte sollten aus Vorsorge-

gründen in separaten Druckerräumen, die über eine

eigene Lüftung verfügen, untergebracht werden. Für

Tischdrucker, die nicht ständig in Betrieb sind, erge-

ben sich derzeit keine gesonderten räumlichen Emp-

fehlungen. Nachrüstfilter sind nur für einzelne Dru-

cker- und Filtertypen eine Lösung und ersetzen nicht

die Notwendigkeit innovativer Techniken seitens der

Hersteller.
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Des einen Freud ist des anderen Leid. Was den Ge-

ruch von vielen Produkten angeht, haben sich die Zei-

ten geändert. Während Düfte noch vor einer Genera-

tion als etwas Besonderes galten und parfümierte Pro-

dukte eine oft teure Seltenheit waren, wird heute vieles,

was sich für das Verströmen eines Geruchs eignet, auch

mit einem Duft versehen. Sehr zum Leidwesen vieler

VerbraucherInnen, denen die Exposition mit teilweise

stark riechenden Chemikalien gehörig „auf die Ner-

ven“ geht. Duftstoffe finden auch immer häufiger Ver-

wendung in Innenräumen, sei es, um eine angeneh-

mere Atmosphäre zu schaffen, den Verkauf anzukur-

beln oder unangenehme Gerüche zu überdecken. Die

oftmals sogar als „Luftverbesserer“ bezeichneten Pro-

dukte machen ihrem Namen jedoch keineswegs eine

Ehre: Statt die Luft qualitativ zu verbessern, wird sie mit

leicht flüchtigen Verbindungen, (engl. Volatile Organic

Compounds, VOC) angereichert. Aus lufthygienischer

Sicht stellen VOC im Innenraum eine unerwünschte Be-

lastung dar. Ihre Konzentration sollte nach Möglichkeit

so gering wie möglich sein. Wird durch den Einsatz von

Duftstoffen zudem eine mangelhafte Hygiene ver-

schleiert, ist dies aus umweltmedizinischer Sicht be-

sonders bedenklich.

Weite Verbreitung macht 
Empfindlichen zu schaffen

Duftstoffe finden sich zum Beispiel in Wasch- und

Reinigungsmitteln, Kosmetikprodukten oder Duftker-
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Raumluft?

Einsatz von Chemikalien im öffentlichen und 
privaten Bereich

Kosmetik enthält oft Duftstoffe, die Allergien verursachen können.
(Foto: pixelio/Barbara Eckholdt)
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zen. Auch Produkte wie Mülleimer- oder Staubsauger-

parfüm sind im Handel erhältlich und auch manche

Spielzeuge enthalten Duftstoffe, oftmals um einen un-

angenehmen Eigengeruch wie etwa bei Weichplastik

zu überdecken. Des Weiteren gibt es technische An-

wendungen, mit denen Innenräume wie Ladenlokale

bis hin zu ganzen Kaufhäusern über die Klimaanlage

gezielt beduftet werden können. Längst gibt es Überle-

gungen und auch erste Modellprojekte, öffentliche Ver-

kehrsmittel und Schulen gezielt zu beduften.

Für empfindliche Menschen ist ein solches Vorgehen

jedoch nicht unproblematisch. Die Gründe für Über-

empfindlichkeiten sind vielschichtig und nicht im Ein-

zelnen aufgeklärt. Oftmals lässt sich die Überempfind-

lichkeit durch eine Aversion gegenüber bestimmten Ge-

rüchen erklären, also in einer unbewussten Emotion, die

zu starken Vermeidungs- oder Abwendungsreaktionen

bis hin zur Übelkeit oder anderen körperlichen Sympto-

men führt. Dazu kommt, dass einige Duftstoffe bei Haut-

kontakt Allergien auslösen können. Laut einer Studie des

Umweltbundesamtes (UBA) gibt es in Deutschland min-

destens eine halbe Million Menschen, die sensibel auf

mindestens ein häufig vorkommendes Kontaktallergen

als Auslöser einer Duftstoffallergie reagieren.

Air Design und Duftmarketing: 
Branche mit Zukunft?

Viele Menschen kaufen und setzen gezielt beduf-

tete Produkte ein, um unangenehme Gerüche zu über-

decken. Der Markt für Duftprodukte und Duftmarke-

ting ist in den letzten Jahren stark gewachsen. Nicht-

parfümierte Produkte sind heute eine Seltenheit – wenn

man sie überhaupt noch bekommt. Von der Bedeutung

des Einsatzes von Duftstoffen im Marketing bekommt

man am besten einen Eindruck, wenn man einmal be-

trachtet, wie viele Firmen solche Systeme und die dazu

benötigten Duftstoffe vertreiben. Die Hersteller und

Vertreiber solcher Systeme und der dazu benötigten

Chemikalien bringen häufig vor, dass die verwendeten

Substanzen gesundheitlich absolut unbedenklich seien.

Gerne wird argumentiert, dass es sich um besonders

hochwertige essentielle oder ätherische Öle und kei-

neswegs um synthetisch hergestellte Stoffe handelt.

Ätherische Öle versus synthetische
Duftstoffe 

Vom gesundheitlichen Standpunkt sind solche Na-

turstoffe nicht unbedenklicher als industriell herge-

stellte Chemikalien. Nicht alles, was natürlich ist, ist

auch gesundheitlich unbedenklich. Durch die Vielzahl

der enthaltenen Einzelstoffe ist eine Beurteilung der

tatsächlichen Inhaltsstoffe erschwert. Der Gehalt kann

bei Naturprodukten von Charge zu Charge variieren.

Für Allergiker ist das eher ein Problem. Gerade im Fall

von Duftstoffen ist es so, dass synthetisch hergestellte

Produkte hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und

Wirkung wesentlich besser charakterisiert sind. 

Es ist bekannt, dass bestimmte Duftstoffe auch po-

sitive Effekte aufweisen. Eine „Aromatherapie“ kann

durchaus gewünschte Effekte wie Entspannung oder

Beruhigung mit sich bringen. Eine Anwendung gehört

aber nach Auffassung des Umweltbundesamtes in den

persönlichen Bereich, weil nicht jeder Mensch dieser

Beeinflussung ausgesetzt sein will oder diese verträgt.

Gerade deshalb wird die Anwendung solcher Beduf-

tungsmethoden ohne die explizite Einwilligung der Be-

troffenen kritisch gesehen.

Empfindliche Menschen müssen 
geschützt werden

Das Umweltbundesamt lehnt eine Beduftung von

Innenräumen, insbesondere auch in Krankenhäusern,

Arztpraxen oder Altenheimen ab. Stattdessen sollte

durch geeignete Hygienemaßnahmen – wie regelmä-

ßige Belüftung und regelmäßiges Putzen – dafür ge-

sorgt werden, dass es in solchen Einrichtungen nicht

unangenehm riecht. Es ist keineswegs so, dass es in Al-

tenheimen unweigerlich zu Geruchsproblemen kom-

men muss. Diese sind häufig das Resultat mangelhafter

Hygiene und Pflege – also Zustände, die per se verbes-

serungsbedürftig wären.
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Menschen, die unter besonderen Empfindlichkei-

ten leiden oder keine Beduftung wünschen, sollten ent-

scheiden können, ob sie einer Raumbeduftung ausge-

setzt sein wollen. Rechtliche Regelungen gibt es für die

Innenraumluft bisher nicht. Der Grund ist, dass rechtli-

che Regelungen auch den persönlichen Bereich betref-

fen würden. Schon das Tragen eines Parfüms könnte

auf diese Weise zu einem Problem werden. Ein Verbot

bestimmter Düfte wäre nur dann möglich, wenn die

gesundheitsschädlichen Wirkungen eindeutig belegt

wären. 

Umweltbundesamt geht mit gutem 
Beispiel voran

Seit einigen Jahren werden im Umweltbundesamt in

allen Dienststellen duftstofffreie Reinigungsmittel ver-

wendet. Auch für die Seifenspender, Desinfektions- und

Hautschutzmittel (letztere erforderlich im Laborbe-

reich) werden duftstofffreie Produkte eingesetzt. Das

Umweltbundesamt kooperiert in seiner Aufklärungs-

arbeit mit Industrie- und Patientenverbänden. Es ver-

tritt eine klare kritische Position gegenüber unange-

kündigter Raumbeduftung über die Klimaanlage oder

sonstige technische Anlagen. Im Rahmen seiner Öf-

fentlichkeitsarbeit weist das Umweltbundesamt auf die

umsichtige Verwendung von Duftstoffen gerade in In-

nenräumen hin und informiert in einem 15-seitigen

Hintergrundpapier über den Stand des Wissens zu Risi-

ken und Nebenwirkungen von Duftstoffen. 

Weitere Informationen

Hintergrundpapier Duftstoffe: „Wenn Angenehmes

zur Last werden kann“: www.umweltbundesamt.de/

uba-info-presse/hintergrund/duftstoffe.pdf 

(Autor: Dr. Wolfgang Straff, Umweltbundesamt, FG II 1.1 „Umwelt-
hygiene und Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung“)
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Räucherstäbchen können die Qualität der Raumluft stark beeinträchtigen. (Foto: Mark Brandt) 
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Schimmelpilzbefall als Folge von Feuchtigkeit in

Wohnungen ist ein weit verbreitetes Problem. Die Er-

gebnisse des Kinder-Umwelt-Surveys (KUS) des Um-

weltbundesamtes (UBA) haben gezeigt, dass in Deutsch-

land in 33 Prozent der Wohnungen Feuchteschäden

und in 14 Prozent der Wohnungen Schimmelpilzbefall

vorhanden sind. Neuere Untersuchungen des Umwelt-

bundesamtes ergaben, dass bei Pilzbefall nicht nur

Schimmelpilze, sondern auch Bakterien – so genannte

Actinomyceten – in hohen Konzentrationen auftreten.

Konzentrationen und häufige 
Gattungen

Bei Feuchteschäden in 16 Wohnungen wiesen die

ForscherInnen in den Baumaterialien Actinomyceten in

hohen Konzentrationen nach. Am häufigsten traten

Bakterien der Gattungen Streptomyces, Amycolatop-

sis, Nocardiopsis, Nocardia, Pseudonocardia, Saccharo-

polyspora und Promicromonospora auf. Dabei waren

Vertreter der Gattung Streptomyces mit Abstand am

zahlreichsten.

Da diese Gattungen in den meisten Proben nach-

weisbar waren, ist zu vermuten, dass das Auftreten die-

ser Gattungen allgemein typisch für feuchtegeschä-

digte Materialien aus Innenräumen ist. In einer Probe

aus Lehmputz konnte allerdings keine der oben ge-

nannten Gattungen nachgewiesen werden und nicht in

allen Proben wurden alle Gattungen nachgewiesen.

Gesundheitliche Wirkungen bei
„Schimmelpilzbefall“ – auch durch
Actinomyceten 

Erste Untersuchungen haben gezeigt, dass die auf-

tretenden Bakterien und Extrakte der befallenen Bau-

materialien schädlich für lebende Zellen in Zellkulturen

sein können.

Actinomyceten müssen daher bei der künftigen Be-

urteilung gesundheitlicher Effekte durch feuchte Bau-

materialien und Schimmelpilzbefall berücksichtigt wer-

den. Die Ergebnisse lassen aber keine Aussage darüber

zu, wie die gesundheitliche Wirkung der Bakterien im

Verhältnis zu den Schimmelpilzen zu beurteilen ist.

Hier werden die Forschungen weitergeführt. Dabei wer-

den unterschiedliche Zellkulturen zum Einsatz kom-

men, um eine breite Palette von Wirkungen zu erfassen.

Außerdem soll untersucht werden, ob durch das Zu-

sammenwirken unterschiedlicher Mikroorganismen

verstärkte Effekte auftreten. 
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Typische Kolonien von Actinomyceten auf Agarplatten
links: Micromonospora – rechts: Streptomyces
(Foto: Trautmann, Umweltmykologie, Berlin)
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Dass bei Feuchteschäden andere Mikroorganismen

als Schimmelpilze vorkommen, die ebenfalls negative

gesundheitliche Wirkungen haben, ist eine mögliche

Erklärung, warum bisher kein Zusammenhang zwi-

schen der gemessenen Konzentration an Schimmelpil-

zen in der Innenraumluft und den gesundheitlichen

Auswirkungen bei den Bewohnern gefunden wurde.

Schimmelpilzbefall unbedingt sanieren
– dann sind auch die Bakterien weg

Das Umweltbundesamt rät in seinen Schimmelpilz-

leitfäden, unabhängig von den in der Innenraumluft

festgestellten Schimmelpilzkonzentrationen, unbe-

dingt zu sanieren. Diese Empfehlung wird durch die Er-

gebnisse des Vorhabens unterstützt. 

Die gute Nachricht für die Praxis ist, dass bei fach-

gerechter Schimmelpilzsanierung sowohl die Schim-

melpilze als auch die Actinomyceten beseitigt werden,

so dass für die Sanierung von Feuchteschäden mit Acti-

nomyceten keine zusätzlichen Maßnahmen erforder-

lich sind. 

Weitere Informationen

Der Abschlussbericht des Forschungsvorhabens ist

unter www.umweltdaten.de/publikationen/ 

fpdf-l/3702.pdf erhältlich.

(Autorin: Dr. Regine Szewzyk, Umweltbundesamt, 
FG II 1.4 „Mikrobiologie und Parasitologie“)
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Typische Kolonien der häufigsten Gattungen der im Innenraum nachgewiesenen Actinomyceten und ihr Aussehen auf verschiedenen
Agarmedien.
von oben nach unten: Streptomyces, Nocardiopsis, Nocardioides, Promicromonospora, Saccharopolyspora, Pseudonocardia, Nocar-
dia und Amycolatopsis
von links nach rechts: CASO-, BHI-, M79-, CMA-, Gauze-, Actinomyceten- und Hafermehlagar
(Foto: Trautmann, Umweltmykologie, Berlin)
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In den 1980er Jahren rief die Bundesregierung eine

Gruppe hochrangiger Wissenschaftler zusammen. Sie

sollten eine Möglichkeit entwickeln, die Belastung der

Umwelt durch Chemikalien über Zeitreihen darzustel-

len. In Deutschland entstanden damals erstmals recht-

liche Regelungen, die den Menschen und die Umwelt

vor Chemikalien schützen sollten. Politik und Wissen-

schaft suchten nach einem Weg, um den Erfolg der

neuen Gesetze überprüfen zu können. Und zwar auch

für solche Stoffe, deren Gefahren zwar schon in der Ge-

genwart angelegt, aber erst in der Zukunft erkennbar

werden. So entstand die Umweltprobenbank des Bun-

des (UPB). Mit ihr können Umweltfachleute in die Ver-

gangenheit reisen. WissenschaftlerInnen können also

zeigen, ob eine Chemikalie in der Umwelt und im Men-

schen zu- oder abnimmt. 

Bald eine halbe Millionen Proben für
Umwelt- und Gesundheitsschutz

Wie sieht das in der Praxis aus? Unter der Leitung

des Umweltbundesamtes (UBA) sammeln Umwelt-

fachleute systematisch in gleichbleibenden zeitlichen

Abständen Proben der Umwelt und des Menschen. Die

Proben bilden verschiedene Naturräume ab. Insge-

samt 13 Ökosysteme legen sich wie ein Netz über

Deutschland. Menschliche Proben ergänzen die Um-

weltdaten mit Informationen zur Belastung der Be-

völkerung. Alle Proben lagern bei sehr tiefen Tempe-

raturen unter besonderen Bedingungen, die biologi-

sche und chemische Veränderungen verhindern.

Heute archiviert die UPB etwa 190 000 menschliche

Einzelproben sowie 220 000 Teilproben aus der Um-

welt; jedes Jahr kommen neue Proben dazu. 

Im europäischen Vergleich hat die UPB die Spitzen-

stellung für die technische Ausstattung, die Dichte des

Messnetzes und die Probenzahl. Der UPB ist es gelun-

gen, überzeugende Standards für das Stoffmonitoring,

also das Messen von Chemikalien in Mensch und Um-

welt, zu entwickeln. Verlässliche Daten sind für das Che-

mikalienmanagement besonders wichtig. Denn meist

sind mangelnde Standards der Grund, wenn Messwerte

aus Mensch und Umwelt nicht in die Stoffbewertung

eingehen.

Studierende der vier deutschen Universitätsstädte

Münster, Halle, Greifswald und Ulm spenden der UPB je-

des Jahr Blut-, Urin- und Haarproben. Jede Gruppe Stu-

dierender besteht aus 100 bis 150 Frauen und Männern

im Alter von 21 bis 29. Jahr für Jahr lässt das Umwelt-

bundesamt auch Umweltproben verschiedener Öko-

systeme an festgelegten Standorten für die UPB sam-

meln. 13 Probenahmeflächen decken die Nord- und Ost-

see ab, die großen Flüsse Rhein, Elbe und Donau mit ih-

ren Zuflüssen sowie verschiedene ländliche Gebiete mit

Agrar-, Wald- und stadtnahem Charakter. Jeweils zwei

Kilogramm des Probematerials – beispielsweise Vogel -

eier, Brassenmuskulatur oder Kieferntriebe – jeder Pro-

benahmefläche und jedes Jahres lagern im Archiv. 

Das Sicherheitsnetz

In der Europäischen Union regulieren die Mitglied-

staaten Chemikalien auf zwei Wegen: Behörden lassen

Unternehmen für neue Stoffe und Produkte Sicherheits-

daten vorlegen und wählen auf dieser Ergebnisgrund-

lage sichere Verwendungen aus. Zugleich legen sie für be-

stimmte Stoffe Qualitätsziele und Grenzwerte fest, die in

der Umwelt nicht überschritten werden dürfen. Bei der
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Vielzahl der Chemikalien in der Umwelt – Schätzungen

bewegen sich zwischen 20 000 und 100 000 Stoffen, ge-

naue Zahlen gibt es nicht – hat auch dieses System seine

Schwächen. Die UPB kann hier helfen: Ihre Stärke und

Aufgabe ist es, Stoffe in der Umwelt und im Menschen als

Problemstoffe zu erkennen, die im Sicherheitsnetz der

gesetzlichen Regelungen nicht auffällig geworden sind.

Der Wert der UPB-Proben steigt mit jeder neu entdeckten

Chemikalie, die gefährlich aber bislang nicht reguliert

ist. Das Archiv der UPB ist dafür gut gefüllt, es ist auf Hun-

derte von Untersuchungen ausgelegt. Beispiele, in de-

nen die UPB wichtige Beweise für das Chemikalienma-

nagement zusammengestellt hat, gibt es bereits. 

Perfluorierte Chemikalien: 
PFOS - Verbot auf dem Prüfstand

Unternehmen verwenden perfluorierte Chemikalien

(PFC), um Produkte vor Nässe und Verschmutzung zu

schützen. Rund zehn Jahre dauern die Diskussionen um

die Gefährlichkeit der Stoffe an. Mit einer retrospektiven

Untersuchung in den Humanproben der UPB konnte das

Umweltbundesamt entscheidende Hinweise zu der Hin-

tergrundbelastung der deutschen Bevölkerung geben.

Jede untersuchte Probe, so das Ergebnis der Studie, war

mit den perfluorierten Stoffen belastet. Die Ergebnisse

trugen dazu bei, dass in den meisten Produkten das Per-

fluorsulfonat (PFOS) inzwischen verboten ist. Auch bei

der aktuellen Debatte um die Vermarktung der Perfluo-

roktansäure (PFOA) spielt die Zeitreihe eine Rolle. Um zu

klären, wie sich die langlebigen Stoffe in der Umwelt ver-

teilen, initiierte die UPB eine zweite Studie. Dazu unter-

suchten die Umweltfachleute Möweneier von Vogel-

schutzinseln in der Nord- und Ostsee. Auch hier fanden

sie keine unbelastete Probe. Zudem zeigte sich, dass die

PFOS-Gehalte – anders als in den Humanproben – in den

Vogeleiern nicht abnehmen, sondern ungerichtet ver-

laufen. Ein neu entwickeltes Analyseverfahren ermit-

telte außerdem PFOA-Konzentrationen, die deutlich

oberhalb bislang bekannter Messwerte lagen. Dieses Jahr

wird die UPB Fischproben aus Rhein, Elbe und Donau

auf PFC-Gehalte untersuchen. Die Ergebnisse werden

Rückschlüsse zur Belastung der Speisefische in Deutsch-

land zulassen.

Phthalate: 
Harte Daten für Weichmacher

Phthalate sind als Weichmacher in vielen Produkten

enthalten (siehe dazu den Beitrag auf Seite 460 in die-

sem Heft). Wie bei den PFC geht man davon aus, dass

Alltagsprodukte die Hauptbelastungsquellen sind.

Marktrelevant sind 16 verschiedene Phthalate. Welche

dieser Stoffe erreichen den Menschen? Wissenschaft-

lerInnen entnahmen dem UPB-Archiv für die weltweit

bislang längste, die Belastung des Menschen wider-

spiegelnde Zeitreihe, bis zu 20 Jahre alte Humanpro-
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ben. Die Zeitreihen zeigen eine deutliche Belastung der

untersuchten Studierenden mit Phthalaten. Aber nicht

nur das: Im Fall von Bis-(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP)

wird auch sichtbar, dass Unternehmen bei Anzeichen

behördlicher Beschränkungen ihre Produktion auf Al-

ternativstoffe aus der gleichen Stoffgruppe umstellen.

Als DEHP auf Grund seiner fortpflanzungsgefährden-

den Eigenschaften für Aufmerksamkeit sorgte, senkten

Unternehmen die Produktion. In der Folge sank auch

die Belastung des Menschen. Dafür stieg der Verbrauch

anderer Phthalat-Weichmacher an. Und noch etwas er-

gab die Untersuchung: Verwandte Chemikalien einer

Stoffklasse wie die Dibutylphthalate haben nicht nur

ähnliche Wirkungen, sondern reichern sich auch sehr

ähnlich im Menschen an. Immer mehr Fachleute stellen

sich daher die Frage, ob nicht eine Gruppenbewertung

zu einer plausibleren Einschätzung der gesundheitli-

chen Sicherheit dieser Stofffamilie führt.

Flammschutzmittel: Neue Methoden-
entwicklung und Erfolgskontrolle

Ende des letzten Jahrhunderts meldeten Wissen-

schaftlerInnen Funde einer neuen Stoffklasse, den po-

lybromierten Diphenylethern (PBDE). Die Untersu-

chungen stammten aus aller Art Umweltproben sowie

452

6 
/ 

20
09

UMWELT

Chemikaliensicherheit und Gesundheit
Sc

hw
er

pu
nk

tt
he

m
a:

 U
m

w
el

t 
un

d 
Ge

su
nd

he
it

Zeitreihe der Umweltprobenbank zur Belastung des Menschen mit perfluorierten Chemikalien (Quelle: UBA, 2008)
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der Milch stillender Mütter. Die Belastung der allge-

meinen Bevölkerung war noch unbekannt, denn für

Blutuntersuchungen fehlte die notwendige Methode.

Die UPB ist auf die Analytik neuer Problemstoffe aus-

gerichtet. Sie konnte diese Methode rasch nachlie-

fern. Zugleich wies sie für Deutschland einen anstei-

genden Trend von PBDE in Humanblut nach. Das

sollte sich später in anderen Ländern bestätigen. Eine

Folge waren behördliche Anwendungsbeschränkun-

gen für bestimmte PBDE-Stoffe. Dass diese Verbote Er-

folg hatten, zeigt eine weitere UPB-Studie an Möwen-

eiern. Seit Inkrafttreten der stofflichen Regelungen

für zwei kommerzielle PBDE-Mischungen (Octa-,

Penta-BDE) sinken die Konzentrationen. Dagegen

zeigt die Belastung mit einer dritten, bislang nicht

umfassend regulierten Mischung (Deca-BDE), einen

ungerichteten Trend. Ein möglicherweise entschei-

dender Hinweis für die Notwendigkeit der Anwen-

dungsbeschränkungen.

Umwelthormone, quasi langlebig und
wirklich gefährlich

Industriechemikalien können als unerwünschte Ne-

benwirkung Hormone nachahmen oder deren Wir-

kung stören. Solche Umwelthormone wie PBDE-Flamm-
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Zeitreihe der Umweltprobenbank zur Belastung der Umwelt (Möwen) mit perfluorierten Chemikalien (Quelle: UBA. 2008)
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schutzmittel und perfluorierte Chemikalien haben sich

als sehr langlebige Chemikalien über den ganzen Erd-

ball ausgebreitet. Die meisten hormonell wirksamen

Stoffe sind weit weniger stabil. Wenn Unternehmen sie

aber beispielsweise in Produkten der Körperpflege, als

Arzneimittel, als Parfüm oder in Reinigungsmitteln ein-

setzen, dann sind sie in Gewässern trotz ihrer Kurzle-

bigkeit ganzjährig nachweisbar. Denn die Stoffe strö-

men mit den Abläufen der Kläranlagen ständig in die

Umwelt nach. Zu diesen quasi langlebigen Umwelt-

hormonen gehören die Alkylphenolethoxylate. Wasch-

und Reinigungsmittelunternehmen setzten sie lange

in ihren Produkten ein, stoppten ihre Verwendung je-

doch Anfang der 1990er Jahre. War die freiwillige Selbst-

verpflichtung erfolgreich? Die retrospektive Untersu-

chung in UPB-Proben zeigte eine deutliche Wirkung

der Maßnahme im marinen Lebensraum und einen Teil-

erfolg im Binnenraum. Dauerhaft belastete Proben

nahe Frankreich machten jedoch deutlich, dass erfolg-

reiche freiwillige Vereinbarungen mit deutschen Un-

ternehmen an Grenzen stoßen können. Erst ein EU-wei-

tes Verbot der Alkylphenolethoxylate brachte die flä-

chendeckende Entlastung für die Umwelt. 

Organozinnchemikalien, die Reeder in Schutzan-

strichen ihrer Schiffe einsetzten, gehören zu den lang-

lebigen und hormonell wirksamen Verbindungen.

Diese Stoffe gelangten ständig mit dem Fahrwasser der

Boote in die Umwelt. In Frankreich führte dies nahezu

zum Aussterben der Austernkulturen, weil es nur noch

Austern eines Geschlechts gab! Eine Zeitreihenunter-

suchung in Meeresproben der UPB zeigte, dass Anwen-

dungsbeschränkungen auf kleine Schiffe und Hafen-

anlagen kaum eine Wirkung hatten. Die Belastung der

Meeresumwelt blieb gefährlich hoch. Erst seit dem To-

talverbot, das 2003 in Kraft trat, können die UPB-Fach-

leute vorsichtig Entwarnung geben. Sie messen sin-

kende Werte in Tieren der Nord- und Ostsee.

Regelmäßig erhebt die UPB direkt bei den Probe-

nahmen Langzeitdaten zu der Chemikalienbelastung

des Menschen und der Umwelt. Das sind u. a. Stoffe, die

im Stockholmer Übereinkommen zum Verbot langle-

biger organischer Umweltschadstoffe geregelt sind. Die

Messdaten sind ein zentraler Bestandteil des Berichts für

diese internationale Konvention. 

Monitoringdaten spielen auch im Rahmen der

neuen EU-Chemikalien-Verordnung für REACH eine

besondere Rolle. Die UPB-Daten geben den Behörden

verlässliche Daten zu dem zeitlichen Trend der Belas-

tungen an die Hand. So können sie einschätzen, wie

groß bei bestimmten besorgniserregenden Stoffen der

Handlungsbedarf ist. 

Umweltprobenbanken international
immer wichtiger 

Immer mehr Länder erkennen, wie wichtig Moni-

toringdaten sind und welche Vorteile Zeitreihen für die

Stoffpolitik bieten. Zu den „alten“ Umweltprobenban-

ken gehören neben der UPB auch die von Institutionen

in Schweden, Japan, Kanada und den USA. Vor einigen

Jahren haben auch Italien, Finnland, Frankreich, Spa-

nien und Süd-Korea begonnen, standardisierte Proben

zu sammeln und zu archivieren. Australien und Nor-

wegen wollen in Kürze starten. 

Umweltprobenbanken erleben also eine regel-

rechte Blüte. Das gibt den Ländern die Chance, ihre Ak-

tivitäten zu vernetzen. Dabei sammeln sich Daten ver-

schiedenen Ursprungs: Von vier Kontinenten, von

Mensch und Umwelt sowie von heute und gestern. So

kann ermittelt werden, wann und wo neue Chemika-

lien in die Welt gelangen. Alle Daten zusammen kön-

nen ein neues und effizientes Frühwarnsystem für Stoffe

ergeben. Dieses System würde der Globalisierung der

Chemikalienpolitik durch die Übereinkommen von

Stockholm, Rotterdam und Basel wirkungsvoll ein adä-

quates Monitoringsystem an die Seite stellen.

(Autor: Jan Koschorreck, Umweltbundesamt, FG II 1.2 
„Toxikologie, gesundheitsbezogene Umweltbeobachtung“)
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Mit dem Human-Biomonitoring (HBM) lässt sich

feststellen, ob in der Umwelt oder am Arbeitsplatz vor-

kommende Umweltschadstoffe vom Menschen aufge-

nommen werden. Sie werden mit speziellen chemi-

schen Analysenmethoden im Gewebe oder in Körper-

flüssigkeiten nachgewiesen. HBM ist damit ein unver-

zichtbares Instrument, um festzustellen, ob und inwie-

weit von gesundheitsschädlichen chemischen Stoffen

eine Gefahr für die Bevölkerung ausgeht. Gemessen wer-

den diese Stoffe bundesweit in so genannten Umwelt-

Surveys, die seit 1985/86 im Auftrag des Bundesumwelt-

ministeriums vom Umweltbundesamt durchgeführt

werden. Das letzte Survey erfolgte 2003 bis 2006 und er-

fasste Kinder im Alter zwischen drei und 14 Jahren. 

Mit den Surveys werden repräsentative Human-Bio-

monitoring-Daten gewonnen, die Aussagen über die

Belastungen der Bevölkerung mit Umweltschadstoffen

ermöglichen. Das Human-Biomonitoring kann aber

nicht alle potenziell gesundheitsschädlichen Stoffe mes-

sen, weil für zahlreiche Stoffe die dafür erforderlichen

chemischen Analysemethoden fehlen. Damit fehlen

wichtige Daten für die Bewertung der gesundheitli-

chen Bedeutung von Chemikalien, weil die reale kör-

perliche Belastung der Bevölkerung nicht gemessen

werden kann.

Das Bundesumweltministerium hat deshalb ge-

meinsam mit dem Umweltbundesamt und der chemi-

schen Industrie eine Initiative zum Ausbau des Human-

Biomonitoring begonnen. Eine im Januar 2009 ge-

meinsam mit dem Verband der Chemischen Industrie

e.V. (VCI) organisierte Konferenz stellte den Beginn ei-

nes Dialogs dar, der das Ziel hat, die Möglichkeiten des

Human-Biomonitoring besser zu nutzen. Der Staatsse-

kretär im Bundesumweltministerium, Matthias Mach-

nig, erklärte hierbei: „Human-Biomonitoring ist ein her-

vorragendes Frühwarnsystem zur Erkennung bisher

unbekannter Belastungen. Auch gibt es uns die Mög-

lichkeit, Erfolg und Misserfolg unserer Chemikalien-

politik zu kontrollieren.“

Die Fortschritte der Analytik machen es heute

grundsätzlich möglich, chemische Analysemethoden

zu entwickeln, mit denen Schadstoffe im Körper des

Menschen selbst in extrem geringen Mengen aufge-

spürt werden können. Die Entwicklung der dafür er-

forderlichen Methoden kostet allerdings Zeit, Mühe

und Geld. Ressourcen, die in der heutigen Zeit knapp

sind. 
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Mit neuem Schwung in die Zukunft
des Human-Biomonitoring 

Gemeinsame Initiative mit dem Verband der Chemischen 
Industrie e. V.

Staatssekretär Matthias Machnig bei der Konferenz in Berlin
(Foto: piclease / Ute Grabowsky) 
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Deshalb wollen das Bundesumwelt-

ministerium und der VCI sich diesem Pro-

blem gemeinsam stellen. Dr. Utz Till-

mann, Hauptgeschäftsführer des VCI er-

klärte auf der Konferenz: „Die deutschen

Chemieunternehmen führen Biomonito-

ring-Programme seit vielen Jahren bei ih-

ren Beschäftigten präventiv durch. Diese

Erfahrungen sowie unsere Bewertungs-

kompetenz zum HBM bieten wir der Bun-

desregierung und den Behörden für künf-

tige umweltmedizinische Untersuchun-

gen in der Bevölkerung an.“ 

Ergebnisse der 
HBM-Konferenz

Neben den beschriebenen Grenzen des Human-Bio-

monitoring ging es bei der Konferenz auch darum, wie

dessen Ergebnisse öffentlich diskutiert werden: Häufig

wird bereits aus dem bloßen Vorhandensein von Fremd-

stoffen im menschlichen Organismus auf gesundheitli-

che Gefahren geschlossen. Aber der bloße Nachweis ei-

ner Substanz im Menschen sagt allein wenig über das

damit verbundene Gesundheitsrisiko aus. Hierzu ist

eine Risikobewertung auf der Grundlage medizinischer

und/oder toxikologischer Daten erforderlich. 

Deutlich wurde auch, dass das bloße Vorhanden-

sein von Chemikalien in der Umwelt keine zuverlässi-

gen Schlüsse auf das Ausmaß ihrer Aufnahme durch

den menschlichen Organismus erlaubt. Anhand von

konkreten Fällen aus der Praxis wurde gezeigt, dass die

Aufnahme von Chemikalien zum Teil unter- und zum

Teil überschätzt wird, wenn kein Human-Biomonito-

ring durchgeführt werden kann, so dass gegebenen-

falls zu wenige oder auch überzogene Maßnahmen zur

Risikovorsorge beziehungsweise Gefahrenabwehr er-

folgen. 

Um die Grenzen der bisherigen HBM-Methodik zu-

künftig weiter stecken zu können, schlug das Bundes-

umweltministerium der chemischen Industrie vor, in

den nächsten zehn Jahren jeweils für fünf prioritäre

Stoffe, die bisher nicht gemessen werden konnten, Ana-

lysemethoden zu entwickeln. Ein von Bundesumwel-

ministerium und Umweltbundesamt eingerichteter Ex-

pertenkreis aus Industrie, Behörden und Wissenschaft

solle jeweils prioritäre Stoffe auswählen, für die die In-

dustrie dann geeignete Analysemethoden entwickelt.

Die neuen Analysemethoden werden dann von der Bun-

desregierung in entsprechenden Studien genutzt, um

die Belastung der Bevölkerung mit den bisher nicht

messbaren Chemikalien zu überprüfen. 

HBM-Expertenkreis 

Unmittelbar nach der Konferenz fand die konstitu-

ierende Sitzung eines HBM-Expertenkreises statt, um

das weitere Vorgehen zu besprechen. Hier arbeiten Ex-

pertInnen aus Wissenschaft, Industrie und Behörden

zusammen. Der Expertenkreis hat im April 2009 bereits

zum zweiten Mal getagt und eine erste Auswahl von

fünf prioritären Stoffen getroffen. Die genaue Ausge-

staltung der Zusammenarbeit ist jetzt Gegenstand von

Verhandlungen zwischen dem Bundesumweltministe-

rium und dem Verband der Chemischen Industrie. 

Sicher sind fünf Stoffe im Vergleich zu 37 000 Stoffen,

die nach dem neuen Chemikalienrecht „REACH“ vorre-
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Podiumsdiskussion mit Patrizia Cameron (BUND), Gerd Romanowski
(VCI), Sabine Helmbold, Uwe Lahl (beide Bundesumweltministerium), 
Jürgen Angerer (Uni Erlangen) und Gabriele Förster (IG Metall) (v.l.n.r.). 
(Foto: piclease / Ute Grabowsky) 
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gistriert sind, nicht viel. Deshalb ist es so wichtig, die

„richtigen“ Stoffe auszuwählen, also Stoffe, die ge-

sundheitlich problematische Eigenschaften haben, in

großen Mengen produziert und vielfältig verwendet

werden. Dies sind die wichtigsten Kriterien, die der

HBM-Expertenkreis bei der Auswahl der prioritären

Stoffe zugrunde legt. 

Der Zeitpunkt dieser Initiative ist richtig gewählt:

HBM und die neue Chemikalienpolitik unter REACH

werden sich gegenseitig fördern und ergänzen. Die

„neuen“ HBM-Daten können in die Bewertungen nach

dem Chemikalienrecht einfließen und die für die Zu-

lassung unter REACH beizubringenden Daten zu den

Stoffeigenschaften werden die Auswahl von Stoffen als

„HBM-Kandidaten“ noch gezielter ermöglichen. 

(Autorin: Dr. Kerstin Becker, Umweltbundesamt, FG II 1.2 
„Toxikologie, gesundheitsbezogene Umweltbeobachtung“)
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Gesundheitsgefahren im Museum?

Alte Sammlungen, aber aktuelle Fragestellungen

Kulturgüter sollen in Museen und Sammlungen dau-

erhaft für die Nachwelt erhalten bleiben. Aus diesem

Grund müssen sie vor Schadorganismen wie Pilzen, Bak-

terien, Algen und Schadinsekten geschützt werden.

Kunstwerke, Textilien und Werkstoffe aus Holz werden

daher mit Bioziden behandelt. Empfindliche Gewebe

sind in biozidhaltigen Flüssigkeiten konserviert. 

MuseumsbesucherInnen brauchen aber nicht wegen

einer möglichen Exposition gegenüber bioziden Wirk-

stoffen und einer daraus resultierenden gesundheitli-

chen Gefährdung besorgt zu sein. Sie können Museen

und Sammlungen ohne Bedenken besuchen und aus-

giebig Kunstgegenstände oder andere Objekte genie-

ßen, da die Anwendung der Biozide so erfolgen muss,

dass für sie daraus keine Gesundheitsgefährdung resul-

tieren darf.

Personen, die sich ein Arbeitsleben lang in Museen

aufhalten, Sammlungen betreuen und direkten Kontakt

Zum Schutz der Kulturgüter in Museen und Sammlungen werden Kunstwerke, Textilien und Werkstoffe aus
Holz mit Bioziden behandelt.  (Foto: pixelio / Stefan) 
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mit den Gegenständen haben, können wesentlich stär-

ker mit den konservierenden Bioziden in Berührung

kommen. Auch MitarbeiterInnen in Büros, die sich in

der Nähe der Sammlungen und Magazine befinden,

können betroffen sein. Auch für diese Personengrup-

pen müssen mögliche gesundheitliche Gefährdungen

durch Biozide abgeschätzt und bewertet werden. Sie

sind auf Expositionsgefahren aufmerksam zu machen

und im Rahmen der Arbeitsschutzmaßnahmen sind

Hinweise zu geben, wie mögliche Gesundheitsgefähr-

dungen an ihrem Arbeitsplatz verringert oder vermie-

den werden können.

Unkalkulierbare Gesundheitsrisiken 
für Angestellte? 

Präparatoren und Fachleute können während der

Konservierung oder beim späteren Umgang mit den

behandelten Gegenständen hohen Konzentrationen

von Bioziden ausgesetzt sein. Das Ausmaß der aufge-

nommenen Dosis entscheidet darüber, ob diese Perso-

nen mit gesundheitlichen Risiken rechnen müssen. Ar-

beiten Kuratoren und Restauratoren mit mehreren bio-

zidhaltigen Produkten gleichzeitig, können sich die Be-

lastungen mit unterschiedlichen Bioziden aus unter-

schiedlichen Quellen summieren. Wissenschaftliche

Untersuchungen mit Pflanzenschutzmittelwirkstoffen

haben gezeigt, dass sich Wirkungen von Stoffen sum-

mieren können, selbst wenn die Einzelstoffe in ihrer

Konzentration nicht schädlich wirken. Deshalb sollte

mit dieser Möglichkeit gerechnet werden und aus Vor-

sorgegründen besondere Schutzmaßnahmen beim di-

rekten Umgang mit Bioziden festgesetzt werden. An-

gesichts der großen Zahl biozidhaltiger Produkte und

auf Grund der noch nicht abgeschlossenen gesund-

heitlichen Bewertung der bioziden Wirkstoffe und der

noch nicht umgesetzten Zulassung von Biozidproduk-

ten ist nicht auszuschließen, dass besonders bei den in

Museen beschäftigten Personen eine Gesamtexposition

an Bioziden auftreten kann, die bei unzureichenden

Arbeitsschutzmaßnahmen die Gesundheit beeinträch-

tigen kann. Es besteht auch der Verdacht, dass vermehrt

Sensibilisierungen gegen bestimmte Wirkstoffe auf-

treten können.

Mögliche Eintragspfade

Beim Umgang mit biozidkontaminierten Gegen-

ständen können Biozide im Wesentlichen auf drei We-

gen in den Körper gelangen: über den Mund (oral), über

die Haut (dermal) oder über die Atemluft (inhalativ).

Bei der Biozidexposition der in Museen beschäftigten

Personen sind im Wesentlichen die dermale und die in-

halative Exposition von Bedeutung.

Die dermale Aufnahme von Bioziden kann sowohl

beim Berühren von Museumsobjekten als auch bei der

Anwendung von Bioziden, beim Restaurieren oder auch

beim Säubern der Arbeitsflächen geschehen. Sie kann

eine gesundheitlich bedeutsames Ausmaß erreichen,

insbesondere wenn mit konzentrierten biozidhaltigen

Lösungen gearbeitet, gereinigt oder desinfiziert wird.

Kommt es bei Arbeiten mit biozidhaltigen Produkten

wie Farben, Reinigungsmitteln oder Sprays zu direk-

tem Hautkontakt, können Belastungen auftreten. Dies

gilt auch für den Hautkontakt mit Flächen, die z. B. mit

biozidhaltigen Reinigungsmitteln oder Haushaltsrei-

nigern gewischt wurden. Wirkstoffe mit Reizwirkun-

gen auf Haut und Schleimhäute sowie hautsensibilisie-

rende Wirkungen verdienen dabei eine besondere Auf-

merksamkeit, denn insbesondere Sensibilisierungen

können lebenslang fortbestehen. Nicht nur um die

Sammlungsstücke zu schonen, sondern um eine Bio-

zidaufnahme über die Haut gering zu halten, sollte da-

her mit Handschuhen gearbeitet werden, wenn die Ge-

fährdung dies notwendig macht. Eine weitere Mög-

lichkeit für eine dermale Aufnahme kann der neuerli-

che Gebrauch von Gegenständen oder Textilien aus Mu-

seen sein. So müssen beispielsweise historische Klei-

dungsstücke vor dem Tragen gründlich von Bioziden

gereinigt werden, um keine gesundheitsgefährdende

Konzentration auf den Nutzenden zu übertragen. Mu-

seale Gegenstände sollten deshalb nur nach einer

gründlichen Prüfung und gegebenenfalls einer Reini-

gung der Objekte getragen oder genutzt werden.
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Besonders leicht flüchtige Biozide kann die Luft in

Gebäuden über größere Entfernungen in Räume tra-

gen, die vom eigentlichen Anwendungsort weit ent-

fernt liegen. Dadurch können auch Arbeitsbereiche be-

lastet werden, in denen nicht direkt mit Bioziden gear-

beitet wird.

Wird ein biozidhaltiges Produkt als Spray ange-

wandt, so können Aerosolbildung und Rückpralleffekte

von großen Flächen zu einer erhöhten Konzentration in

der Atemluft des Anwenders führen. Dies gilt beson-

ders, wenn Sprays in Raumwinkeln und Ecken ange-

wandt werden. Hierbei sind Wirkungen auf die

menschliche Gesundheit nicht ausgeschlossen.

Arbeitsschutz und Ratschläge 

Biozide sind auf Grund ihrer Wirkung auf Lebewe-

sen häufig als Gefahrstoffe gekennzeichnet. Der Um-

gang mit gekennzeichneten Stoffen am Arbeitsplatz

unterliegt einer besonderen Überwachung und be-

stimmten rechtlichen Regeln. In allen Bereichen, in de-

nen mit gekennzeichneten Substanzen umgegangen

wird, müssen die Regeln der Gefahrstoffverordnung

eingehalten werden. Insbesondere sind Arbeitsplatz-

grenzwerte für diese Stoffe einzuhalten. An typischen

Büroarbeitsplätzen sind dagegen deutlich niedrigere

Konzentrationen in der Innenraumluft einzuhalten.

Die hier geltenden so genannten Richtwerte werden

von einer Arbeitsgruppe der Innenraumlufthygiene-

Kommission (IRK) erarbeitet und veröffentlicht. Durch

die unterschiedlichen Tätigkeitsfelder in Museen kann

es daher zu einem Nebeneinander von Arbeitsplätzen

kommen, die verschiedenen gesetzlichen Regelungen

unterliegen. So kann es vorkommen, dass ein Restau-

rator in seinen Arbeitsräumen die zulässige Arbeits-

platzkonzentration für ein Biozid einhält, die Sekretärin

im Büro nebenan aber für das selbe Biozid eine Über-

schreitung des Richtwertes feststellt, obwohl sie we-

sentlich geringeren Schadstoffkonzentrationen in der

Luft ausgesetzt ist als der Restaurator. Wo immer es or-

ganisatorisch möglich ist, sollten daher die Arbeitsbe-

reiche Verwaltung und museale Sammlungen räum-

lich getrennt untergebracht werden.

(AutorInnen: Dr. Wolfgang Heger und Dr. Marike Kolossa-Gehring, 
Umweltbundesamt, FG II 1.2: „Toxikologie, Gesundheitsbezogene
Umweltbeobachtung“)
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Biozidexposition an Arbeitsplätzen 
in Museen

� Es muss regelmäßig geprüft werden, ob es mög-

lich ist, den Einsatz von Biozidprodukten durch

sachgerechte Berücksichtigung physikalischer,

biologischer, chemischer und sonstiger Alterna-

tiven auf ein Minimum zu begrenzen.

� Ausreichendes Lüften ist die wirksamste Maß-

nahme gegen Schadstoffe am Arbeitsplatz. Wo

es nötig ist, sollten lüftungstechnische Einrich-

tungen genutzt werden, um die Schadstoffbelas-

tung der Mitarbeiter zu begrenzen.

� Vor einem längeren Aufenthalt in Sammlungs-

räumen sollte über Nacht gelüftet werden. Das

gilt auch für Schränke in Sammlungen. So kann

die biozidhaltige Luft über die Raumlüftung ab-

geführt werden.

� Bei möglichem Hautkontakt mit Biozidproduk-

ten oder behandelten Gegenständen müssen ge-

eignete Schutzmaßnahmen für dermale Belas-

tungen getroffen werden. Hierbei sollten per-

sönliche Schutzausrüstung wie zum Beispiel

Handschuhe nur als letztes Mittel genutzt wer-

den.

� Mit Bioziden behandelte Gegenstände sollten so

gekennzeichnet werden, dass die eingesetzten

Wirkstoffe identifizierbar und eine mögliche Ge-

sundheitsgefährdung unmissverständlich zu er-

kennen sind. Auf die erforderlichen Schutzmit-

tel für den Umgang sollte hingewiesen werden.
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Erst die Zugabe von Weichmachern verleiht dem

an sich harten und spröden Kunststoff Polyvinylchlorid

(PVC) elastische Eigenschaften und ermöglicht somit

Anwendungen als Weichkunststoff. In Westeuropa wer-

den eine Million Tonnen Weichmacher pro Jahr herge-

stellt.

Über 90 Prozent dieser Stoffe werden in PVC einge-

setzt. Weich-PVC enthält durchschnittlich 30 bis 35 Pro-

zent Weichmacher. Die Phthalate sind in das PVC-Ma-

terial nicht fest eingebunden, sondern dünsten lang-

sam aus den Produkten aus, können ausgewaschen

oder durch Abrieb von Kunststoffpartikeln freigesetzt

werden. Auf diese Weise gelangen sie in großen Men-

gen in die Umwelt und werden dort weiträumig ver-

teilt. Staubpartikel binden Phthalate und transportieren

sie in der Luft auch über größere Strecken. So gelangen

Phthalate auch in Gebiete, die weit entfernt sind von

Orten, an denen Produkte mit Weichmachern herge-

stellt oder benutzt werden. Selbst im Schnee und Eis der

Antarktis finden sich geringe Konzentrationen des

Weichmachers DEHP. 

Belastung des Menschen mit 
Phthalaten

Durch die vielen verbrauchernahen Anwendungen

des Weich-PVC sind die Menschen permanent Weich-

machern ausgesetzt. So entdeckte der Kinder-Umwelt-

Survey 2003-2006 (KUS) des Umweltbundesamtes im

Urin aller untersuchten drei- bis 14-jährigen Kinder in

Deutschland Phthalatmetabolite. Diese Metaboliten-

gehalte im Urin der Kinder weisen auf Überschreitun-

gen der toxikologisch akzeptablen täglichen Aufnah-

memengen hin. Danach nehmen 1,4 Prozent der Kinder

mehr DEHP, 9,1 Prozent der Kinder mehr DnBP (Di-n-

butylphthalat) und 11,7 Prozent der Kinder mehr DiBP
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Phthalate

Die wichtigsten Weichmacher gehören chemisch

zur Gruppe der Phthalate. Die fünf mengenmäßig

wichtigsten Phthalate für die Anwendung als Weich-

macher in PVC sind Diisononylphthalat (DINP), 

Diisodecylphthalat (DIDP), Bis(2-ethylhexyl)phthalat

(DEHP), Dibutylphthalat (DBP) und Butylbenzyl-

phthalat (BBP). Die Mitgliedstaaten der Europäischen

Union (EU) stuften die Phthalate DEHP, DBP und BBP

als fortpflanzungsgefährdend und darüber hinaus

DBP und BBP als umweltgefährlich ein.

Anwendungsgebiete
Weichmacher -

verbrauch 

Kabel 25 % 

Folien, Dachbahnen 22 % 

Bodenbeläge 14 % 

Extrudierte Artikel z.B. Schläuche, Profile 11 % 

Beschichtetes Gewebe 10 % 

Plastisole, z.B. Kfz-Unterbodenschutz 9 % 

Sonstiges 9 % 

Quelle: AGPU, 2006

Umwelt-6-09-neu:Layout 1  26.5.2009  9:46 Uhr  Seite 460



(Di-iso-Butylphthalat) auf, als aus gesundheitlicher Sicht

mit Sicherheit unbedenklich wäre. Hinzu kommt, dass

26 Prozent dieser betroffenen Kinder nicht nur von ei-

nem Phthalat, sondern sogar von zwei bis drei Phthala-

ten zuviel aufnehmen. Mehrfachüberschreitungen die-

ser Art werfen Fragen nach der richtigen toxikologi-

schen Bewertung der Summen beziehungweise der

Kombinationen der Stoffe auf. Eine entsprechende Wei-

terentwicklung der wirkungsbezogenen Bewertungs-

modelle ist methodisch schwierig, sollte zum Schutz

der Gesundheit jedoch dringend vorangetrieben wer-

den. 

Menschen nehmen im Allgemeinen Phthalate über

die Nahrung, die Atemluft oder die Haut auf. Beson-

ders bei der Verwendung von Weich-PVC in Innenräu-

men ist von einer vergleichsweise erhöhten Belastung

auszugehen. Säuglinge und Kleinkinder sind gefähr-

det, wenn sie Babyartikel oder Spielzeug in den Mund

nehmen. Die gesundheitsschädlichen Phthalate kön-

nen durch den Speichel gelöst und in den Körper auf-

genommen werden. Bei Anwendungen in medizini-

schen Artikeln wie etwa bei Blutbeuteln oder Schläu-

chen können Phthalate direkt in die Blutbahn gelan-

gen. Nahrungsmittel können durch Phthalateinträge in

die Umwelt belastet sein oder durch Phthalate aus Le-

bensmittelverpackungen. Für Babyartikel und Kinder-

spielzeug, das in den Mund genommen werden kann,

erteilte die EU-Kommission mittlerweile ein Anwen-

dungsverbot. 

Die als fortpflanzungsgefährdend eingestuften

Phthalate ersetzen die Unternehmen der chemischen

Industrie seit einigen Jahren vor allem durch DIDP und

DINP, die nicht als fortpflanzungsgefährdend gelten.

DIDP und DINP nahm die EU dennoch – aus Vorsorge-

gründen – in das Anwendungsverbot in Babyartikeln

und Kinderspielzeug mit auf.

Was passiert unter der neuen 
Chemikalienverordnung der EU
(REACH)?

Die Europäische Chemikalienagentur ECHA bewer-

tete gemeinsam mit allen EU-Mitgliedstaaten die Phtha-

late DEHP, DBP und BBP als besonders besorgniserre-

gende Stoffe im Sinne der REACH-Verordnung. Damit

werden ihre Verwendungen voraussichtlich in Zukunft

europaweit zulassungspflichtig. Weitere Phthalate wer-

den folgen. So kündigte zum Beispiel das Bundesinstitut

für Risikobewertung (BfR) an, ein weiteres Phthalat 

(Diisobutylphthalat/DIBP) als besonders besorgniserre-

genden Stoff vorzuschlagen. Für DINP und DIDP prüft

die EU ebenfalls, ob sie als besonders besorgniserre-

gende Stoffe eingestuft werden müssen. 
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Entwicklung des Marktvolumens von Weichmachern in Westeuropa

1996 1999 2002 2005 

Gesamtweichmachermarkt in 1 000 t/a 989 1 104 1 027 922 

Anteil DEHP 51 % 42 % 30 % 21 % 

Anteil DIDP + DINP k. A. 35 % 49 % 60 % 

Anteil andere Phthalate k. A.  15 % 14 % 12 % 

Anteil sonstige Weichmacher k. A.  8 % 7 % 7 % 

Quelle: EU 2001, Cadogan 2004 und 2006 
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Die Verbrauchsmenge von DINP und DIDP verdop-

pelte sich zwischen den Jahren 1994 und 2005. Die ho-

hen Einsatzmengen für Weich-PVC und die Struktur-

ähnlichkeit zu DEHP lassen auch hier eine starke Aus-

breitung dieser Stoffe in der Umwelt erwarten.

Untersuchungsergebnisse der Umweltprobenbank

des Bundes zeigen einen deutlich steigenden Trend der

Konzentration von Abbauprodukten des DINP in

menschlichem Urin. Die menschliche Belastung mit

diesen Stoffen steigt also und es ist nicht auszuschließen,

dass DIDP und DINP gemeinsam mit anderen Phthala-

ten zu schädlichen Wirkungen im menschlichen Körper

und in der Umwelt beitragen. 

Was wollen wir erreichen? 

Fortpflanzungsgefährdende Stoffe – ebenso wie

krebserzeugende und erbgutschädigende Stoffe – sol-

len generell nicht in die Umwelt gelangen. Im Einklang

mit anderen EU-Staaten setzt sich das Umweltbundes-

amt dafür ein, den irreversiblen Eintrag langlebiger

und bioakkumulierender Fremdstoffe in die Umwelt –

unabhängig von ihrer Toxizität – vollständig zu ver-

meiden. Das Umweltbundesamt unterstützt die Auf-

nahme von DEHP, DBP und BBP in die Liste der zulas-

sungspflichtigen Stoffe (Anhang XIV der REACH-Ver-

ordnung), um so die Verwendung EU-weit zu kontrol-

lieren. Aus Vorsorgegründen empfiehlt das Umwelt-

bundesamt auch den Umwelteintrag von DIDP und

DINP zu vermeiden. 

Die Freisetzung der Phthalate aus Weich-PVC ist

nicht zu verhindern. Als weitere kritische Zusatzstoffe in

Weich-PVC werden zum Beispiel Organozinnstabilisa-

toren oder mittelkettige Chlorparaffine verwendet. Das

Umweltbundesamt plädiert daher – wo dies technisch

möglich und zumutbar ist – für einen schrittweisen Er-

satz des Weich-PVC.

Im Sinne eines vorsorgenden Umwelt- und Gesund-

heitsschutzes, empfiehlt das Umweltbundeamt Ver-

braucherInnen, soweit möglich auf den Erwerb von Pro-

dukten aus Weich-PVC zu verzichten und weniger um-

weltbelastende Produkte zu nutzen. Welche Werkstoff-

Alternativen jeweils geeignet sind, hängt vom Anwen-

dungsbereich der Produkte ab. Kunststoffe wie bei-

spielsweise Polyethylen oder Polypropylen sind generell

weichmacherfrei. Vorteilhaft ist auch, dass keine

schwermetallhaltigen Stabilisatoren notwendig sind

und die Chlorfracht im Abfall geringer ist. Häufig kom-

men auch vollkommen andere Werkstoffe in Betracht. 

Eine ausführliche Darstellung der Weichmacher-

Problematik und Hilfestellung bei der Suche nach Al-

ternativen für Produkte aus Weich-PVC hat das Um-

weltbundesamt erarbeitet und im Internet veröffent-

licht. Bei vielen Produkten (z. B. Bodenbeläge, Tapeten,

Farben etc.) lohnt es sich, auf Produkte umzusteigen,

die mit dem „Blauen Engel“ gekennzeichnet sind. Ak-

tuelle Produkttests, die auch die Weichmachergehalte

betreffen, finden sich auf den Internetseiten der Stif-

tung Warentest. 
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Wie sind Produkte aus 
Weich-PVC zu erkennen?

Eine Pflicht zur Kennzeichnung von Produkten,

mit deren Hilfe VerbraucherInnen den eingesetzten

Kunststoff erkennen könnten, besteht leider nicht.

Viele Hersteller kennzeichnen ihre Produkte freiwil-

lig und verwenden die Abkürzungen und Nummern

nach Anhang 4 der Verpackungsverordnung bezie-

hungsweise nach DIN ISO 11469, z. B. PVC / 3 für Poly-

vinylchlorid. Das Materialkennzeichen ist häufig in

einem – aus drei gebogenen Pfeilen aufgebauten –

Dreieck platziert. Falls die Kunststoffe nicht gekenn-

zeichnet sein sollten, hilft nur die Nachfrage im Han-

del oder beim Hersteller.   
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Weitere Informationen

Umweltbundesamt: www.umweltbundesamt.de/

uba-info-presse/hintergrund/weichmacher.pdf;

www.blauer-engel.de; 

Stiftung Warentest: www.stiftung-warentest.de 

Umwelt-Surveys, speziell Kinder-Umwelt-Survey:

www.uba.de/gesundheit/survey/kinder.htm

(Autorinnen: Eva Becker, Umweltbundesamt, 
FG IV 2.3 „Chemikalien“ und Christine Schulz, 
FG II 1.2 „Toxikologie, gesundheitsbezogene 
Umweltbeobachtungen“)
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Neue weltweit geltende Vorschriften
zur Einstufung und Kennzeichnung
für den sicheren Umgang mit 
Chemikalien

Europäisches GHS ist in Kraft

Ein einheitliches, weltweit harmonisiertes System

zur Einstufung und Kennzeichnung von gefährlichen

Chemikalien (engl. Globally Harmonized System, GHS)

wird in Zukunft Umwelt und menschliche Gesundheit

weltweit schützen. Auf dem Weltgipfel für Nachhaltig-

keit 1992 in Rio de Janeiro wurde erstmals von der Staa-

tengemeinschaft festgelegt, ein weltweit einheitliches

System zur Einstufung und Kennzeichnung von Chemi-

kalien zu schaffen. Die europäische Umsetzung des GHS

ist durch die am 20. Januar 2009 in Kraft getretene so

genannte CLP-Verordnung (Classification, Labelling and

Packaging (EG) Nr. 1272/2008) erfolgt. Die bisher gelten-

den Regelungen zu Einstufung und Kennzeichnung der

Gefahrstoffrichtlinie (67/548/EWG) und der Zuberei-

tungsrichtlinie (1999/45/EG) werden nach Ablauf einer

gestaffelten Übergangszeit bis zum Jahre 2015 durch die

neuen Einstufungs- und Kennzeichnungsanforderun-

gen der CLP-Verordnung abgelöst.
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GHS – zum Schutz von Umwelt und
menschlicher Gesundheit

Alle Chemikalien unterliegen vor dem Inverkehr-

bringen grundsätzlich der Einstufungs- und Kenn-

zeichnungspflicht. Gefährliche Stoffeigenschaften sind

zu identifizieren und durch Gefahrensymbole kennt-

lich zu machen. Das System ist somit eine wesentliche

Grundlage für die für Mensch und Umwelt sichere An-

wendung von Chemikalien und schützt davor, dass ge-

fährliche Chemikalien unkontrolliert in die Umwelt, an

den Arbeitsplatz und in die private  Lebensumwelt von

Menschen gelangen.

Einstufung und Kennzeichnung nach GHS basiert

auf den Eigenschaften einschließlich (öko)toxikologi-

scher Wirkungen von Chemikalien und leitet daraus

harmonisierte Einstufungen für physikalisch-chemi-

sche Gefahren und für Gesundheits- und Umweltge-

fahren ab. Diese Einstufungen sind anhand eines Kenn-

zeichnungssystems weltweit identifizierbar und sorgen

damit für die Kommunikation und Erkennbarkeit von

Gefahren auf der Basis einer gemeinsamen „Fachspra-

che“. Damit wird es auch weltweit einheitlich hohe

Standards für die Anwendungen von Chemikalien ge-

ben können.

Unterstützung bei Umstellung auf
neues GHS-System

Die Anforderungen der CLP-Verordnung müssen

vor allem durch die Hersteller und Lieferanten von Che-

mikalien umgesetzt werden, aber auch andere profes-

sionelle VerwenderInnen von Chemikalien müssen sich

mit dem neuen Kennzeichnungssystem befassen. Die

europäische Chemikalienverordnung REACH bezieht

sich ebenfalls an vielen Stellen auf die Einstufung, so

zum Beispiel im Stoffsicherheitsbericht. 

Das Prinzip der Einstufung und Kennzeichnung

nach festgelegten Kriterien ist nicht neu. Das künftige

GHS-System folgt weitestgehend der Logik des bisheri-

gen Einstufungs- und Kennzeichnungsrechts in der EU

nach Stoff- und Zubereitungsrichtlinie. Es kommt den-

noch in einigen Bereichen zu deutlichen Änderungen.

Diese betreffen vor allem die Gefahren durch physika-

lisch-chemische Stoffeigenschaften und einige Berei-

che der gesundheitlichen Gefahren. Durch großzügige

Übergangsfristen wird den AnwenderInnen der Über-

gang jedoch erleichtert.

Um AnwenderInnen bei der Umstellung auf das

neue Einstufungs- und Kennzeichnungssystem nach

GHS zu unterstützen, hat das Umweltbundesamt einige

grundlegende Aspekte zur GHS-Umsetzung auf natio-

naler Ebene analysiert. Das Ergebnis ist die Leitfaden-

broschüre „Das neue Einstufungs- und Kennzeich-

nungssystem für Chemikalien nach GHS – kurz erklärt“,

die vor allem auch kleineren und mittleren Unterneh-

men das GHS-System erläutert. 

Die Broschüre wird derzeit an die geltende Fassung der

CLP-Verordnung angepasst und geht auch auf Unter-

schiede zwischen bisherigem EU-Recht und neuen Be-

stimmungen nach GHS ein. Sie kann im Internet unter

www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3332.pdf

eingesehen werden.

(Autorin: Christiane Stark, Umweltbundesamt, FG IV 1.1 
„Internationales Chemikalienmanagement“) 

464

6 
/ 

20
09

UMWELT

Chemikaliensicherheit und Gesundheit
Sc

hw
er

pu
nk

tt
he

m
a:

 U
m

w
el

t 
un

d 
Ge

su
nd

he
it

Umwelt-6-09-neu:Layout 1  26.5.2009  9:46 Uhr  Seite 464



Der Strategische Ansatz für ein internationales Che-

mikalienmanagement (engl. „Strategic Approach for

International Chemicals Safety“, SAICM) soll sich zum

Garanten für ein weltweit sicheres Chemikalienmana-

gement entwickeln. SAICM geht auf einen Auftrag des

Weltgipfels in Johannesburg im Jahre 2002 zurück und

hat zum Ziel, die negativen Wirkungen von Chemika-

lien auf menschliche Gesundheit und Umwelt bis zum

Jahre 2020 zu minimieren. Die von Chemikalien aus-

gehenden Gefahren werden systematisch ermittelt so-

wie Maßnahmen zu ihrer Vermeidung und Verminde-

rung aufgezeigt. Umgesetzt werden diese Maßnahmen

seit 2006 weltweit. Bei der 2. SAICM-Konferenz, die vom

11. bis 15. Mai 2009 in Genf stattfand, trafen sich Regie-

rungen, um Erfahrungen aus der Umsetzung von

SAICM auszutauschen. 
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Fortschritte bei der weltweiten 
Chemikaliensicherheit für Umwelt
und Gesundheit 

2. Konferenz zum Strategischen Ansatz eines 
Internationalen Chemikalienmanagements in Genf

(Foto: PhotoDisc)
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Umwelttechnik zum Schutz 
menschlicher Gesundheit vor 
Chemikalien

Für einen wirksamen Schutz der menschlichen Ge-

sundheit vor Chemikalien muss vor allem verhindert

werden, dass sie bei Herstellung, Weiterverarbeitung

und Verwendung aus Industrieanlagen und Erzeug-

nissen in die Umwelt freigesetzt und Menschen expo-

niert werden. Man erreicht dies durch Vermeidung der

Herstellung und Anwendung gefährlicher Chemika-

lien und durch Einsatz eines hoch entwickelten Standes

der Umweltschutztechnik bei produzierenden Anla-

gen.

Deutschland verfügt über einen gesetzlichen Rah-

men und hat bereits zahlreiche Maßnahmen für ein si-

cheres Chemikalienmanagement umgesetzt. Erfolg-

reiche und fortgeschrittene Beispiele für wirksame Um-

weltschutztechniken präsentiert das Internetportal

„Cleaner Production Germany“ für potenzielle Anwen-

derInnen überall auf der Welt.

Chemikalienleasing als 
neues Konzept 

Ergänzt werden die Techniken durch neue Ma-

nagementkonzepte. So gibt es die Möglichkeit, dass Her-

steller oder Importeure in Zukunft nicht mehr Chemi-

kalien auf dem Markt anbieten, sondern die gesamte

Dienstleistung mit der Chemikalie zusammen – was die

fach- und umweltgerechte Nutzung einschließt. Bei die-

sem so genannten Chemikalienleasing nimmt der An-

bieter die ausgedienten Chemikalien nach der Nutzung

zurück, bereitet sie auf oder entsorgt sie umweltgerecht

und hilft somit ebenfalls zu vermeiden, dass sie in die

Umwelt eingetragen werden. Zahlreiche Projekte

hierzu werden derzeit sowohl in Industrie- als auch in

Entwicklungsländern erprobt.

Deutsches Side Event Chemikalien -
leasing und Cleaner Production

Deutschland führte zusammen mit der Organisa-

tion der Vereinten Nationen für industrielle Entwick-

lung (engl. United Nations Industrial Development Or-

ganisation, UNIDO) zwei Side-Events am Rande der 

2. SAICM-Konferenz durch. Hier konnte den Vertrete-

rInnen aus Ländern verschiedener Entwicklungsstan-

dards gezeigt werden, wie man die schädlichen Wir-

kung gefährlicher Chemikalien durch innovative Tech-

niken und Management vermindern kann. Dieses An-

gebot zeigte zugleich, wie mit industrieller Entwick-

lung Lösungen zum Schutz der menschliche Gesund-

heit und der Umwelt etabliert werden. Damit wurde

gerade weniger entwickelten Ländern eine Perspektive

auf der Grundlage praktischer Beispiele gegeben.

Weitere Informationen unter 

Umweltbundesamt, www.cleaner-production.de

Vereinte Nationen Umweltprogramm, Chemikalien,

www.chem.unep.ch/saicm/

(Autorin: Dr. Steffi Richter, Umweltbundesamt, 
FG IV 1.1 „Internationales Chemikalienmanagement“) 
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Die Nanotechnologie gilt als die Zukunftstechnolo-

gie des 21. Jahrhunderts. Doch die Nutzung von Nano-

materialien geht viel weiter zurück – so enthalten die im

17. Jahrhundert hergestellten Damaszener Schwerter,

denen nachgesagt wird, sie könnten ein Tuch in der Luft

zertrennen, ihre Schärfe mittels der im Metall einge-

betteten Kohlenstoff- und Eisenkarbid-Nanoröhrchen.

Die womöglich älteste Anwendung der Nanotechnolo-

gie findet sich in einem Becher, der im 4. Jahrhundert

entstanden ist. Er besteht aus Goldrubinglas, welches im

Gegenlicht rot und im Auflicht opak-gelbgrün er-

scheint. Dieser Effekt entsteht, weil in das Glas feinste

Gold- und Silberpartikel eingearbeitet wurden. 

Chancen der Nanotechnologie im 
Gesundheitsbereich

Zur antibakteriellen Beschichtung von Oberflächen

in Krankenhäusern sind Nanomaterialien bereits im

Einsatz. Die medizinische Forschung geht jedoch noch

einen Schritt weiter: Hier sollen gezielt Medikamente

zur Therapie von Krankheiten entwickelt werden, bei

denen herkömmliche Therapeutika bisher nur unzu-

reichend wirksam sind. So könnten die speziellen Ei-

genschaften der Nanomaterialien genutzt werden, um

im Gehirn die Blut-Hirn-Schranke für Wirkstoffe pas-

sierbar zu machen. Auch  in der Krebsforschung erhofft

sich die Medizin große Fortschritte. Ziel ist es, mit Hilfe

von Nanopartikeln im Körper des Krebspatienten das

Tumorgewebe aufzuspüren und ausschließlich das er-

krankte Gewebe zu behandeln. 

Gesundheitliche Risiken von 
Nanomaterialien 

Menschen waren schon immer Partikeln ausgesetzt und

das zum Teil in recht hoher Konzentration. Dies führte
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Nanotechnik

Unter Nanotechnik versteht man eine ganze Reihe

von Verfahren, denen eines gemeinsam ist: Die Größe

ihrer Teilchen oder Strukturen beträgt in mindestens

einer Dimension ein bis 100 Nanometer. Ein Nano-

meter ist ein millionstel Millimeter – im Größenver-

hältnis ist dies wie eine Haselnuss zum gesamten Erd-

ball. Technisch erzeugte Nanomaterialien besitzen

neue Eigenschaften, welche nicht allein von der Art

der Ausgangsmaterialien abhängen, sondern in be-

sonderer Weise von ihrer Größe und Gestalt. 

Textilfasern mit Silber-Nanopartikeln beschichtet
(Foto: UBA, Marcia Giacomini)
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dazu, dass der Körper sich mit den gleichen Abwehr-

mechanismen gegen Partikel wie auch gegenüber Mi-

kroorganismen schützt. Besonders die Haut bietet einen

guten Schutzfaktor. Allerdings können Nanopartikel,

bedingt durch ihre geringe Größe, über Zwischen-

räume der oberen Hautschicht oder über die Haarwur-

zel durch die Haut in den Körper eindringen. Für Ti-

tandioxid-Nanopartikel, verwendet als UV-Filter in Son-

nencremes, stellt allerdings nach heutigem Wissen die

intakte, gesunde Haut eine effektive Barriere dar. Ob

die etwa durch Sonnenbrand oder Neurodermitis ge-

schädigte Haut eine höhere Durchlässigkeit besitzt oder

empfindlicher ist, ist bisher noch unbekannt. Auch die

Wirkung auf einzelne Organe ist noch nicht hinrei-

chend erforscht.

Ähnlich wie für Feinstäube sind die Atemwege

wahrscheinlich der bedeutendste Aufnahmeweg für

Nanopartikel. Wegen ihrer geringen Größe besitzen

diese die Fähigkeit, in die Lunge aufgenommen und

von dort in geringem Maße in weitere Organe trans-

portiert zu werden. Im Tierversuch hat sich gezeigt,

dass Nanopartikel Entzündungen oder Tumore auslö-

sen können.  Für einige Nanopartikel kann dies zutref-

fen, für andere wiederum nicht – denn die neu entwi-

ckelten Materialien werden in vielfältigen Größen, For-

men und mit unterschiedlich modifizierten Oberflä-

chen produziert und liegen häufig auch nicht als ein-

zelne Partikel vor, sondern in größeren Zusammen-

schlüssen. Eine pauschale Risikobewertung für Nanop-

artikel ist deshalb nicht möglich, sondern muss von Fall

zu Fall ermittelt werden. Sowohl national als auch in-

ternational sind deshalb Organisationen und Staaten

aktiv, um mehr Wissen zu den  Chancen und Risiken

der neuen Technologie zu erarbeiten.

Nationale und internationale 
Initiativen zu den Risiken von 
Nanomaterialien

Die Forschung zum Themenkomplex Nanotechno-

logien nimmt einen immer größer werdenden Raum

ein. So sind auch in Deutschland verschiedene Ansätze

für eine weiterführende Forschung erarbeitet worden. 

Die NanoKommission der Bundesregierung hat im

„NanoDialog 2006 – 2008“ zusammen mit VertreterIn-

nen aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik die Chan-

cen und Risiken von Nanomaterialien diskutiert und

Empfehlungen für einen verantwortungsvollen Um-

gang mit Nanomaterialien erarbeitet. Die NanoKom-

mission setzt 2009 und 2010 ihre Arbeit fort.

Auf internationaler Ebene beschäftigt sich bereits

seit 2006 die Organisation für wirtschaftliche Koope-

ration und Entwicklung (OECD) im Rahmen der „OECD

Working Party on Manufactured Nanomaterials“ mit

verschiedenen Aspekten der Nanotechnologie. 

Über eine der Untergruppen ist das „OECD Spon-

sorship Programm“ ins Leben gerufen worden. In die-

sem Testprogramm werden 14 ausgewählte Nanoma-

terialien einer intensiven Testung unterzogen. Bis Ende

2010 sollen ausführliche Dossiers zu diesen Stoffen er-

stellt werden. Deutschland ist federführend für die Tes-

tung von Titandioxid-Nanopartikeln verantwortlich,

arbeitet an der Untersuchung von Nanopartikeln aus

Silber mit und beteiligt sich mit Daten für vier weitere

Arten von Nanopartikeln. Mehrere Forschungsprojekte

des Bundesministeriums für Bildung und Forschung,
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Textilfasern mit Titandioxid-Nanopartikeln beschichtet
(Foto: UBA, Marcia Giacomini)

Umwelt-6-09-neu:Layout 1  26.5.2009  9:46 Uhr  Seite 468



des Umweltbundesamtes,

des Bundesamtes für Risiko-

forschung, des Bundesamtes

für Arbeitsschutz und Ar-

beitsmedizin sowie ver-

schiedene Universitäten und

Forschungsinstitute sind

hier mit beteiligt. Die Koor-

dination dieser Aktivitäten

liegt beim Umweltbundes-

amt.

Zur Anpassung beste-

hender rechtlicher Regelun-

gen gibt es innerhalb der EU

verschiedene Aktivitäten. Zu

REACH ist eine eigene Un-

tergruppe gegründet wor-

den, die sich mit Anpas-

sungsvorschlägen für Nano-

materalien befasst. Kürzlich

ist die Kennzeichnung von

Produkten, welche Nano-

partikel enthalten, in der EU-

Kosmetikverordnung verab-

schiedet worden. Die Novel-

Food-Verordnung fordert

neben einer künftigen Kenn-

zeichnung von Produkten,

die Nanopartikel enthalten,

auch eine umfassende Prü-

fung von Nanopartikeln vor

deren Einsatz. 

In der NanoKommission werden zurzeit Vorschläge

diskutiert, wie VerbraucherInnen in geeigneter Weise

über Nano-Produkte informiert werden können. Dis-

kutiert wird insbesondere ein Produktregister mit ent-

sprechender Meldeverordnung für diese Produkte.

Weitere Informationen

www.umweltbundesamt.de/technik-verfahren-

sicherheit/dokumente/forschungsstrategie.pdf).

www.bundesumweltministerium.de/gesundheit_

und_umwelt/nanotechnologie/nanodialog/doc/

42655.php

www.oecd.org/env/nanosafety

(Autorinnen: Dr. Heidi Becker, Umweltbundesamt, 
FG II 1.2 „Toxikologie, gesundheitsbezogene Umweltbeobach-
tung“ und Dr. Doris Völker, Umweltbundesamt, 
FG IV 2.2 „Arzneimittel, Wasch- und Reinigungsmittel, 
Nanomaterialien“)
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Nanotechnologie in der Medizin – Kontrastmittel für bildgebende Verfahren 
(Foto: dpa
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Mit Blei, Cadmium und Quecksilber hoch belastete

Nahrungsergänzungsmittel müssen ab dem 1. Juli 2009

europaweit einheitlich vom Markt genommen werden.

Damit wurde der gesundheitliche Verbraucherschutz

auch in Deutschland weiter verbessert. 

Als gesundheitlich problematisch haben sich be-

stimmte Nahrungsergänzungsmittel erwiesen, die

hohe Schwermetallgehalte häufig auch natürlichen Ur-

sprungs enthalten. Hierzu gehören z. B. Algenpräpa-

rate, die oftmals hoch mit Cadmium und Blei belastet

sind, sowie ethnische pflanzliche Präparate, so ge-

nannte ayurvedische Produkte, die vielfach hohe Ge-

halte an Blei und Quecksilber enthalten. Diese Lebens-

mittel werden von den Lebensmittelüberwachungsbe-

hörden bislang auf Grund von Verstößen gegen die all-

gemeinen lebensmittelrechtlichen Vorschriften zum

gesundheitlichen Verbraucherschutz durch Erstellen

von Einzelgutachten beanstandet und anschließend

aus dem Verkehr genommen. Ab dem 1. Juli 2009 müs-

sen Nahrungsergänzungsmittel, deren Gehalt an Blei,

Cadmium und Quecksilber die rechtlich verbindlichen

EU-Höchstgehalte übersteigen, allein auf Grund der

Analysenergebnisse aus dem Verkehr genommen wer-

den.

Hintergrund

Wissenschaftliche Untersuchungen haben gezeigt,

dass Nahrungsergänzungsmittel signifikant zur Expo-

sition des Menschen durch Blei, Cadmium und Queck-

silber beitragen können. Im Rahmen des Lebensmittel-

Monitoring im Jahr 2005 wurde daher die Belastungs-

situation von auf dem deutschen Markt befindlichen

Nahrungsergänzungsmitteln mit Blei und Cadmium

festgestellt. Auf der Grundlage der Untersuchungser-

gebnisse aus dem Lebensmittel-Monitoring im Jahr

2005 hat das Bundesumweltministerium mit Unter-

stützung der für die Lebensmittelüberwachung zu-

ständigen Länderbehörden auf EU-Ebene darauf ge-

drängt, intensive Beratungen zur rechtsverbindlichen

Begrenzung des Gehalts von Blei und Cadmium in be-

stimmten Nahrungsergänzungsmitteln aufzunehmen.

Im Februar 2008 haben die Experten aus Finnland da-

rauf hingewiesen, dass auf dem finnischen Markt ge-

sundheitsschädliche ayurvedische Produkte mit einem

Gehalt von 25 bis 40 mg Quecksilber je Kilogramm vor-

gefunden wurden und haben die Festsetzung eines

Höchstgehalts auch für Quecksilber in Nahrungser-

gänzungsmitteln angeregt. Die Beratungsergebnisse
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Nahrungsergänzungsmittel 

Nahrungsergänzungsmittel sind Lebensmittel die

dazu bestimmt sind, die normale Ernährung zu er-

gänzen und die aus Einfach- und Mehrfachkonzen-

traten von Nährstoffen oder sonstigen Stoffen mit er-

nährungsspezifischer oder physiologischer Wirkung

bestehen und in dosierter Form in Verkehr gebracht

werden, d. h. in Form von z. B. Kapseln, Pastillen, Tab-

letten, Pillen, Pulverbeuteln, Flüssigampullen, Fla-

schen mit Tropfeinsätzen und ähnlichen Darrei-

chungsformen zur Aufnahme in abgemessenen klei-

nen Mengen. „Nährstoffe“ im Sinne dieser Richtlinie

sind Vitamine und Mineralstoffe. Ein Nahrungser-

gänzungsmittel ist ein Lebensmittel, das die allge-

meine Ernährung ergänzen soll. 
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auf EU-Expertenebene mündeten in die Verordnung

(EG) Nr. 629/2008 der Kommission vom 2. Juli 2008.

Die neuen Höchstgehalte tragen sowohl zu einer

weiteren Verbesserung des gesundheitlichen Verbrau-

cherschutzes als auch zur Erhöhung der Rechtssicher-

heit der Wirtschaftsbeteiligten bei der Herstellung und

Vermarktung von Nahrungsergänzungsmitteln bei.

Umweltkontaminanten in 
Lebensmitteln

Zu den Umweltkontaminanten in Lebensmitteln,

von denen je nach Gehalt gesundheitliche Gefahren für

die VerbraucherInnen ausgehen können, gehören

Schwermetalle wie Blei, Cadmium und Quecksilber.

Schwermetalle kommen zum einen ohne Eingriffe des

Menschen, also natürlicherweise, in der Umwelt und

dadurch auch in Lebensmitteln vor. Zum anderen rührt

ihr Vorkommen aus Eingriffen des Menschen in die Um-

welt, ist also auch anthropogen bedingt. Schwerme-

talle werden zudem auch über Verunreinigungen in

Zusatzstoffen in Lebensmittel eingetragen. Eine ein-

deutige Abgrenzung der Eintragswege von Schwerme-

tallen in Lebensmittel ist nicht möglich. 

(AutorInnen: Dr. Christa Solbach, Referat IG II 2 „Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“, Dr. Heino Rosner, ehemaliger
Mitarbeiter im Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit)
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Quecksilbergehalt in Fischen

Ergebnisse präventiver Forschung zur gesundheitlichen 
Anpassung an den Klimawandel

Die Bundesregierung hat am 17. Dezember 2008 die

deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel be-

schlossen, welche auch die umweltbezogene Lebens-

mittelsicherheit einbezieht. Wer planen und vorsorgen

soll, braucht umfassende Informationen. So könnten sich

in Folge der Metabolisierung von Quecksilber neben ei-

nem Anstieg der Belastung durch Gesamt-Quecksilber

auch Klimawandel bedingte Veränderungen der Zu-

sammensetzung der Quecksilberverbindungen im Le-

bensmittel Fisch einstellen. Für die Abschätzung der da-

mit verbundenen Gefährdung für die menschliche Ge-

sundheit ist es bedeutsam, den tatsächlichen Anteil von

toxischem Methylquecksilber am Gesamtquecksilber-

gehalt zu kennen. 

Vorsorge braucht Information

In dem nun abgeschlossenen Forschungsvorhaben

wurden die Methylquecksilber-Konzentrationen ver-

schiedener Fischarten aus unterschiedlichen Fangge-

bieten ermittelt und die Abhängigkeit der Konzentra-

tionen von Quecksilber und Methylquecksilber von

Länge und Gewicht der Fische untersucht. Die Ergeb-

nisse zeigen, dass der Anteil an Methylquecksilber am

Gesamtquecksilbergehalt in Fischereierzeugnissen va-

riiert. Die Annahme, dass über 90 Prozent des Quecksil-

bers in Form von Methylquecksilber vorliegt, konnte an

der ganz überwiegenden Mehrzahl der untersuchten

Proben bestätigt werden. Sowohl die Gehalte an Methyl-

quecksilber als auch an anorganischem Quecksilber stei-

gen mit zunehmender Länge und zunehmendem Ge-

wicht der Fische an.

Damit wurde im Zuge des vom Bundesumweltmi-

nisteriums geförderten Forschungsvorhabens ein statis-

tisch abgesicherter und aussagekräftiger Datenpool mit

rund 750 Einzelergebnissen aufgebaut, mit dem sich zu-

künftig Trendentwicklungen zu möglichen Klimawan-

Umwelt-6-09-neu:Layout 1  26.5.2009  9:46 Uhr  Seite 471



del bedingten Änderungen in der Aufnahme von toxi-

schem Methylquecksilber über den Verzehr von Fisch

beziehungsweise Expositionsabschätzungen ableiten

lassen.

Hintergrund

In Gewässern und Meerestieren ist das Vorkommen

von Schadstoffen wie Quecksilber auf verschiedene Ur-

sachen zurückzuführen. Neben geogenen und anthro-

pogenen Ursachen werden neuerdings auch der Ein-

fluss des Klimawandels und die damit verbundene Er-

höhung der Temperatur der obersten Schicht der Welt-

meere diskutiert. 

Der Verzehr von Lebensmitteln kann in Abhängig-

keit vom jeweiligen Gehalt an Kontaminanten ein ge-

sundheitliches Risiko für den Verbraucher darstellen.

Für den Menschen zählen Schwermetalle wie Queck-

silber, Blei und Cadmium zu den am längsten bekann-

ten toxischen Substanzen. Dabei spielt insbesondere

der Nachweis des Methylquecksilbergehalts eine wich-

tige Rolle, da vorrangig diese chemische Verbindung

des Quecksilbers zu gesundheitlichen Beeinträchti-

gungen bei Menschen führen kann. Der Mensch nimmt

Quecksilber beziehungsweise Quecksilberverbindun-

gen hauptsächlich über die Nahrung auf; der Verzehr

von Fischen gilt trotz lebensmittelrechtlicher Regelun-

gen zur Begrenzung des Quecksilbers in Fischereier-

zeugnissen als die Hauptbelastungsquelle für die Be-

völkerung1. 
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Das Schwermetall Quecksilber

Quecksilber ist – auch ohne menschliches Zutun -

in allen Bereichen der Biosphäre enthalten. Als na-

türliche Hintergrundkonzentration von Meerwasser

werden Gehalte zwischen 0,001 und 0,1 g/Liter an-

gegeben. Hochgerechnet auf den Wasserkörper der

Weltmeere von 1,38 Milliarden km3 ergibt sich daraus

ein Gesamtgehalt natürlichen Ursprungs zwischen

1,38 und 138 Millionen Tonnen Quecksilber. Der 

hinzukommende globale geogene Eintrag wird auf

100 000 Jahrestonnen geschätzt, der damit deutlich

höher ausfällt als der auf 20 000 bis 40 000 Tonnen ge-

schätzte anthropogen bedingte Anteil. Die organi-

sche Verbindung Methylquecksilber wird in Sediment

und Boden durch mikrobielle Methylierung von an-

organischem Quecksilber gebildet. Es wird von Mee-

restieren aus dem Wasser aufgenommen und reichert

sich in der marinen Nahrungskette an.

Lebensmittelrechtliche Regelungen
für Quecksilber in Fischereierzeug-
nissen

Gemäß § 13 Absatz 5 Lebensmittel- und Futter-

mittelgesetzbuch ist das Bundesumweltministerium

federführend zuständig für die Verhütung von Ge-

fährdungen der VerbraucherInnen, die von Lebens-

mitteln ausgehen, welche einer Einwirkung durch

anthropogene Verunreinigungen der Luft, des Was-

sers oder des Bodens, so genannten Umweltkontami-

nanten, ausgesetzt waren. Fische beziehungsweise

Fischereierzeugnisse gehören zu den Lebensmitteln,

von denen seit langem bekannt ist, dass von diesen ein

erhöhtes Kontaminationsrisiko durch Quecksilber

ausgeht. In Deutschland wurde bereits 1975 ein

Höchstgehalt für Gesamtquecksilber in Fischen, Krus-

ten-, Schalen- und Weichtieren in Höhe von 1 mg/kg

festgesetzt. Eine entsprechende EU-weite Regelung

folgte 1993 mit der Kommissionsentscheidung

93/351/EWG. Die Höchstgehalte für Gesamtquecksil-

ber in Fischereierzeugnissen wurden mit wenigen Än-

derungen in die Kommissionsverordnung (EG) Nr.

466/2001 vom 8. März 2001 übernommen, die zwi-

schenzeitlich durch die EG-Verordnung 1881/2006

vom 19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Höchst-

gehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmit-

teln abgelöst wurde.

1 vergleiche Zeitschrift „UMWELT“, Nr. 4/2008, S. 205 – 207.
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Klimawandel und seine
Auswirkungen auf die
Schadstoffkontamina-
tion von Fisch

Die Quecksilberaufnahme

über die Nahrung erstreckt sich

bei Fischen über deren gesamtes

Leben. Zahlreiche Meerwasserin-

haltsstoffe wie Quecksilber und

weitere Umweltkontaminanten

werden in Organen und Gewe-

ben der Fische gespeichert und

im Gegensatz zu anderen Nah-

rungsbestandteilen vom Fisch

nicht ausgeschieden. Dieser se-

lektive Anreicherungsprozess

führt zu einem kontinuierlichen

Anstieg während der gesamten

Lebensphase (der so genannten

Altersakkumulation). Besonders anfällig für die Auf-

nahme erhöhter Mengen Quecksilber sind daher Ar-

ten, die in der Nahrungskette einen exponierten, auf

hoher trophischer Stufe stehenden Platz einnehmen 

(z. B. Raubfische), ein hohes Lebensalter erreichen (z. B.

weißer Heilbutt) und die vorbelastete Organismen als

Nahrung aufnehmen, wie Fische aus belasteten Ge-

wässern.

Dokumentation

Das Forschungsvorhaben „Klimawandel bedingte

Aufnahme von toxischem Methylquecksilber über den

Fischkonsum“ (Forschungskennzahl 08 49 745) mit ei-

ner Laufzeit vom 1. März 2008 bis zum 31. Dezember

2008 wurde aus dem Umweltforschungsplan des Bun-

desumweltministeriums gefördert, vom Institut für Fi-

sche und Fischereierzeugnisse Cuxhaven des Nieder-

sächsischen Landesamtes für Verbraucherschutz und

Lebensmittelsicherheit (LAVES) durchgeführt und vom

Bundesinstitut für Risikobewertung Berlin (BfR) fach-

lich betreut.

Der Endbericht zum Forschungsvorhaben „Klima-

wandel bedingte Aufnahme von toxischem Methyl-

quecksilber über den Fischkonsum“ ist im Internet ab-

rufbar unter 

www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/

endbericht_methylquecksilber.pdf

(Autorin: Dr. Christa Solbach, Referat IG II 2 „Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz“)
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Verbrauchertipp

Um die durch Methylquecksilber möglichen neu-

ronalen Schäden zu vermeiden, wird Frauen während

Schwangerschaft und Stillzeit im Interesse des vor-

sorglichen Schutzes der Kinder empfohlen, den Ver-

zehr von Fischen mit potenziell hohen Methylqueck-

silbergehalten wie Haifisch, Buttermakrele, Schwert-

fisch, Thunfisch, Weißer Heilbutt und Seeteufel ein-

zuschränken und statt dessen Fischarten zu konsu-

mieren, deren Methylquecksilbergehalte gering sind,

wie z. B. Seelachs, Kabeljau, Hering, Makrele, Scholle. 

Verlauf der gemittelten Oberflächentemperatur der Meere nach drei Datenzentren: 
Dem UK Met Office (UKMO, blau), dem US-amerikanischen National Centre for Environmental 
Predicition (NCEP, schwarz) und dem US-amerikanischen National Climatic Data Centre 
(NDC, rot). Quelle: IPCC, 2001 2.

2 Climate Change 2001: The Scientific Basis Contribution of Working Group I
to third Assessment report of the IPCC. Cambridge, New York: Cambridge
University Press
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Der bestehende Standard der Trinkwasserversor-

gung in Deutschland ist Ausdruck einer hohen Lebens-

qualität. Unser Trinkwasser steht jedem Bürger und je-

der Bürgerin zu jeder Zeit an der gewünschten Stelle in

unbegrenzter Menge zur Verfügung. Dabei ist es nicht

nur gesundheitlich unbedenklich sowie geruchlich und

geschmacklich annehmbar, wie es die Trinkwasserver-

ordnung 2001 (TrinkwV 2001) fordert, sondern es ist

auch appetitlich und regt zum Genuss an, wie es die

DIN 2000 vorsieht. Dafür sorgen die Wasserversorger in

ihrem Verantwortungsbereich bis zur Übergabestelle

am Wasserzähler im Gebäude. Nach dem Wasserzähler

ist der Eigentümer der Trinkwasser-Installation (in der

TrinkwV 2001 als Hausinstallation bezeichnet) für die

weiterhin einwandfreie Qualität verantwortlich.

Praxis der Trinkwasser-Installation
und neu auftretende Probleme

Wir nutzen unser Trinkwasser überwiegend in un-

serer Wohnung, nachdem wir es aus der Trinkwasser-

Installation entnommen haben. Bei Qualitätsbeein-

trächtigungen, die wir dort mit unseren Sin-

nesorganen feststellen, denken wir zuerst an

den Wasserversorger und vermuten, dass er sei-

nen in der TrinkwV 2001 vorgeschriebenen

Pflichten nicht nachgekommen ist. Viele Bean-

standungen der Trinkwasserqualität haben je-

doch ihre Ursache in Veränderungen, die erst in

der Trinkwasser-Installation, das heißt unmit-

telbar vor der Nutzung zum Trinken, Kochen,

Duschen, Waschen auftreten. Dieser Bereich

wird aber kaum überwacht. Wir denken meis-

tens auch nicht daran, dass wir oft selbst einen

Anteil an den festgestellten Qualitätsminde-

rungen haben und dass wir einiges dagegen tun kön-

nen. 

Unsere hohe Lebensqualität drückt sich nicht nur in

unseren Ansprüchen an das Trinkwasser selbst aus, son-

dern auch im Komfort, den wir bei seiner Nutzung er-

warten. Beide Ansprüche stehen einander oftmals ent-

gegen. So sollen zum Beispiel viele Entnahmestellen im

Haus gleichzeitig die erforderlichen Wassermengen in

der gewünschten Temperatur zur Verfügung stellen.

Dazu wird die Trinkwasser-Installation entsprechend

groß dimensioniert. Aus hydraulischen Gründen und

mit dem Ziel der schnelleren Montage können so ge-

nannte „Spinnenverteilungen“ eingesetzt werden, die

für jede Entnahmestelle eine separate Zuleitung vorse-

hen. Dabei werden gern Leitungen aus flexiblen Mate-

rialien eingesetzt, die schnell und problemlos hinter Vor-

bauwänden, über abgehängten Decken und im (mögli-

cherweise geheizten) Fußboden verlegt werden können.

So wird eine Vielfalt verschiedener Materialien verbaut,

die im Kontakt mit dem Trinkwasser stehen.

474

6 
/ 

20
09

UMWELT

Gesundheitliche Aspekte der 
Trinkwasser-Installation

Trinkwasser-Installationen erfordern besondere Sorgfalt

Wasser und Gesundheit 
Sc

hw
er

pu
nk

tt
he

m
a:

 U
m

w
el

t 
un

d 
Ge

su
nd

he
it

Umwelt-6-09-neu:Layout 1  26.5.2009  9:46 Uhr  Seite 474



In derart dimensionierten Systemen stag -

niert das Trinkwasser zeitweilig, und dies führt

zwangsläufig zu Qualitätsminderungen. Trink-

wasser-Installationen bieten relativ große Mate-

rialoberflächen im Gegensatz zu den kleinen,

davon eingeschlossenen Wassermengen. Da-

durch führen schon geringe Stoffabgaben aus

dem Material zu relativ hohen Konzentrationen

im Trinkwasser, und diese werden umso höher, je

länger das Wasser in der Leitung steht. Diese

Stoffaufnahme des ausgezeichneten Lösungs-

mittels Wasser aus den Werkstoffen des Instal-

lationssystems ist unvermeidbar. Sie muss aber

gering gehalten werden, zum einen, um nicht

genügend Nährstoffe für die ungewünschte Ver-

mehrung von Mikroorganismen zu liefern, denn

Trinkwasser als natürliches Lebensmittel ist nicht

keimfrei. Es kann verderben wie andere Nah-

rungsmittel auch. Dabei können sich auch

Krankheitserreger vermehren, die in den äu-

ßerst geringen Mengen im frischen Trinkwasser

sonst keine Bedeutung haben, manche davon

insbesondere in Biofilmen, die sich an den In-

nenoberflächen der Leitungen bilden, wenn das

Wasser dafür genügend Nährstoffe enthält.

Dazu zählen z. B. Legionellen, die sogar Konzen-

trationen erreichen können, die beim Einatmen in der

Dusche lebensgefährlich sind. Ihre Vermehrung wird

durch Gegebenheiten begünstigt, die speziell in der Trink-

wasser-Installation vorliegen. Dazu gehören besonders

die erhöhten Umgebungstemperaturen in Gebäuden so-

wie Bauteile aus manchen Werkstoffen. 

Neben der Gefahr der Vermehrung von Krankheits-

erregern können die aus den Materialien abgegebenen

Stoffe die Gesundheit auch direkt schädigen. Die Er-

gebnisse des Kinder-Umwelt-Surveys, die in der Info-

box auf der nachfolgenden Seite kurz skizziert sind, ver-

deutlichen dies anschaulich für das Vorkommen von

Metallen im Trinkwasser, die aus häuslichen Installa-

tionen stammen. Das drastischste Beispiel dafür ist das

Blei. Deswegen müssen noch vorhandene Bleileitun-

gen in Altbauten aus der Trinkwasser-Installation er-

setzt werden. Auch Legierungen aus Metallen, z. B. für

Wasserhähne, können Blei enthalten. Bleifreie Legie-

rungen sind deswegen bei der Herstellung von Was-

serhähnen zu bevorzugen.

Empfehlungen zur Gesundheit 

Um die Stoffabgabe auf das technisch unvermeid-

bare und gesundheitlich unbedenkliche Maß zu redu-

zieren, müssen Hersteller der Bauteile für Wasserver-

sorgungsanlagen technische Regeln beachten, die An-

forderungen an die Werkstoffe und Materialien und

die fertigen Bauteile definieren. Zu diesen Anforde-

rungen gehören insbesondere die Leitlinien des Um-

weltbundesamtes zur hygienischen Beurteilung von

organischen Materialien im Kontakt mit Trinkwasser

und die Norm DIN 50930-6 für metallene Werkstoffe.
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Abwesenheit

Maßnahmen zu Beginn der
Abwesenheit

Maßnahmen bei Rückkehr
(Ende des Abwesenheit)

4 und mehr Stunden,
bis 2 Tage

Keine Stagnationswasser ablaufen
lassen

Mehrere Tage
Wohnungen: Schließen der
Stockwerksabsperrung

Öffnen der Stockwerksab-
sperrung, Wasser 5 min. 
fließen lassen

Einfamilienhäuser: Schließen
der Absperrarmatur hinter
der Wasserzählanlage

Öffnen der Absperrarmatur,
Wasser 5 min. fließen lassen

Mehrere Wochen
selten genutzte Anlagenteil
wie z. B. Gästezimmer, Gara-
gen- oder Kelleranschlüsse...

...regelmäßige, mindestens
monatliche Erneuerung des
Wassers

mehr als 4 Wochen
Wohnungen: Schließen der
Stockwerksabsperrung

Öffnen der Stockwerksab-
sperrung, Spülen der Trink-
wasserinstallation

mehr als 4 Wochen
Einfamilienhäuser: Schließen
der Absperrarmatur hinter
der Wassserzählanlage

Öffnen der Absperrarmatur,
Spülen der Trinkwasser-In-
stallation

mehr als 6 Monate

Schließen der Hauptabsper-
rungen, Entleeren der 
Leitungen (Frostschutz), Ab-
sperrung der  Zulaufleitung

Öffnen der Hauptabsperra-
matur, Spülen der Trink -
wasser-Installation

mehr als 1 Jahr

Anschlussleitung von der
Versorgungsleitung durch
einen Fachmann abtrennen
lassen

Benachrichtungen des WVU,
Wiederanschluss

(Quelle: UBA, 2008) WVU = Wasserversorgungsunternehmen 
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Die notwendige Minimierung der Biofilme wird durch

die Prüfung der Materialien nach dem Arbeitsblatt W

270 des Regelwerkes der Deutschen Vereinigung des

Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) bekundet. Bauteile

für Wasserversorgungsanlagen, die diese Anforderun-

gen erfüllen, können ein Zertifizierungszeichen des

DVGW erhalten. Neue Trinkwasser-Installationen sollen

nur aus zertifizierten Bauteilen errichtet werden. Ferner

ist Trinkwasser als Naturprodukt nicht überall gleich: Es

unterscheidet sich im Gehalt an Salzen, Säure und an-

deren Naturstoffen, die sich auf die Löslichkeit von Stof-

fen aus Installationsmaterialien auswirken. Daher ist

die Installation durch Fachfirmen wichtig, die beim ört-

lichen Wasserversorger gelistet sind, da diese die spe-

zifischen Wassereigenschaften kennen und die dafür

geeigneten Materialien auswählen können.

Wenn bei einer Wasseranalyse Krankheitserreger

wie z. B. Legionellen nachgewiesen werden, sind unver-

züglich wirksame Abhilfemaßnahmen einzuleiten. Die-

ses Risiko ist eher bei großen, weit verzweigten Trink-

wasser-Installationen gegeben. Die einzige nachhaltig

wirksame Maßnahme gegen Legionellen in Trinkwas-

ser-Installationen ist die Rekonstruktion der gesamten

Anlage auf der Grundlage des gültigen technischen Re-

gelwerkes. In der Diskussion stehen auch Desinfektions-

anlagen zum Einbau in der Installation, um schnell und

bei begrenztem Aufwand die Trinkwassersicherheit wie-

der herzustellen. Desinfektionsanlagen erfordern aller-

dings einen qualifizierten Betrieb und die ständige Über-

wachung. Da sie nicht die Ursachen des mikrobiellen

Wachstums beseitigen, treten bei einem Ausfall diesel-

ben Probleme wieder auf. Weitere Nachteile sind, dass

Desinfektionsnebenprodukte in unkontrollierten Kon-

zentrationen entstehen und dass gefährliche Chemika-

lien in Wohnhäusern vorgehalten oder hergestellt wer-

den müssen. Bei manchen großen Anlagen mit hohem

Gefährdungspotential, z. B. in Krankenhäusern, können

für einzelne Bereiche des Verteilungsnetzes Maßnah-

men wie solche Desinfektionsanlagen (oder Filter) zeit-

weilig erforderlich sein. Das Umweltbundesamt befür-

wortet sie nur in Einzelfällen – etwa in solchen großen

Anlagen mit hohem Gefährdungspotential bis zur er-

folgten Sanierung, jedoch nicht generell als Vorsorge.

Dies ist weder erforderlich noch hygienisch sicher. Viel-

mehr gewährleisten die korrekte Materialauswahl und

Installation die hygienische Sicherheit der Trinkwasser-

verteilung in Gebäuden. 

Fazit: Da die Qualität des Trinkwassers durch die

Vielzahl neuer Werkstoffe und Bauteile in der Trink-

wasserinstallation vermindert werden kann, erfordert

dieser Teil des Wasserversorgungssystems besondere

Sorgfalt.

476

6 
/ 

20
09

UMWELT

Wasser und Gesundheit 
Sc

hw
er

pu
nk

tt
he

m
a:

 U
m

w
el

t 
un

d 
Ge

su
nd

he
it Aktuelle Ergebnisse aus dem 

Kinder-Umwelt-Survey: Metallgehalte

im häuslichen Trinkwasser

Nach den Ergebnissen des Kinder-Umwelt-Survey

(KUS) lagen die mittleren Blei-, Cadmium- und Nickel-

einträge im häuslichen Trinkwasser in den Jahren 2003

bis 2006 unter denen von 1990/92. Dennoch kamen

immer noch Überschreitungen von Grenzwerten der

TrinkwV vor – vor allem dann, wenn das Trinkwasser in

der häuslichen Installation über Nacht gestanden hat.

In den „Zufallsproben“, die stagnationsunabhängig

im Laufe des Tages gewonnen wurden, waren die

Grenzwerte wesentlich seltener überschritten als noch

in den Jahren 1990/92. Eine konkrete gesundheitliche

Besorgnis lässt sich aus einer solchen Momentauf-

nahme für den jeweiligen Haushalt nicht ableiten, da

im KUS nicht festgestellt werden konnte, ob die Über-

schreitungen dauerhaft waren. 

Der KUS ergab allerdings auch, dass fast 60 % der

befragten Familien das Trinkwasser sofort nach dem

Öffnen des Wasserhahns verwenden, obwohl das UBA

empfiehlt, Lebensmittel und Getränke vorzugsweise

unter Verwendung von frisch abgelaufenem Trink-

wasser zuzubereiten. Aus Bleileitungen sollte gemäß

der UBA-Empfehlungen für Säuglinge und Kleinkin-

der auch kein frisch abgelaufenes Wasser entnom-

men werden, denn der an 2013 geltende Grenzwert

für Blei lässt sich nur dann zuverlässig einhalten,

wenn die Hausinstallation keine Bleirohre enthält. 
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Badegewässer an der Küste oder an Seen und Flüs-

sen sind nicht nur zum Baden da, sondern sie sind wie

alle Gewässer vielfältigen weiteren Nutzungen und da-

mit möglichen Verschmutzungen ausgesetzt. Nach der

neuen Badegewässerrichtlinie (2006/7/EG) müssen zum

Schutz der Badenden vor Infektionskrankheiten zwei

mikrobiologische Parameter als Indikatoren für Krank-

heitserreger regelmäßig untersucht werden: die Bak-

terien „Escherichia coli“ und „Intestinale Enterokok-

ken“.

Besserer gesundheitlicher 
Schutz der Badenden durch neue 
EG-Badegewässerrichtlinie

Die neue Richtlinie enthält wichtige Neuerungen

für einen besseren Schutz der Badenden und fordert

eine umfassende Information und Beteiligung der Öf-

fentlichkeit. Außerdem fordert sie ein Umdenken vom

passiven Überwachen zum aktiven Management der

Badegewässer durch Erstellung von so genannten Ba-
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Badegewässer – Lebensqualität und
Gesundheit 
Deutschland hat neue EG-Badegewässerrichtlinie umgesetzt

Badevergnügen am Nordseestrand (Foto: UBA / Judith Meierrose)

Weitere Informationen

� Broschüre des Umweltbundesamtes 

„Trink was – Trinkwasser aus dem Hahn“

www.umweltdaten.de/publikationen/

fpdf-l/3058.pdf

� Umwelt-Surveys, speziell Kinder-Umwelt-Survey:

www.uba.de/gesundheit/survey/kinder.htm

(AutorInnen: Dr. Ulrich Schlosser, Umweltbundesamt, 
FG II 3.4 „Organische Bedarfsgegenstände und Zusatzstoffe 
für Trinkwasser, Wasserverteilung“ und Christine Schulz, FG II 1.2
„Toxikologie, gesundheitsbezogene Umweltbobachtung“)
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degewässerprofilen, die unter anderem alle Ver-

schmutzungsquellen, die die Qualität des Wassers be-

einflussen könnten, sowie mögliche Probleme mit Cya-

nobakterien, aufzeigen. 

Viele neue Badegewässer in 
der Badesaison 2008

Die Länder haben die Chance der neuen Richtlinie

zur Beteiligung der Öffentlichkeit genutzt und viele Ge-

wässer, in denen eine große Anzahl Leute badet, als

neue Badegewässer identifiziert. Im Vergleich zur Ba-

desaison 2007 wurden insgesamt 371 zusätzliche Bade-

gewässer gemeldet. In der Badesaison 2008 gab es da-

mit 2 263 Badegewässer, davon 380 an der Küste und 

1 923 an Binnengewässern. 

Qualität der Badegewässer mit den
neuen Überwachungsparametern

Von 1992 bis 2001 nahm die Zahl der Leit- und Grenz-

wertüberschreitungen und damit auch die Ver-

schmutzung der Badegewässer kontinuierlich ab (siehe

Abb.1 und Abb. 2). Seit 2001 ist die Qualität der Badege-

wässer auf hohem Niveau konstant. Im Jahr 2007 gab es

vor allem bei den Küstengewässern eine Verschlechte-

rung der Wasserqualität bedingt durch einen sehr war-

men Frühling und einen verregneten Sommer. Mit den

478

6 
/ 

20
09

UMWELT

Wasser und Gesundheit 
Sc

hw
er

pu
nk

tt
he

m
a:

 U
m

w
el

t 
un

d 
Ge

su
nd

he
it

Abb.1 : Qualität der Küstenbadegewässer in Deutschland von 1991 bis 2008

in %

(Quelle: EU Kommission) 
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neuen Überwachungsparametern in der Badesaison

2008 ergab sich für die Binnengewässer eher eine Ver-

besserung in der Qualitätseinstufung. Bei den Küsten-

gewässern gab es jedoch deutlich weniger Gewässer,

die die strengeren Leitwerte einhielten. Teilweise ist

dies bedingt durch eine neue Klassifizierung der Mün-

dungsgebiete der großen Küstenflüsse wie z. B. der Elbe,

die meist keine sehr gute Wasserqualität haben. Sie wer-

den in Anlehnung an die Wasserrahmenrichtlinie als

Küstengewässer statt wie bisher als Binnengewässer 

gezählt. Eine Grenzwertüberschreitung gab es nur in 

24 d. h. in zirka einem Prozent der 2 263 Badegewässer.

Weitere Informationen

Die neue EG-Badegewässerrichtlinie ist zu finden

unter: 

www.bmu.de/gewaesserschutz/downloads/

doc/36874.php

Der Badegewässeratlas 2009 mit dem Bericht zur 

Badesaison 2008 steht in Kürze unter:

http://ec.europa.eu/ environment/water/

index_en.htm

(Water and Health – Bathing Water – Report 2009)

zur Verfügung.

(Referat WA I 3 „Gewässerschutz“ / Umweltbundesamt, 
FG II 1.4 „Mikrobiologie, Parasitologie“)
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Abb.2 : Qualität der Binnenbadegewässer in Deutschland von 1991 bis 2008

in %

(Quelle: EU-Kommission) 
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Kinder machen selber Lärm, aber sie sind oft auch

selbst von gesundheitlichen Auswirkungen des Lärms

betroffen.

Die aktuell veröffentlichten Ergebnisse des Kinder-

Umwelt-Surveys (KUS) des Umweltbundesamtes (UBA)

zur Lärmexposition und zu Lärmwirkungen bei 1 084

Kindern im Alter von acht bis 14 Jahren zeigen: Jedes

sechste Kind wohnt an stark befahrenen Haupt- oder

Durchgangsstraßen, wobei bei fast zwei Dritteln davon

das Kinderzimmer zur Straße ausgerichtet ist. Jedes

sechste der elf- bis 14-jährigen Kinder fühlt sich tags

und jedes zwölfte nachts durch Straßenverkehrslärm

belästigt. Kinder aus Familien mit niedrigem Sozialsta-

tus sind insgesamt stärker betroffen.

Im Rahmen des Teilprojekts „Lärm“ des KUS wurde

auch ein „Screening-Hörtest“ bei den Kindern durch-

geführt. Hinzu kamen Befragungen nach potenziell Ge-

hör gefährdenden Freizeitgewohnheiten, Gehörsymp-

tomen und der Belästigung durch Umweltlärm. 

Erwachsene und auch Kinder fühlen sich durch Lärm

belästigt oder gestört. Dabei spielt häufig die Einstellung

zur Geräuschquelle und zum Verursacher eine wichtige

Rolle. Geräusche, die man beispielsweise selbst durch die

Benutzung von Geräten verursacht, werden von einem

selbst meistens nicht als störend empfunden – von an-

deren unter Umständen jedoch sehr. 

Auch Kinder fühlen sich durch Lärm belästigt und

können nachts schlecht schlafen, aber im Gegensatz zu

Erwachsenen fühlen sich Kinder meistens weniger durch

Verkehrslärm gestört als durch Familienmitglieder und

Nachbarn. Auffällig ist, dass bei wachsendem Verkehrs-

aufkommen der Anteil von Kindern deutlich ansteigt,

der auch im Sommer mit geschlossenem Fenster schläft.

Kinder, die ganzjährig bei geschlossenem Fenster schla-

fen, berichten signifikant häufiger über Durchschlaf-

schwierigkeiten. Beide Aspekte, ein Mangel an frischer

Luft und ein trotz geschlossener Fenster unzureichen-

der Schallschutz, könnten dabei eine Rolle spielen.
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Kinder immer im Blick

Kinder verdienen unseren besonderen Schutz, um

gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Umwelt-

einflüsse auf sie zu verringern oder zu vermeiden. Sie

sollen in altersgerechter Form an das Themenfeld Um-

welt und Gesundheit herangeführt werden. Dazu hat

das Bundesumweltministerium (BMU) gemeinsam

mit dem Umweltbundesamt (UBA) im April 2009 ein

Arbeitsheft für Grundschulen veröffentlicht, das den

Kindern mittels Experimenten, Spielen und Beob-

achtungen die Themen Lärm, Innenraumluft, Bade-

gewässer, Strahlung, Klimawandel und Chemikalien

nahebringt. Ein vom Umweltbundesamt entwickeltes

Online-Spiel für Kinder zu Umwelt und Gesundheit

ist ebenfalls seit April auf der Kinderseite des Bundes-

umweltministeriums eingestellt. Werdende und

künftige Eltern informiert die neue Informationsbro-

schüre „Start ins Leben – Einflüsse aus der Umwelt auf

Säuglinge, ungeborene Kinder und die Fruchtbar-

keit“, wie sie Lärmbelastungen und andere mögliche

Umwelteinflüsse auf die Gesundheit ihrer Kinder ver-

meiden können.
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Lärm geht auf die Nerven

Es gilt als sicher, dass Lärm über die Aktivierung un-

seres Nervensystems und die Ausschüttung von Stress-

hormonen Kreislauf- und Stoffwechselvorgänge un-

günstig beeinflusst. Dies kann langfristig zu gesund-

heitlichen Schäden führen. Körperliche Reaktionen tre-

ten unbewusst auch im Schlaf  auf, und zwar auch bei

Personen, die meinen, sich an Lärm gewöhnt zu haben.

Schon Dauerschallbelastungen außerhalb der Woh-

nung von 65 dB(A) können bei Bewohnern von Gebieten

mit hoher Umgebungslärmbelastung zu hohem Blut-

druck und Herzinfarkt führen.

Während diese Erkrankungen bei Kindern zunächst

noch keine Rolle spielen, können andere Effekte durch-

aus die Gesundheit und die Entwicklung nachhaltig ne-

gativ beeinflussen. In verschiedenen Fluglärmstudien

wurde bei Kindern, die in Fluglärm belasteten Gebieten

wohnen und dort zur Schule gehen, bei Konzentrati-

ons-, Erinnerungs- und Leistungstests schlechtere Er-

gebnisse ermittelt als bei Kindern aus weniger expo-

nierten Gebieten. Auch der Lärm, der durch die Kinder

in den Klassenräumen selbst erzeugt wird, wirkt sich

nachteilig auf die Leistung der Schüler aus. Untersu-

chungen haben gezeigt, dass die Sprachverständlich-

keit in Klassenräumen stark davon abhängt, wie sehr es

in dem Raum hallt.

Zivilisations-Gehörschäden

Das Thema „Soziakusis“ steht seit geraumer Zeit im

Blickfeld. Gemeint sind Gehörschäden durch Lärm, die

der Einzelne sich durch Freizeitaktivitäten gewisser-
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Arbeitsblatt zum Thema Lärm aus den Bildungsmaterialien
„Umwelt und Gesundheit“ hier für Grundschulen 

Straßenverkehrslärm ist die Lärmquelle Nummer Eins. (Foto: BMU / Rupert Oberhäuser) 
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maßen freiwillig zufügt – entweder aus Unkenntnis

oder aus Ignoranz. Gehörschäden können entweder so-

fort entstehen, soweit die Schallpegelspitzen sehr hoch

sind (z. B. Feuerwerkskörper, Spielzeugpistolen), oder

sich schleichend über die Jahre hinweg durch Einwir-

kung hoher Dauerschallpegel immer stärker ausbilden

(z. B. laute Musik, Umgang mit lauten Geräten und Spiel-

zeug). Wichtig im Hinblick auf die schädigende Wir-

kung sind nicht nur die Schalldruckpegel alleine, son-

dern auch die wöchentlichen Einwirkzeiten. Im KUS

zeigte sich, dass 11,4 Prozent der Kinder über vorüber-

gehende Ohrgeräusche (Tinnitus) nach dem Hören lau-

ter Musik klagen – ein Indikator für zu hohe Schallein-

wirkung.

Falls freiwillige Vereinbarungen wie der „DJ-Füh-

rerschein“ oder das Qualitätssiegel „Freiwillig kontrol-

lierte Lautstärke“ sich künftig nicht als zielführend er-

weisen, werden möglichst einheitliche Regelungen zur

Begrenzung der Schallpegel, wie sie bereits in anderen

europäischen Ländern existieren, auch in Deutschland

notwendig werden. 

Rechtliche Regelungen 
zum Lärmschutz

In der Europäischen Union (EU) gilt seit dem Jahr

2002 die „Richtlinie des Europäischen Parlaments und

des Rates über die Bewertung und Bekämpfung von

Umgebungslärm“. Sie hat das Ziel, vorzugsweise

„schädliche Auswirkungen, einschließlich Belästigung,

durch Umgebungslärm zu verhindern, ihnen vorzu-

beugen oder sie zu mindern“. In einem zeitlichen Stu-

fenmodell sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, die

Lärmbelastung durch Aufstellung von Lärmkarten zu

ermitteln, die Öffentlichkeit zu informieren und Lärm-

probleme und Lärmauswirkungen durch Aufstellung

von Aktionsplänen zu regeln. 

Das Umweltbundesamt hat kurz- bis langfristige

Umwelthandlungsziele formuliert, die als Leitfaden für

Gemeinden und zuständige Behörden für die Lärmak-

tionsplanung herangezogen werden können (siehe 

Tabelle).

Der Bericht „Kinder-Umwelt-Survey (KUS) 2003/06:

Lärm – Daten und Materialiensammlung, Deskription

und Zusammenhangsanalysen“ steht unter folgender

Adresse zur Verfügung: www.umweltdaten.de/publi-

kationen/fpdf-l/3617.pdf 

Weitere Informationen zum Thema Lärm finden sich

auf folgenden Webseiten:

www.umweltbundesamt.de/laermprobleme/

index.html

http://ec.europa.eu/environment/noise/

www.euro.who.int/Noise

(Autor: Dr. Wolfgang Babisch, Umweltbundesamt, 
FG II 1.1 St „Umwelthygiene und Umweltmedizin, 
gesundheitliche Bewertung“)
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Umwelthandlungsziel Zeitraum Lden [dB(A)] Lnight [dB(A)]

Vermeidung von Gesundheitsgefährdung kurzfristig 65 55

Minderung von erheblicher Belästigung mittelfristig 60 50

Vermeidung von erheblicher Belästigung langfristig 55 45
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„Naturschutz und Gesundheit“ ist ein neues Thema,

das in jüngster Zeit in Zusammenhang mit Konzepten

zur Gesundheitsvorsorge und -förderung zunehmend

Beachtung in Wissenschaft, Praxis und Politik findet.

Nach dem Verständnis eines modernen Naturschutzes

sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen

Wertes, aber auch als Grundlage für das Leben und die

Gesundheit des Menschen zu schützen. Dabei sind die

komplexen Bezüge zwischen Natur(schutz) und Ge-

sundheit zu berücksichtigen.

Naturschutz, Erholungsvorsorge und
Gesundheit

Der Erholungswert von Natur und Landschaft im

Hinblick auf die Förderung des psychischen Wohlbe-

findens ist seit langem bekannt. Untersuchungen zei-

gen, dass die Natur in der direkten Begegnung eine sta-

bilisierende, entspannende und beruhigende Wirkung

und somit einen therapeutischen Nutzen haben kann.

Dies gilt ebenso für die Förderung der Kindergesund-

heit über Naturerlebnisse. Natur und Landschaft bil-

den zudem eine attraktive Kulisse sowie in vielen Fällen

auch erst die Voraussetzung für gesundheitsfördernde

Aktivitäten wie Spazierengehen, Nordic-Walking, Wan-

dern, Radfahren, Schwimmen, Kanufahren usw..

Der Beitrag des Naturschutzes zur Erholungsvor-

sorge besteht darin, dass er Erholungsräume für Bewe-

gung und natur- und landschaftsverträglichen Sport

sowie Ruhe und Entspannung in der Natur sichert. Da-

mit trägt er zum seelischen und körperlichen Wohlbe-

finden bei und leistet angesichts der zunehmenden Pro-

bleme von Stress, Übergewicht und Bewegungsman-

gel in unserer Gesellschaft einen wichtigen Beitrag zur

Gesundheitsförderung und zur Gesundheitsprävention.
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Grünflächen in der Stadt – Räume für die Erholung und Verbesserung des Stadtklimas (hier Stadtpark in Leipzig) 
(Foto: Andreas Huth) 
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Insbesondere Großschutzgebiete, aber auch andere

landschaftlich und „natürlich“ attraktive Flächen ga-

rantieren in erheblichem Maße den Erholungswert von

Natur und Landschaft. Um nicht nur im Urlaub, son-

dern auch im Alltag die gesundheitsfördernden Wir-

kungen von Natur und Landschaft erfahren zu können,

sind geeignete Erholungsräume auch im siedlungsna-

hen Bereich zu erhalten und zu entwickeln. 

Grundsätzlich gilt es, das Erholungsbedürfnis des

Menschen mit dem Schutzbedürfnis der Natur in Ein-

klang zu bringen.

Naturschutz und gesunde Ernährung

Der Schutz der natürlichen Ressourcen Boden, Was-

ser und Luft ist Voraussetzung dafür, dass qualitativ

hochwertige und gesunde Lebensmittel produziert wer-

den können. Eine nachhaltige Landbewirtschaftungs-

form, welche die natürlichen Ressourcen schont und

dadurch auch die Artenvielfalt von Pflanzen und Tieren

fördert, ist der ökologische Landbau. 2008 wurden in

Deutschland zirka 5,4 Prozent der Anbaufläche nach

den Prinzipien des Ökologischen Landbaus bewirt-

schaftet. Ziel der Bundesregierung ist es, den Anteil der

Anbaufläche des Ökologischen Landbaus auf 20 Pro-

zent zu erhöhen.

Im letzten Jahrzehnt sind in Deutschland auch zahl-

reiche Regionalinitiativen zum Vertrieb und zur Ver-

marktung nachhaltig und naturverträglich erzeugter

regionaler Produkte entstanden. Dabei spielen Bios -

phärenreservate und Naturparke eine wichtige Rolle.

Spezialitäten, die ganz markant für die einzelnen Re-

gionen sind, wie z. B. der Oberlausitzer Biokarpfen,

Lammfleisch aus der Rhön, Gurken aus dem Spreewald

oder Biokäse aus der Uckermark beweisen, dass natür-

liche Produkte nicht nur gesund sind, sondern auch gut

schmecken.

Naturschutz und Heil- und 
Arzneimittel

Die Natur beherbergt ein großes Potenzial an me-

dizinisch wirksamen Rohstoffen, das erst in Ansätzen

bekannt ist. Pflanzliche und tierische Naturstoffe und

andere Stoffe aus der Natur (z. B. Moor, Lehm, Schlamm,

Meersalz) sind aber auch schon heute eine Grundlage
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Wandern fördert die Gesundheit
(Foto: Barbara Engels) 
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für viele Arznei- und Heilmittel sowie Heilverfahren

und Kuranwendungen.

Etwa 50 000 Pflanzenarten werden weltweit in ir-

gendeiner Form zu medizinischen Zwecken genutzt, 

50 Prozent aller zugelassenen Medikamente sind pflanz-

lichen Ursprungs. Besonders groß ist das Reservoir der

tropischen Regenwälder. Der größte Teil des Bedarfs wird

heute und sicher auch in Zukunft aus Wildsammlungen

und nicht aus Anbau oder Kultur gedeckt. Etwa 15 000

Heilpflanzenarten sind laut Experten der Weltnatur-

schutzunion IUCN jedoch bereits gefährdet.

Von den mehreren zehntausend genutzten Arten

werden etwa 3 000 international gehandelt. Das sind

jährlich mehr als 460 000 Tonnen an Heilpflanzen im

geschätzten Wert von mehr als 1,2 Milliarden US-$.

Deutschland trägt hier als weltweit viertgrößter Im-

porteur und Exporteur auch global eine besondere Ver-

antwortung.

Der unregulierte internationale Handel zählt ne-

ben dem Lebensraumverlust zu den größten Bedro-

hungen der Artenvielfalt. Pflanzen und Tiere, die

Grundlage für Heil- und Arzneimittel sind oder künftig

als solche genutzt werden könnten, können nur erhal-

ten werden, wenn auch deren Lebensräume erhalten

werden und ihre Nutzung zu medizinischen Zwecken

nachhaltig erfolgt. Daher sind Konzepte und interna-

tionale Standards für eine nachhaltige Nutzung von

Wildbeständen zu medizinischen Zwecken notwendig.

Nur so ist der langfristige Erhalt der Bestände garan-

tiert. Weiterhin ist Bildungs- und Kommunikationsar-

beit zur Aufklärung der Bevölkerung und der Multipli-

katoren erforderlich.

Naturschutz, Klimawandel und 
Gesundheit 

Die Sicherung und Entwicklung von intakten Öko-

systemen ist auch von großer Bedeutung im Hinblick

auf den Klimawandel und seine Folgen für die mensch-

liche Gesundheit. Durch Torfbildung in Mooren und

durch Humusbildung in natürlichen Grasländern (Step-

pen, Prärien, Pampas) und Wäldern wird der Luft CO2

entzogen und festgelegt. Der Schutz und die Entwick-

lung dieser Ökosysteme als CO2-Speicher und -Senke ist

damit ein wichtiger Beitrag zur Minderung von Klima-

veränderungen und deren negativen Folgen für die

menschliche Gesundheit. Naturnahe Ökosysteme kön-

nen auch die Auswirkungen von Klimaextremen auf

die menschliche Gesundheit abpuffern. Sie können

Hochwasserereignisse abmildern und zur Sicherung

der Wasserversorgung in Trockenzeiten beitragen. Dem

Schutz und der Renaturierung von Auen, der Erhaltung

von Wäldern in Flusseinzugsgebieten und dem Schutz

natürlicher Küstenökosysteme kommt in diesem Zu-

sammenhang eine besondere Bedeutung zu. Die Er-

haltung der genetischen Vielfalt von wildlebenden Ar-

ten, Kulturpflanzen und Nutztieren erhöht deren An-

passungsfähigkeit an klimatische Veränderungen und

stellt somit eine wichtige Vorsorgemaßnahme für die

Stabilität von Ökosystemen, aber auch für die Siche-

rung der menschlichen Ernährung dar.

Durch den Klimawandel kann es andererseits zu

starken Verschiebungen der Verbreitungsgebiete von

Pflanzen- und Tierarten sowie zu erheblichen Verän-

derungen in der Artenzusammensetzung und Struktur

ganzer Ökosysteme kommen. Angesichts der prognos-

tizierten Klimaerwärmung ist mit einer verstärkten Aus-

breitung gebietsfremder Arten zu rechnen, die zu ei-

nem Risiko für einheimische Arten werden und auch

gesundheitliche Probleme verursachen können. Ein

Beispiel hierfür ist die Beifuß-Ambrosie, mit deren ver-

stärkter Ausbreitung im Rahmen des Klimawandels zu

rechnen ist. Ihre Pollen können Heuschnupfen und

Asthma verursachen, bei Berührung kann die Pflanze

zudem Kontaktallergien auslösen.

Die Landnutzung und die Beschaffenheit der Öko-

systeme wirken sich nicht nur global, sondern auch lokal

auf das Klima aus. Für ein gesundheitlich nicht belas-

tendes Stadtklima sind Biotopflächen, die als Frisch- und

Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen

wirken, zu erhalten beziehungsweise zu schaffen.
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Ausgewählte Forschungsvorhaben zu
Naturschutz und Gesundheit

Die aufgezeigten vielfältigen Bezüge und Synergien

zwischen Natur und Gesundheit gilt es im gesellschaft-

lichen Kontext zu verdeutlichen und für die Entwick-

lung von integrativen Handlungskonzepten und Alli-

anzen von Naturschutz und Gesundheitsschutz zu nut-

zen. Im Rahmen verschiedener Forschungsvorhaben

des Bundesumweltministeriums und Bundesamtes für

Naturschutz wurden und werden hierfür beispielhafte

Handlungsoptionen entwickelt.

Modellvorhaben Naturschutz und 
Gesundheitsschutz

In diesem Vorhaben, das vom Institut für Hygiene

und Öffentliche Gesundheit der Universität Bonn durch-

geführt wird und das auch als ein Leuchtturmprojekt

der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt aus-

gewiesen ist, werden in drei Naturparken als Modell-

gebieten Strategien entwickelt, um den Naturschutz

mit gesundheitsfördernden und -erhaltenden Maß-

nahmen zu verknüpfen. Naturparke sind nach § 27

BNatSchG großräumige Gebiete, die sich wegen ihrer

landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung be-

sonders eignen und in denen ein nachhaltiger Touris-

mus angestrebt wird. Sie erscheinen daher für das

Thema „Naturschutz und Gesundheit“ besonders prä-

destiniert. Als Modellgebiete können die Naturparke

aber auch wegweisend für andere Gebiete sein, die von

ihrer Zweckbestimmung und den landschaftlichen Vo-

raussetzungen hierfür ebenfalls geeignet sind, wie 

z. B. Biosphärenreservate. Neben der Entwicklung von

Handlungsansätzen im Themenfeld „Naturschutz und

Gesundheitsschutz“ und der Zusammenführung der

verschiedenen Akteure in den jeweiligen Regionen soll

in dem Vorhaben auch die Kommunikation eines inte-

grativen gesundheitsorientierten Naturschutzes er-

probt werden.

Leitfaden „Menschen bewegen – 
Grünflächen entwickeln“

Das Institut für Natursport und Ökologie der Deut-

schen Sporthochschule Köln hat im Rahmen eines For-

schungsvorhabens einen Leitfaden erarbeitet, der

Handlungsempfehlungen gibt, wie im Siedlungsraum

unter Einbindung der Kommunalpolitik sowie von Bür-

gerinnen und Bürgern Grünflächen für Erholung, Na-

turerlebnis sowie Bewegung und Sport entwickelt wer-

den können. Der Leitfaden zeigt in einer Art Baukas-

tensystem auf, wie in den Kommunen die Zusammen-

arbeit von Fachleuten aus Sport-, Grünflächen- und Um-

weltressorts verbessert werden kann. Musterbeispiele

und Checklisten helfen den Planern in Städten und Ge-

meinden, das im Leitfaden vorgeschlagene Grünflä-

chen- und Bewegungsraummanagement auch in der

eigenen Kommune umzusetzen.

Aufbau eines Informationssystems zu
Naturschutz und Gesundheit 

Im Rahmen eines Forschungsvorhabens entwickelt

derzeit die AG Umwelt und Gesundheit der Universität

Bielefeld ein Konzept für ein internetgestütztes Infor-

mationssystem, welches die Bezüge von Natur(schutz)

und Gesundheit(sschutz) verdeutlichen soll. In dem In-

fosystem soll das vorhandene Faktenwissen zielgrup-

penspezifisch aufbereitet werden. Es sollen gute Bei-

spiele für das Zusammenwirken von Naturschutz und

Gesundheitsschutz und schon vorhandene Allianzen

vorgestellt sowie Hinweise zu Kontaktadressen und wei-

terführender Literatur gegeben werden. Auf der Basis

dieses Konzeptes soll dann ein Informationssystem zu

Naturschutz und Gesundheit beim Bundesamt für Na-

turschutz eingerichtet werden.

(AutorInnen: Ingelore Gödeke, Referat N I 1 „Allgemeine und
grundsätzliche Angelegenheiten des Naturschutzes, Abteilungs-
koordinierung“ und Prof. Dr. Karl-Heinz Erdmann, Bundesamt für
Naturschutz, FG II 1.2 „Gesellschaft, Nachhaltigkeit, Tourismus
und Sport“)
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Am 25. Juni 2009 lädt das Bundesamt für Strahlen-

schutz (BfS) zur Informationsveranstaltung „Mobilfunk

und Gesundheit: Aktuelles aus der Wissenschaft – Fach-

leute des BfS beantworten Ihre Fragen“ in der Hoch-

schule München ein. Das Bundesamt für Strahlenschutz

bietet mit dieser kostenlosen Veranstaltung der inte-

ressierten Öffentlichkeit sowie den mit diesem Thema

beruflich Befassten die Möglichkeit, sich über Ergeb-

nisse des Deutschen Mobilfunk Forschungsprogramms

(DMF) zu informieren und damit verbunden einen Ein-

blick in die Themen „Elektromagnetische Felder“, „Mo-

bilfunk“ und „Wissenschaftliche Arbeit“ zu erhalten.

Neben einer Reihe von

Kurzvorträgen werden In-

formationsstände über

wissenschaftliche und

technische Grundlagen

informieren, einen Über-

blick über wissenschaftli-

che Studien bieten und die

Forschungsergebnisse des

DMF darstellen. ExpertIn-

nen des Bundesamt für

Strahlenschutz stehen den

Besuchern den ganzen

Tag für Fragen und Anre-

gungen zur Verfügung. Es

wird eine Handyvermes-

sung an einem mobilen

Phantomkopf angeboten

und Personendosimeter

werden gezeigt, mit deren

Hilfe die Exposition eines

jeden durch hochfrequente elektromagnetische Felder

aufgezeichnet werden kann.

Wann: 25. Juni 2009 – Beginn: 9:30 Uhr

Wo: Hochschule München, Eingang Lothstraße 64

(„Roter Würfel) 1. Stock

80335 München 

Kontakt und Anmeldungen:

Tel. 03018 - 333 - 2280

E-Mail: mobilfunk-gesundheit@bfs.de
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Mobilfunk und Gesundheit –
Informationsveranstaltung

Ergebnisse des Deutschen Mobilfunk Forschungsprogramms
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